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1 Grundlagen des Luftreinhalteplanes 

1.1 Begriffsbestimmungen 
Ballungsraum ist ein Gebiet mit mindestens 250.000 Einwohnern, das aus einer oder mehreren 
Gemeinden besteht oder ein Gebiet, das aus einer oder mehreren Gemeinden besteht, welche 
jeweils eine Einwohnerdichte von 1.000 Einwohnern oder mehr je Quadratkilometern bezogen 
auf die Gemarkungsfläche haben und die zusammen mindestens eine Fläche von 100 
Quadratkilometern darstellen. 

Beurteilung ist die Ermittlung und Bewertung der Luftqualität durch Messung, Rechnung, 
Vorhersage oder Schätzung anhand der Methoden und Kriterien, die in der 22. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über Immissionswerte für 
Schadstoffe in der Luft – 22. BImSchV) [16] genannt sind. 

Emissionen sind die von einer Anlage ausgehenden Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Erscheinungen. 

Gebiet ist ein von den zuständigen Behörden festgelegter Teil der Fläche eines Landes im 
Sinne des § 9 Abs. 2 der 22. BImSchV [16]. 

Immissionen sind auf Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre 
sowie Kultur- und sonstige Sachgüter einwirkende Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Erscheinungen. 

Immissionsgrenzwert ist ein Wert für einen bestimmten Schadstoff, der nach den Regelungen 
der §§ 2 bis 7 der 22. BImSchV [16] bis zu dem dort genannten Zeitpunkt einzuhalten ist und 
danach nicht überschritten werden darf. 

Immissionskenngrößen kennzeichnen die Höhe der Vorbelastung, der Zusatzbelastung oder 
der Gesamtbelastung für den jeweiligen luftverunreinigenden Stoff. 

Kurzzeitkenngröße beschreibt den im Vergleich zu einer Langzeitkenngröße wie z. B. den  
Jahresmittelwert für den jeweiligen Stoff spezifisch festgesetzten kurzzeitig einzuhaltenden 
Immissionsgrenzwert wie z. B. Stunden- oder Tagesmittelwert.  

Luftverunreinigungen sind Veränderungen der natürlichen Zusammensetzung der Luft, 
insbesondere durch Rauch, Ruß, Staub, Gase, Aerosole, Dämpfe oder Geruchsstoffe. 

PM10 sind die Partikel, die einen größenselektierenden Lufteinlass passieren, der für einen 
aerodynamischen Durchmesser von 10 µm einen Abscheidegrad von 50 % aufweist. 

PM2,5 sind die Partikel, die einen größenselektierenden Lufteinlass passieren, der für einen 
aerodynamischen Durchmesser von 2,5 µm einen Abscheidegrad von 50 % aufweist. 

Toleranzmarge ist ein in jährlichen Stufen abnehmender Wert, um den der 
Immissionsgrenzwert innerhalb der in den §§ 2 bis 7 der 22. BImSchV [16] festgesetzten Fristen 
überschritten werden darf, ohne die Erstellung von Luftreinhalteplänen zu bedingen. 

1.2 Aufgabenstellung 
Mit der Verabschiedung der „Luftqualitätsrahmenrichtlinie“ von 1996 [1] hat die Europäische 
Union eine neue Qualität der Luftreinhaltepolitik in Europa eingeleitet. Mit dieser Richtlinie und 
den nachfolgend verabschiedeten Tochterrichtlinien [2, 3, 4, 5] wurden Luftqualitätsziele für 
einzelne Luftschadstoffe festgelegt, die von den Mitgliedstaaten in vorgeschriebenem 
Zeitrahmen umzusetzen sind. Die Luftqualität ist landesweit mit einem Netz von 
Immissionsmessstationen zu überwachen. Die Ergebnisse der Immissionsmessungen werden 
durch Vergleich mit Immissionsgrenzwerten, die in den EG-Richtlinien festgelegt sind, bewertet. 
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Ist in einem Gebiet bzw. an einer Messstation ein Immissionsgrenzwert überschritten, ist für die 
Komponente mit einer Grenzwertüberschreitung ein Luftreinhalteplan zu erstellen. 

Die Erhebungen für den jetzt zu erstellenden Luftreinhalteplan können auf einem in früheren 
Jahren für das Belastungsgebiet Wetzlar erstellten Luftreinhalteplan, langjährigen 
Immissionsmessungen für Wetzlar Gießen und Dillenburg sowie weiteren lufthygienischen 
Untersuchungen aufbauen. Im Jahr 1975 wurde Wetzlar wegen stark erhöhter 
Staubbelastungen als Belastungsgebiet nach § 47 BImSchG [6] ausgewiesen. Der 
Luftreinhaltplan Wetzlar von 1982 [25] konnte dann zeigen, dass die 
Immissionsgrenzwertüberschreitungen bei Schwebstaub und Staubniederschlag, die zur 
Ausweisung als Belastungsgebiet geführt hatten, abgebaut waren und die Fortschreibung des 
Luftreinhalteplans Wetzlar von 1995 [26] dokumentiert, dass die Immissionsbelastung noch 
weiter zurückgegangen war. Wenn jetzt für das Messjahr 2003 für die Immissionsmessstation 
Wetzlar wieder eine Immissionswertüberschreitung für Staub ausgewiesen wird, liegt das nicht 
daran, dass die Staubbelastung der Luft wieder angestiegen ist, sondern daran, dass die seit 
1995 eher noch abgesunkene Staubbelastung durch die neuen EG-Grenzwerte deutlich 
kritischer bewertet wird. 

Der vorliegende Luftreinhalteplan mit Maßnahmenplan enthält eine Dokumentation der 
Belastungssituation sowie für die Messstationen mit festgestellter 
Immissionsgrenzwertüberschreitung eine emittentenbezogene Ursachenanalyse, die 
herausarbeitet, welche Emittentengruppen die erhöhten Immissionsbelastungen verursachen. 
Der Maßnahmenplan zeigt auf, mit welchen Maßnahmen die Immissionsbelastung unter die 
Immissionsgrenzwerte abgesenkt werden soll. Mit der Veröffentlichung nach der 
Öffentlichkeitsbeteiligung wird der Maßnahmenplan verbindlich und zwar nicht nur für die 
Behörde, die für die Erstellung des Luftreinhalteplans zuständig ist, sondern für alle 
Institutionen, die Verantwortung in den verschiedenen Maßnahmenbereichen haben. 

Luftreinhaltepläne sind nur für Komponenten zu erstellen, für die ein in der 22. BImSchV [19] 
genannter Immissionsgrenzwert überschritten ist. 

1.3 Rechtsgrundlage 
Mit der Novelle der 22. BImSchV vom 11. September 2002 [19], die die Anforderungen der EG-
Luftqualitätsrahmenrichtlinie sowie der 1. und 2. Tochterrichtlinie [2, 3] in deutsches Recht 
umsetzt, wurden unter anderem auch die Immissionsgrenzwerte für Stickstoffdioxid (NO2) und 
Staub (angegeben als PM101) deutlich verschärft. Der „Lufthygienische Jahresbericht 2003“ 
[23], in dem die Immissionskenngrößen entsprechend den Anforderungen der 22. BImSchV [19] 
berechnet wurden, weist Überschreitungen des Immissionsgrenzwertes „Tag“ bei PM10 im 
Messjahr 2003 für eine Immissionsmessstation im Lahn-Dill-Gebiet aus. Gegenüber dem 
Messjahr 2002 hat sich dabei die Immissionssituation - gekennzeichnet durch 
Konzentrationsangaben - verschlechtert. Nach § 47 BImSchG [6] ist aufgrund der für das 
Messjahr 2003 festgestellten Immissionsgrenzwertüberschreitung für PM10 ein 
Luftreinhalteplan zu erstellen. 

In Tabelle 1 sind die Immissionsgrenzwerte (einschließlich der Toleranzmarge) bis zum Jahr 
2010 nach der 22. BImSchV [19] für die in Frage kommenden Stoffe (Stickstoffdioxid, PM10) 
zusammengestellt. 

Der Inhalt des zu erstellenden Luftreinhalteplanes wird durch die in Anlage 6 der 22. BImSchV 
[19] angegebene Liste der zu berücksichtigenden Informationen bestimmt. 

Aufgabe des Luftreinhalteplanes ist es dabei, während seiner Laufzeit im Gebiet oder 
Ballungsraum die Immissionsgrenzwertüberschreitungen bei PM10 abzubauen. Die 
Immissionsgrenzwerte für PM10 dienen dem Schutz der menschlichen Gesundheit. Dieses 

                                                           
1 PM10: Partikel, die einen größenselektierenden Lufteinlass passieren, der für einen aerodynamischen 
Durchmesser von 10 µm eine Abscheidewirksamkeit von 50 % aufweist [2]. 
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Schutzziel gibt der Umsetzung der zur Verbesserung der Luftqualität erforderlichen 
Maßnahmen Nachdruck. 

 

 Stickstoffdioxid (NO2) Feinstaub PM10 
 Jahresmittel 1-h-Wert 1) Jahresmittel 24-h-Wert 2) 
 [µg/m³] [µg/m³] [µg/m³] [µg/m³] 

2002 56 280 44,8 65 

2003 54 270 43,2 60 

2004 52 260 41,6 55 

2005 50 250 40 50 

2006 48 240 40 50 

2007 46 230 40 50 

2008 44 220 40 50 

2009 42 210 40 50 

2010 40 200 40 50 
1) mit 18 zulässigen Überschreitungen im Jahr. 
2) mit 35 zulässigen Überschreitungen im Jahr. 

Tabelle 1: Grenzwerte inklusive Toleranzmargen bis 2010 nach der 22. BImSchV 

 

Mit Datum vom 20. Februar 2004 hat die EU-Kommission die Modalitäten festgelegt, nach 
denen die der EU-Kommission vorzulegenden Informationen über „Pläne oder Programme in 
Bezug auf Luftqualitätsgrenzwerte“ zu strukturieren sind [24]. Dieser weitgehend auf eine 
komplexe Tabellenform abstrahierte Informationsbericht fasst die Aussagen des 
Luftreinhalteplanes zusammen und ermöglicht eine Auswertung der Aussagen des 
Luftreinhalteplanes mittels Datenverarbeitung. Auf Anfrage sind der EU-Kommission aber auch 
die vollständigen Luftreinhaltepläne zur Verfügung zu stellen. 

Mit der Richtlinie 1999/30/EG des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 22. April 1999 
über Grenzwerte für Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid und Stickstoffoxide, Partikel und Blei in der 
Luft (1. Tochterrichtlinie [2]) wurden die bisher geltenden Immissionsgrenzwerte durch neue, auf 
Grund neuer Erkenntnisse der Weltgesundheitsorganisation (WHO) festgesetzte, niedrigere 
Grenzwerte abgelöst. Dabei wurden teilweise auch die Definitionen der Kenngrößen verändert 
und bei Staub die Messungen auf den Feinstaubanteil kleiner 10 µm Teilchendurchmesser 
beschränkt (s. Fußnote 1). Außerdem werden die Grenzwerte nicht mehr als Mittelwert für eine 
Fläche betrachtet, sondern sind als punktbezogene Messungen zu interpretieren. Entsprechend 
sind auch die Standortkriterien für Messstationen europaweit vereinheitlicht, und die 
Messstationen an verkehrsbezogenen Standorten sind dabei zu einem wichtigen 
bestimmenden Bestandteil der Immissionsüberwachung geworden. 

1.4 Festlegung und Abgrenzung des Gebietes 
Das Lahn-Dill-Gebiet stellt einen Wirtschaftsraum mit den Städten Wetzlar und Gießen dar. Das 
Gebiet Lahn-Dill umfasst mit einer Fläche von ca. 1.874 km² die Landkreise Gießen und Lahn-
Dill.  

Das Gebiet Lahn-Dill ist das kleinste von drei hessischen Gebieten gemäß 22. BImSchV [19]. 
Die Liste der Gemeinden, die zum Gebiet Lahn-Dill gehören, ist in Tabelle 24 wiedergegeben. 
Dabei ist für jede Gemeinde die Einwohnerzahl, die Fläche der Gemeinde und die 
Einwohnerdichte angegeben [27]. Nach § 1, Ziffer 7 in Verbindung mit § 9 der 22. BImSchV [19] 
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ist ein Gebiet „ein von den zuständigen Behörden festgelegter Teil der Fläche eines Landes im 
Sinne des § 9 Abs. 2 dieser Verordnung“. 

Die Festlegung dieses Gebietes (Abbildung 1) erfolgte 2002 auf der Grundlage der 
Messergebnisse und der damaligen Forderungen aus der EU-Richtlinie. Die Kriterien für die 
Festlegungen waren die Einwohnerdichte, die Wirtschafts- und Verkehrsstruktur sowie die 
naturräumlichen Gliederung in Verbindung mit den Kenntnissen der Luftbelastung dieses 
Raumes. 

Gießen-Westanlage

Linden

Gießen

Marburg

Wetzlar

Dillenburg

Lahn-Dill-Gebiet

Luftmessstationen
Stadtstation
Verkehrsstation
ländlicher Raum

0 10 20 30 40 km

 

Abbildung 1: Gebiet des Luftreinhalteplanes „Lahn-Dill-Gebiet“ 

 

1.5 Auslösende Kriterien für die Erstellung des Planes 
Die Kriterien der 22. BImSchV sehen vor, dass bei Überschreiten von Grenzwerten 
(incl. Toleranzmenge) Luftreinhaltepläne aufgrund der rechtlichen Vorgaben zu erstellen sind. 
Diese Daten sind in Tabelle 2 für die Stationen im Gebiet Lahn-Dill enthalten. Die festgestellte 
Überschreitung im Jahr 2003 ist rot markiert. 
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In Tabelle 2 sind die aus dem „Lufthygienischen Jahresbericht 2003“ [23] mit den nach den 
Anforderungen der 22. BImSchV [19] berechneten Immissionskenngrößen für die Stationen des 
Luftmessnetzes im Gebiet Lahn-Dill wiedergegeben. An der Luftmessstation Wetzlar 
überschreitet bei der Komponente PM10 die Kenngröße des Kurzzeitwertes den 
Immissionsgrenzwert. An der gleichen Station wird der PM10-Immissionswert für das Jahr ohne 
Toleranzmarge nicht überschritten aber gerade erreicht. 

 

Komponente PM10 NO2 NOx SO2 CO 

Einheit µg/m³ µg/m³ µg/m³ µg/m³ mg/m³ 

Kenngröße 24-h Jm 1-h Jm Jm 1-h 24-h Jm/Wm 8-h 

GW (+TM) 60 43 270 54 301) 410 125 201) 14 

Zulässige Überschreitungen/Jahr 35  18   24 3   - 

Situation in 2003 Anz. Wert Anz. Wert Wert Anz. Anz. Wert Anz. 

Dillenburg 7 28 0 41 105 0 0 3 3 0 

Gießen (bis 2003) 17 30 0 42 88 0 0 3 4 0 

Linden2)   0 24 43 0 0 3 4 0 

Wetzlar 47 40 0 39 100 0 0 4 4 0 

Abkürzungen und Erläuterungen: 
Jm:  Jahresmittel, 
Wm:   Wintermittel 
GW(+TM): Grenzwert oder Grenzwert plus Toleranzmarge 
1) Abstandskriterium (Entfernung zur nächsten Bebauung) in Hessen nicht erfüllt. 
2) Ländliche Vergleichstation. 

Tabelle 2: Immissionskenngrößen nach der 22. BImSchV für das Messjahr 2003 

 

Für die Komponente NO2 wird der Immissionswert für das Jahr ohne Berücksichtigung der 
Toleranzmarge an der Station Gießen und an der Station Dillenburg überschritten. 

Die Konzentrationsunterschiede zwischen den Stationen sind in der Abbildung 2 für die 
Messstationen im Gebiet Lahn-Dill und für zwei Vergleichsstationen außerhalb des Gebietes als 
Säulendiagramm dargestellt. Der Immissionsgrenzwert ist als Orientierungslinie eingezeichnet. 
Die Zusammenstellung der Jahresmittelwerte von PM10 in Abbildung 2 zeigt, dass im Messjahr 
2003 an keiner Station der Immissionsgrenzwert plus Toleranzmarge für den Jahresmittelwert 
überschritten war. Lediglich an der Luftmessstation in Wetzlar war im Jahr 2003 der 
Immissionswert für den Tag mit 47 Überschreitungen nicht eingehalten. Die Abbildung 2 macht 
auch deutlich, dass das Immissionsniveau an der Station in Wetzlar gegenüber den beiden 
Standorten in Dillenburg und Gießen sowie gegenüber den Vergleichsstandorten in Bad 
Arolsen und am Kleinen Feldberg sowohl bezogen auf den Jahresmittelwert als auch auf den 
Kurzzeitwert deutlich erhöht ist. 

Abbildung 3 zeigt, dass die Jahresmittelwerte der NO2-Konzentrationen an den Stationen im 
Gebiet Lahn-Dill - abgesehen von der Station Linden - mit einem Schwankungsbereich von 
< ± 10 % ein sehr einheitliches Konzentrationsniveau im Bereich von 40 µg/m³ ohne erkennbare 
räumliche Strukturen aufweisen. Die Kurzzeitkenngröße „Stunde“ ist dagegen ohne 
Überschreitungen an allen Stationen unkritisch. 
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* An der Station Kleiner Feldberg wird die Komponente PM10 nicht kontinuierlich gemessen. 

Abbildung 2: Immissionskenngrößen von PM10 für das Messjahr 2003 

 

 

 

 
 

Abbildung 3: Immissionskenngrößen von NO2 für das Messjahr 2003 
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Der vorliegende Luftreinhalteplan für das Lahn-Dill-Gebiet ist somit für die Komponente PM10 
zwingend vorgeschrieben, für die Komponente NO2 nicht. Da diese beiden Komponenten aber 
nicht separat betrachtet werden können, wird ein gemeinsamer Luftreinhalteplan für beide 
Komponenten erstellt. 

Da an allen Luftmessstationen der Kfz-Verkehr mit seinen Emissionen als primäre Ursache der 
erhöhten Immissionsbelastung sowohl bei PM10 als auch bei NO2 wahrscheinlich ist, werden 
die Ausarbeitungen für PM10 und NO2 gemeinsam vorgelegt. Die Ursachenanalyse und die 
Effektivitätsabschätzung für die Maßnahmen werden dabei nach Komponenten und nach den 
Standorten der Luftmessstationen differenziert durchgeführt. Der Luftreinhalteplan wird im 
Wesentlichen für den Bereich der Luftmessstation Wetzlar unter Berücksichtigung der 
Immissionssituation im gesamten Ballungsraum für die Komponenten PM10 und NO2 erstellt. 
Dabei wird der Maßnahmenplan gemeinsam für PM10 und NO2 entwickelt. 

Nach Inbetriebnahme einer verkehrsbezogenen Messstation in Gießen Ende 2005 kam es hier 
im Jahr 2006 zu einer Überschreitung des Immissionsgrenzwertes inkl. Toleranzmarge für 
Stickstoffdioxid (siehe Tabelle 3). In Gießen befindet sich die einzige direkt verkehrsbezogene 
Station im Gebiet Lahn-Dill. Hier zeigt sich wie bereits an anderen Verkehrsschwerpunkten in 
Hessen der starke Einfluss verkehrsbezogener Emissionen. 

 

Komponente PM10 NO2 NOx SO2 CO 

Einheit µg/m³ µg/m³ µg/m³ µg/m³ mg/m³ 

Kenngröße 24-h Jm 1-h Jm Jm 1-h 24-h Jm/Wm 8-h 

GW (+TM) 50 40 240 48 301) 350 125 201) 10 

Zulässige Überschreitungen/Jahr 35  18   24 3   - 

Situation in 2006 Anz. Wert Anz. Wert Wert Anz. Anz. Wert Anz. 

Gießen-Westanlage2) (ab 2006) 23 28 0 49 152     0 

Linden3)   0 23 39 0 0 3 4 0 

Wetzlar 25 29 0 36 84 0 0 4 5 0 

Abkürzungen und Erläuterungen: 
Jm:  Jahresmittel, 
Wm:   Wintermittel 
GW(+TM): Grenzwert oder Grenzwert plus Toleranzmarge 
1) Abstandskriterium (Entfernung zur nächsten Bebauung) in Hessen nicht erfüllt. 
2) Verkehrsbezogene Messstation. 
3) Ländliche Vergleichstation. 

Tabelle 3: Immissionskenngrößen nach der 22. BImSchV für das Messjahr 2006 

Der vorliegende Luftreinhalteplan wurde ursächlich aufgrund der im Jahr 2003 ermittelten 
Überschreitung der gesetzlich zulässigen Anzahl an Überschreitungen des Tagesmittelwertes 
für PM10 im Messjahr in Wetzlar aufgestellt. Seitdem wurden in Wetzlar keine 
Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte mehr gemessen. Nachdem sich nach Aufstellung 
der Messstation in Gießen eine Überschreitung der Feinstaubwerte Anfang 2006 abzeichnete, 
wurde die Stadt Gießen aufgefordert, ebenfalls Maßnahmen zur Reduzierung der 
Luftschadstoffe  zu planen. Ende 2006 kam es zwar nicht zu der befürchteten Überschreitung 
der PM10-Grenzwerte (siehe Abbildung 4), dafür zu einer Überschreitung des NO2-Grenzwertes 
(siehe Abbildung 5). Obwohl erst 22 Monate nach Feststellung der Überschreitung von 
Immissionsgrenzwerten ein Luftreinhalteplan aufgestellt werden muss, wurde der im Entwurf 
vorliegende Luftreinhalteplan kurzfristig an die neue Situation angepasst, um möglichst 
frühzeitig eine Verminderung der Schadstoffbelastung in Gießen zu erzielen. 
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Abbildung 4: Immissionskenngrößen von PM10 für das Messjahr 2006 
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Abbildung 5: Immissionskenngrößen von NO2 für das Messjahr 2006 
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Da an allen Luftmessstationen der Kfz-Verkehr mit seinen Emissionen als primäre Ursache der 
erhöhten Immissionsbelastung sowohl bei PM10 als auch bei NO2 wahrscheinlich ist, werden 
die Ausarbeitungen für PM10 und NO2 gemeinsam vorgelegt. Die Ursachenanalyse und die 
Effektivitätsabschätzung für die Maßnahmen werden dabei nach Komponenten und nach den 
Standorten der Luftmessstationen differenziert durchgeführt. Der Luftreinhalteplan wird im 
Wesentlichen für die Bereiche der Luftmessstationen in Wetzlar und Gießen unter 
Berücksichtigung der Immissionssituation im gesamten Gebiet Lahn-Dill für die Komponenten 
PM10 und NO2 erstellt. Dabei wird der Maßnahmenplan gemeinsam für PM10 und NO2 
entwickelt. 

1.6 Bearbeitung des Luftreinhalteplanes 
Nach § 5 der Hessischen Zuständigkeitsverordnung für den Immissionsschutz ist das 
Hessische Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz zuständige 
Behörde für die Erstellung der Luftreinhaltepläne nach § 47 BImSchG [6]. Da bei der 
Umsetzung von Maßnahmen neben dem Immissionsschutzrecht (BImSchG) auch 
Straßenverkehrsrecht und Planungsrecht erheblichen Einfluss auf die erforderlichen 
Maßnahmen haben, sind die zuständigen Behörden dieses Bereiches zu beteiligen. 

Deshalb wurde frühzeitig eine interministerielle Arbeitsgruppe „Luftreinhalteplanung“ unter 
Einbeziehung der Vertreter aller Städte und Gemeinden aus dem Lahn-Dill-Gebiet gebildet. 

Zuständige Behörde: 

Hessisches Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Mainzer Straße 80  
65189 Wiesbaden 

Beteiligte Behörden: 

Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 
Kaiser-Friedrich-Ring 75 
65185 Wiesbaden 

Hessisches Landesamt für Umwelt und Geologie 
Rheingaustraße 186 
65203 Wiesbaden 

Regierungspräsidium Gießen 
Landgraf-Philipp-Platz 1 - 7 
35390 Gießen 
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2 Charakteristik des Gebietes Lahn-Dill 
Das Gebiet Lahn-Dill ist geprägt durch die Städte Wetzlar und Gießen sowie eine Reihe von 
Umlandgemeinden mit einer Gesamt-Bevölkerungszahl von etwa 500.000 Einwohnern sowie 
einer Bevölkerungsdichte von ca. 270 Einwohnern je Quadratkilometer. Aufgrund der 
orographischen Situation mit den prägenden Talverläufen der Lahn und der Dill ist der 
Luftreinhalteplan für das gesamte Gebiet beiderseits dieser Flusstäler inkl. der Städte Gießen 
und Wetzlar erstellt worden. 

2.1 Naturräumliche und orographische Gliederung 
Das Gebiet Lahn-Dill umfasst naturräumlich gesehen im Osten die westlichen Ausläufer des 
Unteren Vogelsberges sowie Teile des Vorderen Vogelsberges. Im Zentrum des Gebietes liegt 
das Gießener Becken mit dem Gießener Lahntal als Grund dieses Beckens. Im Nordwesten 
des Gebietes Lahn-Dill liegt das Dilltal, die westlichen Ausläufer des Hohen Westerwaldes 
sowie Teile des Gladenbacher Berglandes. 

Das Gebiet umfasst die Lahnsenke zwischen Staufenberg im Norden und Biskirchen im 
Südwesten sowie das Tal der Dill vom Quellgebiet im Norden bis zum Zusammenfluss mit der 
Lahn in Wetzlar. 

Die Auen der Dill liegen im nördlichen Quellgebiet auf über 400 m über NN und erreichen im 
Bereich der Mündung in die Lahn Höhen von ca. 150 m über NN. Die Auen der Lahn liegen auf 
Höhen zwischen 160 m über NN im Norden und 135 m über NN im Südwesten. 

Die seitlichen Höhenzüge des Dilltals erreichen Höhen von über 600 m über NN. Dabei 
bestehen die westlichen Höhenzüge des Hohen Westerwaldes zumeist aus nahezu waldfreien 
Weideflächen. Dagegen sind die Hochflächen östlich des Dilltals sowie der Seitentäler relativ 
waldreich. 

Das Giessener Becken ist orographisch relativ schwach gegliedert und praktisch waldfrei. 
Kleinere Höhenzüge erreichen hier Höhen von ca. 250 m über NN. Im Osten des Gebietes 
erreichen die Ausläufer des Vorderen und Unteren Vogelsberges Höhen von über 400 m über 
NN. Dieser Bereich wird sowohl landwirtschaftlich mit einem relativ hohen Anteil an Grünflächen 
als auch forstwirtschaftlich genutzt. 

Im Gegensatz zu dem nach Norden und Süden relativ offenen Giessener Becken wird der 
Talverlauf der Lahn Richtung Westen immer enger. Deutlich enger und mit verhältnismäßig 
steilen Hängen versehen ist der Talverlauf der Dill. 

 

Abbildung 6: Höhenprofil des Gebietes Lahn-Dill mit den Luftmessstationen (Blick von 
Süd-Südwesten; Überhöhungsfaktor 4) 
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Die Abbildung 6 zeigt in einer dreidimensionalen Darstellung die Geländestruktur des Gebietes 
Lahn-Dill. Der Geländeschnitt der Abbildung 7 veranschaulicht nochmals die Höhenverhältnisse 
im Bereich der Luftmessstation in Wetzlar. Der Verlauf des Geländeschnittes ist in der Karte auf 
Seite 107 eingezeichnet. Zum Vergleich ist in der Abbildung 7 auch die Ableithöhe der Buderus 
Guss GmbH, Werk Wetzlar, skizziert. 
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Abbildung 7: Geländeschnitt von der Burgruine Hermannstein zum Dom in Wetzlar 

2.2 Charakterisierung des Klimas 
Das Bundesland Hessen gehört insgesamt zum warm-gemäßigten Regenklima der mittleren 
Breiten. Mit überwiegend westlichen Winden werden das ganze Jahr über relativ feuchte 
Luftmassen vom Atlantik herangeführt, die zu Niederschlägen führen. Der ozeanische Einfluss, 
der von Nordwest nach Südost abnimmt, sorgt für milde Winter und nicht zu heiße Sommer. 

Die einzelnen Klimaelemente sind hier vor allem von der Lage und Geländehöhe des 
untersuchten Gebietes abhängig. Die Niederungen mit Höhenlagen zwischen 130 m und 300 m 
über NN sind gekennzeichnet durch vergleichsweise niedrige Windgeschwindigkeiten, relativ 
hohe Lufttemperaturen und geringe Niederschlagshöhen, deren Hauptanteile in die 
Sommermonate fallen, wenn durch die hohe Einstrahlung verstärkt Schauer und Gewitter 
auftreten. In den Flusstälern und Talauen kommt es vor allem im Herbst und Winter zur 
Nebelbildung. In den dichter besiedelten Gebieten bilden sich durch den anthropogenen 
Einfluss so genannte Stadtklimate mit den bekannten Wärmeinseleffekten. 

Hinsichtlich des Bioklimas zeichnet sich das Gebiet Lahn-Dill nach der Bioklimakarte des 
Deutschen Wetterdienstes [41] durch die folgenden klimatischen Eigenschaften aus: 

− leicht erhöhte Wärmebelastung durch Schwüle und hohe Lufttemperaturen im Sommer in 
den Niederungen des Giessener Beckens und an den südlichen Ausläufern des Unteren 
Vogelsberges, 

− mittlere Temperaturen im Winter zwischen 2 und -1° C, im Sommer zwischen 13 und 18° C. 
Dabei werden die Tiefsttemperaturen jeweils in den Höhenlagen des Hohen Westerwaldes 
und des Gladenbacher Berglandes erreicht, 

− relativ ausgeglichene mittlere Sonnenscheindauer zwischen 1.550 und 1.450 Stunden pro 
Jahr, 

− relativ geringe Windgeschwindigkeiten in den Niederungen und relativ hohe 
Windgeschwindigkeiten in den Höhenlagen. 

Aus lufthygienischer Sicht sind vor allem die oft niedrigen Windgeschwindigkeiten und im 
Zusammenhang damit die Häufigkeit von Zeiten mit ungünstigem Luftaustausch in den 
Talniederungen charakteristisch. 
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2.3 Siedlungsstruktur, Flächennutzung und Wirtschaftsstruktur 
Für die Beschreibung der Emissionsstruktur ist es erforderlich, sowohl die Siedlungs- und 
Wirtschaftsstruktur als auch die Flächennutzung in dem Gebiet Lahn-Dill kurz anzusprechen. 
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Abbildung 8: Bevölkerung im Gebiet Lahn-Dill 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, 2004 [27] 

2.3.1 Einwohnerdichte und Arbeitsplätze 
Die Zahl der Einwohner und die Einwohnerdichte, bezogen auf die Gemeindefläche, ist 
aufgeschlüsselt nach Gemeinden für das Gebiet Lahn-Dill in Abbildung 8 (siehe auch  

 im Anhang A) dargestellt. Die Einwohnerdichte variiert zwischen 99 Einwohner je km² in der 
Gemeinde Bischoffen und 1.015 Einwohner je km² in der Stadt Gießen. Da der Anteil der 
Freiflächen bzw. des bebauten Gebietes bezogen auf die Fläche der Gemeinde in den 
Gemeinden des Gebietes Lahn-Dill sehr unterschiedlich ausfällt, gibt die Einwohnerdichte nur 
eine erste Orientierung. 
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Abbildung 9: Anzahl der sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer im Gebiet Lahn-
Dill 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, 2004 [27] 

 

In Abbildung 9 ist die Zahl der Beschäftigten je Gemeinde als Zahlenangabe und die Zahl der 
Beschäftigten pro 100 Einwohner als Farbstufe - ähnlich wie die Einwohnerzahl in Abbildung 8 - 
eingetragen. Die Zahl von Beschäftigten bzw. Arbeitsplätzen auf 100 Einwohner variiert 
zwischen 6 für die Gemeinde Siegbach und 59 für die Stadt Gießen. 

Aber auch die vielen anderen Gemeinden im Gebiet Lahn-Dill mit mehr als 16 Arbeitsplätzen 
auf 100 Einwohner lassen erkennen, dass ein großer Bedarf an Beförderungsleistung zwischen 
Wohnort und Arbeitsplatz besteht. 

2.3.2 Flächennutzung und Wirtschaftsstruktur 
Hinsichtlich der Flächennutzung gibt es innerhalb des Gebietes Lahn-Dill deutliche 
Unterschiede. Der Anteil der Siedlungs- und Verkehrsflächen an der Gesamtfläche beträgt in 
Gießen und Wetzlar jeweils zwischen 30 und 40 %. Dagegen liegen die Anteile dieser Flächen 
in den restlichen Gemeinden zum Großteil im Bereich von 10 bis 20 %. 

Nennenswerte Anteile von landwirtschaftlich genutzten Flächen gibt es lediglich im Bereich 
südlich von Gießen mit einem Anteil von 60 bis 70 %. 
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Im Vergleich zu der Wirtschaftsstruktur in Hessen liegt der Anteil des produzierenden Gewerbes 
mit ca. 39 % deutlich über dem hessischen Durchschnitt. Auffällig ist dabei, dass dieser erhöhte 
Anteil nicht in den beiden Städten Gießen und Wetzlar zu verzeichnen ist, sondern mit einem 
Anteil von z. T. über 70 % vor allem in den umliegenden Gemeinden dieser Städte sowie im 
Einzugsgebiet von Dillenburg. 

Der Wirtschaftsbereich Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleister ist im Gebiet 
Lahn-Dill mit ca. 10 % gegenüber dem Landesdurchschnitt dagegen deutlich unterrepräsentiert. 

2.3.3 Verkehrsstruktur 
Die Verkehrsstruktur innerhalb des Gebietes Lahn-Dill wird geprägt durch die Autobahnen A 45, 
die im Wesentlichen im Bereich des Dilltals verläuft, und A 5, die östlich von Gießen vorbeiführt. 
Durch die relative Nähe zu dem Ballungsraum Frankfurt am Main als Verkehrsdrehscheibe im 
Zentrum von Europa, ist das Verkehrsaufkommen auf den o. g. Autobahnen erheblich. Neben 
diesem Durchgangsverkehr spielt auch der Quell- und Zielverkehr insbesondere der Städte 
Gießen und Wetzlar hinsichtlich der Emissionen eine nicht unwesentliche Rolle. Die Emissionen 
des Flug-, Schiffs- und Bahnverkehrs spielen im Vergleich zu den Emissionen des Autoverkehrs 
im Gebiet Lahn-Dill eine untergeordnete Rolle. 

Aus den Zahlen der Verkehrsleistungen können die Kfz-Emissionen näherungsweise errechnet 
und bei der Planungsabwägung mit berücksichtigt werden. Um verkehrslenkende Maßnahmen 
in ihrer Wirkung auf die Immissionsbelastung z. B. an einer Immissionsmessstation in einer 
Straßenschlucht zu bewerten, sind mit einem Verkehrsplanungsmodell die Auswirkungen von 
Maßnahmen auf die Verkehrsströme zu berechnen und aus diesen Verkehrsströmen unter 
Berücksichtigung der Kfz-Flottenzusammensetzung und der mittleren Fahrzeuggeschwindigkeit 
für die betrachtete Komponente die Emissionsraten je Straßenabschnitt zu ermitteln. Schließlich 
ist die Gesamtbelastung mit einem die Bebauung berücksichtigenden Ausbreitungsmodell die 
aus den Emissionen im Untersuchungsgebiet (Ballungsraumanteil) und in der betrachteten 
Straßenschlucht speziell resultierenden Immissionsbelastungen zu berechnen. Solche 
Modellrechnungen sind sehr rechenaufwändig und benötigen eine große Zahl von 
Eingabedaten, die zum Teil nur mit erheblichem Aufwand zu erheben sind. 

Bei der Beschreibung des Kfz-Verkehrs sind folgende Parameter für die Immissionssituation 
von Interesse: 

- Die Struktur des Straßennetzes aus Autobahnen, Bundesstraßen sowie Gemeinde-, 
Kreis- und Landesstraßen, 

- die Verkehrsströme auf diesen Straßen, 

- die Verteilung des Kfz-Bestandes auf Pkw, Krafträder, leichte und schwere Lkw sowie 
Busse und 

- die Verkehrsdichte über den Tag und den Verlauf der Woche. 

Für die Emissionsermittlung sind die Antriebsart, die Motorleistung und das Alter der Fahrzeuge 
und die Abgasnorm zur Emissionsbegrenzung entscheidende Kriterien. 

In Abbildung 10 ist das Netz der Autobahnen und Bundesstraßen im Gebiet Lahn-Dill 
dargestellt. Ergänzend ist noch die mittlere Verkehrsdichte als DTV-Wert (Durchschnittlicher 
täglicher Verkehr in Kfz pro Tag) als Strichstärke angegeben. 

Die Immissionssituation in einer Straßenschlucht wird im Wesentlichen durch ungünstige 
Austauschverhältnisse im Straßenraum und erst in zweiter Linie durch die Verkehrsdichte selbst 
bestimmt. Auf Grund von Modellrechnungen kann festgestellt werden, dass erst bei 
Verkehrsdichten größer 15.000 bis 20.000 Kfz/Tag (DTV-Wert) die Immissionsbelastungen in 
den Straßenschluchten im Grenzwertbereich liegen können. Eine ungünstigere Situation kann 
sich dann ergeben, wenn der Anteil an schweren Lkw oder Bussen überdurchschnittlich hoch ist 
und die Hintergrundbelastung den Grenzwert schon fast ausfüllt oder wenn extrem schlechte 
Ausbreitungsverhältnisse vorliegen. 
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Abbildung 10: Verkehrsaufkommen aus Zählungen auf Autobahnen und Bundesstraßen 
nach der Verkehrsmengenkarte 2000 des Hessischen Landesamtes für 
Straßen- und Verkehrswesen 

 Landkreis Gießen Lahn-Dill-Kreis Hessen 

 Anzahl % Anzahl % Anzahl % 

Pkw insgesamt 147.451 100 160.779 100 3.612.233 100 

Pkw mit Ottomotor 112.333 76,18 123.989 77,12 2.746.333 76,03 

schadstoffreduzierte Pkw mit Ottomotor 110.528 74,96     121.220   
121.220 75,40 2.683.094 74,28 

schadstoffarm EURO 1 26.962 18,29 28.167 17,52 609.100 16,86 

schadstoffarm EURO 2 40.348 27,36 43.483 27,05 925.694 25,63 

schadstoffarm EURO 3 16.537 11,22 18.171 11,30 408.402 11,31 

schadstoffarm EURO 4 24.972 16,94 29.304 18,23 695.192 19,25 

Pkw mit Dieselmotor 34.626 23,48 36.790 22,88 865.900 23,97 

schadstoffreduzierte Pkw mit Dieselmotor 34.009 23,07 36.223 22,53 852.950 23,61 

schadstoffarm EURO 1 2.123 1,44 2.206 1,37 48.086 1,33 

schadstoffarm EURO 2 8.780 5,96 9.731 6,05 198.318 5,49 

schadstoffarm EURO 3 13.439 9,11 14.875 9,25 321.824 8,91 

schadstoffarm EURO 4 8.956 6,07 8.637 5,37 265.924 7,36 

Tabelle 4: Zulassungszahlen von Pkws für die Landkreise Gießen und Lahn-Dill 
(Stichtag: 01.01.2007) 
 Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt [28] 
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Für die Analyse von Verkehrsdaten für lufthygienische Fragestellungen und die Entwicklung von 
Maßnahmenplänen kann es allerdings notwendig werden, die vorliegenden Ergebnisse der 
Verkehrszählungen durch weitere Erhebungen zu ergänzen, da für die Berechnungen der 
Emissionsraten des Kfz-Verkehrs für einen Straßenabschnitt nicht nur die Zahl der 
Kraftfahrzeuge, sondern auch das Emissionsverhalten entscheidend ist. Diese 
Fahrzeugklassen (Pkw, leichte Lkw, schwere Lkw und Busse, Motorräder) können bei 
manueller, aber stellenweise auch bei automatischer Zählung (mittels Zählschleifen) 
unterschieden werden. 

Den Kraftfahrzeugzulassungsstellen liegen auf Kreisebene weitere Informationen über die 
Anzahl der zugelassenen Kraftfahrzeuge, aufgeschlüsselt nach verschiedenen Kriterien vor, die 
für Pkw in Tabelle 4 zusammengestellt sind. 
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3 Art und Beurteilung der Verschmutzung 
Die 22. BImSchV [19] enthält bisher für sechs Schadstoffe Immissionsgrenzwerte und zwar für 
die Komponenten: 

– Schwefeldioxid (SO2), 

– Stickstoffdioxid (NO2) und Stickstoffoxide (NOx), 

– Feinstaub (PM10), 

– Blei (Pb) als Bestandteil des Feinstaubes, 

– Benzol (C6H6) und 

– Kohlenmonoxid (CO). 

Die Ergebnisse der Immissionsüberwachung werden regelmäßig u. a. in dem „Lufthygienischen 
Jahresbericht“ [23] veröffentlicht. Außer bei den Komponenten PM10 und NO2 sind bei den 
anderen Komponenten die Immissionsgrenzwerte sicher eingehalten. Deshalb kann sich der 
vorliegende Luftreinhalteplan auf die Komponenten PM10 und NO2 beschränken. 

Die Beurteilung der Immissionssituation für PM10 und NO2 erfolgt anhand der seit 2002 gültigen 
Immissionswerte der 22. BImSchV [19] (siehe Tabelle 1 in Kapitel 1.3). Die Messstationen im 
Lahn-Dill-Gebiet sind im Anhang C ab Seite 102 beschrieben. 

3.1 Belastungssituation bei PM10 
Mit Inkrafttreten der 1. Tochterrichtlinie zur Luftqualitätsrahmenrichtlinie [2] galt für Feinstaub 
ein Jahresmittelwert von 40 µg/m³ mit einer Toleranzmarge von 8 µg/m³, die seit dem 01. 
Januar 2001 jährlich um den gleichen Prozentsatz bis zur Erreichung der 40 µg/m³ PM10 am 
01. Januar 2005 reduziert wurde. Analog dazu galt ein Tagesmittelwert von 50 µg/m³ PM10 mit 
einer Toleranzmarge von 25 µg/m³. Um diesen Einfluss der sich von Jahr zu Jahr bis 2005 
ändernden Toleranzmarge auszuklammern wurde für die Jahre 2001 bis 2005 die Kenngröße 
„Tag“ auch so berechnet als gäbe es für diese Jahre keine Toleranzmarge. 

In den Jahren bis 2006 war der ab 2005 geltende Jahresgrenzwert eingehalten (siehe Tabelle 
5). Kritischer ist die Situation bei der Kurzzeitkenngröße. 2002 und 2003 wäre bei den Stationen 
Gießen und Wetzlar der ab 2005 gültige Grenzwert überschritten gewesen. Aber nur im 
Messjahr 2003 war auch der gültige Grenzwert plus Toleranzmarge an der Station Wetzlar 
überschritten. Die Immissionsbelastung schwankt infolge unterschiedlich ausgeprägter 
Witterung von Jahr zu Jahr und dies prägt sich bei den Kurzzeitkenngrößen besonders deutlich 
aus. In den Jahren 2002 und 2003 war die Immissionsbelastung höher als in den anderen 
Jahren. Die Station Dillenburg macht wegen einer Baustelle in ihrer Nähe eine Ausnahme. Die 
neue Verkehrsstation Gießen-Westanlage (ab 2006) zeigt im ersten Messjahr bei PM10 keine 
Auffälligkeiten bei der Jahresauswertung. 

In Abbildung 11 ist die Häufigkeit der Überschreitungen des Tagesmittelwertes von 
50 µg PM10/m³ dargestellt – aufgegliedert für die 12 Monate des Jahres 2003. An der Station 
Wetzlar kommt es zum Jahresanfang zu einer hohen Anzahl von Überschreitungen, weshalb im 
April bereits die 35 zulässigen Überschreitungen erreicht waren. Ein zweites Maximum gab es 
im Monat August. In jedem Monat wird an dieser Station der Schwellenwert von 50 µg/m³ 
überschritten. Die Verteilungen an den Stationen Dillenburg und Gießen weisen auch in den 
Monaten Februar und August ein Maximum auf, aber es gibt auch einige Monate ohne 
Überschreitung des Schwellenwertes. In der Abbildung 11 ist auch die Auswertung für die 
emissionsferne Messstation Bad Arolsen eingezeichnet. Die Belastung mit PM10 ist dort 
deutlich niedriger. In den Monaten Februar und März treten aber auch hier Tagesmittelwerte 
größer 50 µg PM10/m³ auf.  
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  Jahresmittel- 
wert1) 

Überschreitungshäufigkeit  
beim Tagesmittelwert 2) 

   mit Toleranzmarge ohne Toleranzmarge 

Station Jahr [µg/m³] [Anzahl]3) [Anzahl]4) 

Dillenburg 2001 27 (46,4) 2 (70 µg/m³) 17 (50 µg/m³) 

(Stadtstation) 2002 24 (44,8) 7 (65 µg/m³) 16 (50 µg/m³) 

 2003 28 (43,2) 7 (60 µg/m³) 21 (50 µg/m³) 

 2004 31 (41,6) 31 (55 µg/m³) 40 (50 µg/m³) 

Gießen (bis 2003) 2001 22 (46,4) 3 (70 µg/m³) 7 (50 µg/m³) 

(Stadtstation) 2002 33 (44,8) 18 (65 µg/m³) 48 (50 µg/m³) 

 2003 30 (43,2) 17 (60 µg/m³) 35 (50 µg/m³) 
Gießen-Westanlage 
(Verkehrsstation) 2006 28 (40,0)  23 (50 µg/m³) 

Wetzlar 2001 28 (46,4) 5 (70 µg/m³) 17 (50 µg/m³) 

(Stadtstation) 2002 33 (44,8) 25 (65 µg/m³) 42 (50 µg/m³) 

 2003 40 (43,2) 47 (60 µg/m³) 97 (50 µg/m³) 

 2004 28 (41,6) 16 (55 µg/m³) 19 (50 µg/m³) 

 2005 30 (40,0)  24 (50 µg(m³) 

 2006 29 (40,0)  25 (50 µg/m³) 
1) in Klammern der im Jahr gültige Grenzwert plus Toleranzmarge (ab 2005: 40 µg/m³) [2]. 
2) im Jahr sind 35 Überschreitungen zulässig [2]. 
3) in Klammern der im Jahr gültige Schwellenwert plus Toleranzmarge [2]. 
4) in Klammern der ab 2005 gültige Schwellenwert [2]. 
Rot: Überschreitung von Grenzwert + Toleranzmarge. 
blau: Überschreitung des Grenzwertes (gültig ab 2005). 

Tabelle 5: Immissionskenngrößen für PM10 von 2001 bis 2006 

 

Die Ursachen für die erhöhte PM10-Belastung im Winter sind vor allem die verstärkte 
Freisetzung der Emissionen aus dem Bereich Gebäudeheizung in Abhängigkeit von der 
Lufttemperatur. Im Winter kommt es darüber hinaus auch zu anhaltend austauscharmen 
Wetterlagen, die zu einer Verschlechterung der Immissionssituation führen. Die erhöhten 
PM10-Werte im Sommer treten während anhaltender Hochdruckwetterlagen auf, für die auch 
erhöhte Ozonkonzentrationen charakteristisch sind. Deshalb besteht die Vermutung, dass 
partikelbildende Reaktionen mit Ozon wie Nitrat- und Sulfat-Bildung eine zwar schwache, aber 
durch die Andauer der Wetterlage doch merkliche Staubquelle in der Atmosphäre bilden. 
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Abbildung 11: Anzahl der Tagesmittelwerte größer 50 µg PM10/m³ pro Monat im 
Messjahr 2003 

Die Abbildung 12 stellt die Folge der 365 Tagesmittelwerte von PM10 für das Messjahr 2003 als 
Zeitreihe für die fünf Stationen Dillenburg, Gießen, Wetzlar, Darmstadt-Hügelstraße und Bad 
Arolsen untereinander so zusammen, dass die Gleichzeitigkeit von Episoden erhöhter PM10-
Belastung erkennbar wird. Die Stationen Bad Arolsen (Nordhessen) und Darmstadt-
Hügelstraße (Südhessen) sind mit herangezogen worden, um zu zeigen, dass Episoden 
erhöhter PM10-Belastung großräumig auftreten und nicht auf das Lahn-Dill-Gebiet beschränkt 
sind. Natürlich gibt es aber auch Ereignisse erhöhter PM10-Belastung, die lokal begrenzt sind. 
Bei dem Vergleich der Tagesmittelwerte von PM10 fällt die Episode vom 25.02. bis 01.04. als 
Struktur auf, die an allen fünf Stationen ähnlich deutlich ausgeprägt ist. So hatten in der Zeit 
vom 25.02. bis zum 28.02. rund 2/3 der hessischen Luftmessstationen, die mit einem PM10-
Messgerät ausgestattet waren, ihren maximalen Tagesmittelwert für das Jahr 2003. Im August, 
September und Oktober kam es zu weiteren PM10-Episoden, die aber nicht mehr die hohen 
Konzentrationen vom Frühjahr erreichen. Bei der Episode Anfang August 2003 kam es durch 
eine Schönwetterperiode zu einer verstärkten Ozonbildung und –anreicherung [23]. In dieser 
Periode wurde der Informationswert von 180 µg/m³ Ozon täglich überschritten. Die Episoden 
erhöhter PM10-Belastung ab Mitte September bis Mitte Dezember sind Hochdruckwetterlagen 
mit eingeschränkter Durchlüftung. Die PM10-Tagesmittelwerte sind allerdings nicht so deutlich 
erhöht wie während der Hochdruckepisoden im Februar und März. 



 Kapitel 3  

  25/150  

Dillenburg [µg/m³]

1.01.  1.02.  1.03.  1.04.  1.05.  1.06.  1.07.  1.08.  1.09.  1.10.  1.11.  1.12.  

30

60

90

120

Darmstadt-Hügelstraße [µg/m³]

1.01.  1.02.  1.03.  1.04.  1.05.  1.06.  1.07.  1.08.  1.09.  1.10.  1.11.  1.12.  

30

60

90

120

Wetzlar [µg/m³]

1.01.  1.02.  1.03.  1.04.  1.05.  1.06.  1.07.  1.08.  1.09.  1.10.  1.11.  1.12.  

30

60

90

120

Gießen [µg/m³]

1.01.  1.02.  1.03.  1.04.  1.05.  1.06.  1.07.  1.08.  1.09.  1.10.  1.11.  1.12.  

30

60

90

120

Bad Aroslen [µg/m³]

1.01.  1.02.  1.03.  1.04.  1.05.  1.06.  1.07.  1.08.  1.09.  1.10.  1.11.  1.12.  

30

60

90

120

ländlicher Raum 60 µg/m³ (gültig 2003)Verkehrsstation 50 µg/m³ (gültig 2005)Stadtstation 
 

Abbildung 12: Tagesmittelwerte von PM10 für das Messjahr 2003 

 

3.2 Belastungssituation bei NO2 
Die Immissionskenngrößen für NO2 sind in der Tabelle 6 aufgelistet. Die Kurzzeitkenngröße 
(Überschreitungshäufigkeit des 1-Stunden-Wertes) ist sicher eingehalten. Der 
Immissionsgrenzwert „Jahr“ unter Berücksichtigung der Toleranzmarge wird an der neuen 
Verkehrsstation Gießen-Westanlage für das Messjahr 2006 überschritten. An den 
Stadtstationen Dillenburg und Gießen wird der erst ab dem Jahr 2010 geltende Grenzwert für 
die Beurteilung von Jahresmittelwerten von 40 µg NO2/m³ in zwei Jahren überschritten. An der 
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Station Wetzlar ist der Immissionsgrenzwert „Jahr“ – auch ohne Berücksichtigung der 
Toleranzmarge – eingehalten, allerdings lag 2003 der Jahresmittelwert nur knapp unter dem 
Immissionsgrenzwert von 40 µg/m³. Die Grenzwerte wurden an der Station Linden sicher 
eingehalten. Die Schwankungsbreite der Kenngrößen für NO2 ist geringer als bei PM10.  

 

  Jahresmittel- 
wert1) 

Überschreitungshäufigkeit  
beim 1-Stunden-Wert 2) 

   mit Toleranzmarge ohne Toleranzmarge 

Station Jahr [µg/m³] [Anzahl]3) [Anzahl]4) 

Dillenburg 2001 38 (58) 0 (290 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

(Stadtstation) 2002 39 (56) 0 (280 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

 2003 41 (54) 0 (270 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

 2004 41 (52) 0 (260 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

Gießen 2001 39 (58) 0 (290 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

(Stadtstation) 2002 41 (56) 0 (280 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

 2003 42 (54) 0 (270 µg/m³) 1 (200 µg/m³) 
Gießen-Westanlage 
(Verkehrsstation) 2006 49 (48) 0 (260 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

Wetzlar 2001 36 (58) 0 (290 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

(Stadtstation) 2002 35 (56) 0 (280 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

 2003 39 (54) 0 (270 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

 2004 37 (52) 0 (260 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

 2005 36 (50) 0 (250 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

 2006 36 (48) 0 (240 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

Linden 2001 24 (58) 0 (290 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

(ländlicher Raum) 2002 24 (56) 0 (280 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

 2003 24 (54) 0 (270 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

 2004 23 (52) 0 (260 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

 2005 23 (50) 0 (250 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 

 2006 23 (48) 0 (240 µg/m³) 0 (200 µg/m³) 
1) in Klammern der im Jahr gültige Grenzwert plus Toleranzmarge (ab 2010: 40 µg/m³) [2]. 
2) im Jahr sind 18 Überschreitungen zulässig [2]. 
3) in Klammern der im Jahr gültige Schwellenwert plus Toleranzmarge [2]. 
4) in Klammern der ab 2010 gültige Schwellenwert [2]. 
rot: Überschreitung von Grenzwert + Toleranzmarge. 
blau: Überschreitung des Grenzwertes (gültig ab 2010). 

Tabelle 6: Immissionskenngrößen von NO2 von 2001 bis 2006 

 
Will man die Belastungssituation durch NO2 vollständig erfassen, muss die vorhandene 
Konzentration von NO (Stickstoffmonoxid) mit berücksichtigt werden. Bei der Verbrennung 
entsteht ein Gemisch von Stickstoffdioxid und Stickstoffmonoxid (NO). Bei hohen Temperaturen 
überwiegt deutlich der Anteil von NO, aber der NO2-Anteil in den Kfz-Abgasen wird von 
weiteren Faktoren beeinflusst (siehe Kapitel 6.2.2). In der Atmosphäre wird das NO dann 
schrittweise zu NO2 oxidiert; an den Stationen an emissionsfernen Standorten werden im 
Allgemeinen NO-Konzentrationen kleiner 10 % der NO2-Konzentration gefunden. 

In der Abbildung 13 ist der mittlere Jahresgang von NO für die Stationen im Lahn-Dill-Gebiet 
dargestellt. Da für die Verkehrsstation Gießen-Westanlage nur Daten für ein Messjahr 
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vorliegen, wurde auf die Auswertung verzichtet. Die Stationen weisen einen deutlichen 
Jahresgang mit einem Maximum im letzten Quartal des Jahres auf. Die Jahresgänge der 
Stadtstationen Dillenburg, Gießen und Wetzlar sind sehr ähnlich. Bei Dillenburg ist der 
Unterschied zwischen Winter und Sommer nicht so deutlich ausgeprägt wie bei den anderen 
Stationen. Linden als Messstation im ländlichen Raum hat einen Jahresgang mit dem gleichen 
Verlauf, aber auf einem niedrigeren Niveau. Die Station Kleiner Feldberg im ländlichen Raum, 
die außerhalb des Lahn-Dill-Gebietes liegt, zeigt auf dem niedrigsten Konzentrationsniveau 
einen Jahresgang ohne jahreszeitliche Schwankungen. Dieser Stationsstandort ist noch 
emissionsferner als der Standort Linden. 
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Abbildung 13: Mittlerer Jahresgang von NO 

 

Abbildung 14 zeigt den mittleren Jahresgang von NO2 für Messstationen aus Abbildung 13. Die 
NO2-Jahresgänge an den drei Stadtstationen Dillenburg, Gießen und Wetzlar zeigen ein 
anderes Bild als die entsprechenden NO-Jahresgänge. Die Unterschiede zwischen den 
Jahreszeiten sind nicht so deutlich ausgeprägt wie bei NO. Den NO2-Jahresgang kann man als 
Überlagerung zweier Einflüsse verstehen: Jahresgang mit Doppelmaximum im Winter und 
Jahresgang mit Sommermaximum. Bei der Diskussion des PM10-Jahresganges wurde auf die 
partikelbildenden Reaktionen mit Ozon hingewiesen. Die Oxidation von NO zu NO2 gehört in 
dieses Reaktionssystem zur Erklärung der photochemischen Ozonbildung und des Abbaus. 
Nach dieser These ist die Erklärung für die unterschiedlichen Jahresgänge von NO und NO2 
darin zu sehen, dass durch eine verstärkte Umsetzung von NO zu NO2 im Sommer das 
Sommerminimum im NO2-Jahresgang nicht mehr so deutlich ausfällt. Ein Jahresgang analog zu 
NO ist dagegen bei den ländlichen Stationen zu erkennen. Hier ist davon auszugehen, dass auf 
dem Weg von der Emissionsquelle bis zur ländlichen Station das emittierte NO dann schon - 
unabhängig von der Jahreszeit - weitgehend zu NO2 umgewandelt ist. Die Station Kleiner 
Feldberg hat auch beim NO2 das niedrigste Konzentrationsniveau. 
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Abbildung 14: Mittlerer Jahresgang von NO2  

3.3 Bewertung der Belastungssituation 
Die Konzentrationsverteilung eines betrachteten Schadstoffes ist in der Atmosphäre 
dreidimensional und ändert sich mit der Zeit. Für die Ursachenanalyse ist es hilfreich zu 
untersuchen, in welchem Umfang die an einer Station gemessenen Konzentrationswerte durch 
den Wechsel der Wetterbedingungen, der Emissionsverhältnisse oder der Unterschiede bei den 
Selbstreinigungsprozessen der Atmosphäre (Deposition, Ausregnen etc.) bestimmt werden. 
Das Herausarbeiten von Jahres-, Wochen- oder Tagesgängen und der Nachweis der 
Abhängigkeit von Windgeschwindigkeit, Windrichtung, Lufttemperatur, Luftfeuchte oder 
Niederschlagstätigkeit gehört ebenso zur Beschreibung der Immissionsverhältnisse. Hierzu wird 
auf die Literatur [25, 26] verwiesen. 

Vergleicht man die Struktur der Belastungssituation für PM10 (siehe Kapitel 3.1) und NO2 (siehe 
Kapitel 3.2) an Hand der Jahresmittelwerte miteinander, fällt auf, dass an den Stadtstationen im 
Lahn-Dill-Gebiet eine weitgehend einheitliche Grundbelastung, mit Ausnahme an der Station 
Wetzlar bezogen auf die Komponente PM10, vorherrscht. Sowohl die Jahresmittelwerte für die 
Komponenten PM10 und NO2 unterschreiten die jeweiligen Immissionswerte plus 
Toleranzmarge. Ohne Berücksichtigung der Toleranzmarge erreicht der PM10-
Jahresmittelwerte an der Station Wetzlar den Immissionswert ohne ihn zu überschreiten. An 
den anderen beiden Stationen innerhalb des Gebietes Lahn-Dill wird der PM10-Immissionswert 
ohne Berücksichtigung der Toleranzmarge deutlich unterschritten. 

Bei der Komponente NO2 liegen die Jahresmittelwerte an den Stadtstationen alle im Bereich 
des Immissionswertes ohne Toleranzmarge. Das deutlich geringere Immissionsniveau bei NO2 
an der Station Linden zeigt, dass das Immissionsniveau, welches an den Stadtstationen 
gemessen wird, nicht ohne Weiteres auf das gesamte Lahn-Dill-Gebiet übertragen werden 
kann. 
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3.4 Betroffenheit der Bevölkerung 
Nach Anlage 6 der 22. BImSchV [19] ist in einem Luftreinhalteplan die Ausdehnung des 
Gebietes mit Überschreitungen von Immissionsgrenzwerten und die der Verschmutzung 
ausgesetzte Bevölkerung abzuschätzen. 

3.4.1 Betroffene Bevölkerung in Wetzlar 
Relevant ist in Wetzlar die Immissionsbelastung durch PM10 - und zwar insbesondere durch die 
Überschreitung des Kurzzeitwertes (siehe Kap. 3.1). Da die Immissionsgrenzwerte für NO2 
ohne Berücksichtigung einer Toleranzmarge erst ab dem Jahr 2010 einzuhalten sind und an 
den Messstationen bisher der Grenzwert mit Toleranzmarge eingehalten ist (siehe Kap. 3.2), 
wird die Betroffenheit der Bevölkerung durch die Größe der Fläche des Gebietes mit 
Immissionswertüberschreitung bei PM10 bestimmt. 

Die Fläche mit PM10-Immissionswertüberschreitung wurde für das Lahn-Dill-Tal in Wetzlar 
durch Ausbreitungsrechnung simuliert (siehe Kap. 5.1). Dabei wurde für ein Gitternetz von 
Aufpunkten zunächst die Immissionskonzentration über Dach berechnet (siehe Abbildung 24) 
und für zusätzlich 15 Aufpunkte die Immissionsbelastung in der Straßenschlucht (siehe Tabelle 
12). Ergebnis der Ausbreitungsrechnung ist, dass im Bereich des Lahn-Dill-Tales der 
Kurzzeitgrenzwert für PM10 - zumindest in den Hauptverkehrsstraßen - z. T. überschritten ist. 
Dieses Ergebnis wird durch die Kessellage von Wetzlar plausibel. Wenn bei einer 
austauscharmen Wetterlage der Luftaustausch innerhalb des Kessels durch eine Inversion 
eingeschränkt ist, führt dieser schwache Luftaustausch unterhalb der Inversion zu einer 
weitgehend einheitlichen Immissionskonzentration innerhalb des Kessels. Dies schließt nicht 
aus, dass in Zeiten ohne Inversion sich durchaus Konzentrationsunterschiede entsprechend der 
Emissionsstruktur aufbauen können. 
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Abbildung 15: Von der Überschreitung des PM10-Grenzwertes betroffene Straßen in 
Wetzlar auf Basis der Ausbreitungsrechnung (Bezugsjahr 2003) 

In der Abbildung 15 ist die Lage der Aufpunkte, für die die PM10-Belastung im Bezugsjahr 2003 
berechnet wurde, eingetragen. Der Straßenabschnitt, für den die berechnete 
Immissionsbelastung als repräsentativ angesehen wird, wurde markiert, wenn die 
Kurzzeitkenngröße von PM10 überschritten ist. Die Farbe des Aufpunktes gibt an, welcher 
Konzentrationswert als Jahresmittelwert durch die Ausbreitungsrechnung ermittelt wird. Diese 
Betrachtungsweise führt zu der Aussage, dass auf 7,6 Kilometern der Innenstadtstraßen der 
Kurzzeitgrenzwert von PM10 überschritten ist. Nimmt man weiterhin an, dass die Bewohner 
jeweils bis 50 m links und rechts des Straßenabschnittes mit erhöhter Immissionsbelastung von 
der Immissionsbelastung in der Straßenschlucht direkt betroffen sind, ergibt sich eine Fläche 
von ca. 0,76 km² als Fläche, in der der Kurzzeit-Immissionsgrenzwert von PM10 überschritten 
ist. Dies entspricht unter Berücksichtigung der mittleren Einwohnerdichte für den 
Innenstadtbereich einer Zahl von 2.292 Einwohnern, welche durch die erhöhte 
Immissionsbelastung betroffen sind. Unter der Annahme, dass unter einer den Kessel 
abschließenden Inversion alle Einwohner von der erhöhten Immissionsbelastung betroffen sind 
und nicht nur die Einwohner links und rechts der Straßen mit hoher Verkehrsbelastung und 
ungünstiger Durchlüftung ist dies eher als untere Grenze für die Zahl der Betroffenen 
anzusehen. Abbildung 16 stellt das Ergebnis für NO2 dar. 
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Abbildung 16: Von der Überschreitung des NO2-Jahresmittelwertes betroffene Straßen 
in Wetzlar auf Basis der Ausbreitungsrechnung (Bezugsjahr 2003) 

3.4.2 Betroffene Bevölkerung in Gießen 
Im Jahr 2006 überschritt der Jahresmittelwert von NO2 an der neuen Verkehrstation in Gießen 
den für dieses Jahr gültigen Grenzwert plus Toleranzmarge (siehe Kap. 3.2). Die PM10-
Grenzwerte wurden an der Messstation eingehalten (siehe Kap. 3.1). Deshalb ist für die 
Betroffenheit der Bevölkerung das Gebiet der Immissionswertüberschreitung von NO2 relevant. 
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Abbildung 17: Von der Überschreitung des NO2-Jahresmittelwertes betroffene Straßen 

im Gießen auf Basis der Ausbreitungsrechnung (Bezugsjahr 2006) 
 

Mit dem Sreeening-Modell IMMISluft wurde die Immissionssituation an 21 Aufpunkten in Gießen 
für das Bezugjahr 2006 simuliert (siehe Kap. 5.2). Die Ergebnisse dieser Berechnung sind für 
NO2 in der Abbildung 17 dargestellt, wobei die Farbe des Punktes den berechneten 
Jahresmittelwert angibt. Bei einer Überschreitung des Grenzwertes plus Toleranzmarge wurde 
der Straßenabschnitt, für den die berechnete Immissionsbelastung als repräsentativ angesehen 
wird, markiert. Die markierten Straßenabschnitte haben eine Gesamtlänge von 4,5 km. Wie in 
Kap. 3.4 geht man davon aus, dass die Bewohner jeweils bis 50 m links und rechts des 
Straßenabschnittes von der erhöhten Immissionsbelastung in der Straßenschlucht direkt 
betroffen sind. Aus der so ermittelten Fläche von 0,45 km² und der mittleren Einwohnerdichte 
für den Stadtbereich errechnet sich die Zahl von durch die Immissionsbelastung betroffen 
Einwohnern mit 1.577. Allerdings kann es in der Gießener Innenstadt weitere Straßenabschnitte 
mit einer Überschreitung des Immissionswertes geben. Deshalb ist die Zahl von 1.577 
Einwohnern eher als untere Grenze für die Zahl der Betroffenen anzusehen. In der Abbildung 
18 ist das Ergebnis der Berechnung für PM10 dargestellt. In den markierten Straßen wurde 
durch die Modellrechnung eine Überschreitung des Kurzzeit-Grenzwertes ermittelt. 
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Abbildung 18: Von der Überschreitung der PM10-Kurzzeitkenngröße betroffene Straßen 

im Gießen auf Basis der Ausbreitungsrechnung (Bezugsjahr 2006) 

3.5 Weitere Ergebnisse der Immissionsüberwachung 
Der erste Luftreinhalteplan für das Belastungsgebiet Wetzlar [25] von 1982 und die 
Fortschreibung des Luftreinhalteplans Wetzlar [26] von 1995 enthalten 
Immissionsmessergebnisse für eine Komponentenpalette, die umfangreicher ist als die nach 
der 22. BImSchV [19] zu überwachende Zahl von Komponenten, sowie Ergebnisse von 
Wirkungsmessungen. Diese Untersuchungen enthalten auch Aussagen für Gießen. Teilweise 
wurden die Messungen weitergeführt, um die zeitliche Entwicklung der Belastungssituation zu 
dokumentieren. Zur Abrundung der Beschreibung der Belastungssituation wird auf die 
wesentlichen Aussagen dieser Messprogramme im Folgenden kurz eingegangen. 

Schwebstaubmessungen mit Inhaltsanalysen auf Schwermetalle werden im Gebiet Lahn-Dill an 
den zwei Stationen Wetzlar-Hermannstein und Linden durchgeführt. Pro Station werden nach 
dem Messplan 122 Filter pro Jahr jeweils über 24 Stunden beaufschlagt und im Labor auf den 
Staubgehalt untersucht. Bei einem Teil der Proben (in der Regel 5 Proben im Monat) erfolgt 
zusätzlich die Untersuchung auf Schwermetalle als Bestandteile des Schwebstaubs. Erfasst 
werden die Schwermetalle Arsen (As), Blei (Pb), Cadmium (Cd), Nickel (Ni) sowie zusätzlich 
Antimon (Sb), Chrom (Cr), Cobalt (Co), Kupfer (Cu), Eisen (Fe), Mangan (Mn) und Vanadium 
(V). An den Messwerten des Standortes Wetzlar-Hermannstein wird deutlich, dass man sich 
neben einer Metalle verarbeitenden Industrie befindet. Grenzwertüberschreitungen wurden für 
das aktuell vorliegende Messjahr 2004 nicht gefunden. Erwartungsgemäß sind die an dem 
ländlich geprägten Standort Linden gefundenen Kenngrößen niedriger als in Wetzlar [42]. 

Staubniederschlagsmessfelder gibt es in den jeweiligen Kernbereichen von Wetzlar und 
Gießen. Bei der Staubniederschlagsmessung nach Bergerhoff wird die Gesamtdeposition 
(trocken und feucht) erfasst. Seit 1989 werden die Schwermetalle Antimon (Sb), Arsen (As), 
Blei (Pb), Cadmium (Cd), Chrom (Cr), Cobalt (Co), Eisen (Fe), Nickel (Ni) und Vanadium (V) 
gemessen. Kupfer (Cu) und Mangan (Mn) folgten ab 1994 und zuletzt wurde Thallium (Tl) 1997 
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in die Komponentenliste aufgenommen. Der Immissionswert für Nickel als Bestandteil des 
Staubniederschlages der TA Luft von 15 µg/(m² x d) [7] ist im Bereich der Schanzenstraße in 
Wetzlar im Jahr 2005 überschritten.  

Bioindikatoruntersuchungen mit standardisierten Weidelgraskulturen, die in den Jahren 1980 
bis 1994 jährlich durchgeführt wurden, zeigen mit von Jahr zu Jahr etwas variierenden 
Analysenwerten an zwei Messstationen im Bereich des Hermannsteiner Friedhofs gegenüber 
dem weiteren Umfeld deutlich erhöhte Werte bei Fluor, Cadmium und Nickel [44]. 
Fluorimmissionsmessungen mit Weidelgras als Bioindikator aus dem Jahr 2004 bestätigen das 
Auftreten von wirkungsrelevanten Fluorimmissionen im Bereich der Schanzenstraße in 
Hermannstein [45]. 

Die vergleichende Auswertung von Flechtenkartierungen aus den Jahren 1970, 1980, 1985, 
1995 und 2005 für Wetzlar und Gießen [46] zeigt, dass sich in beiden Städten von 1970 bis 
1995 die durch den Flechtenindex beschreibbare Luftgüte von „gering“ auf einen mittleren Wert 
verbessert hat und bis 2005 in einigen Rasterflächen schon eine hohe Luftgüte nachweisbar ist. 
Die Auswertung zeigt - außer der Aussage, dass im Mittel die Luftgüte besser geworden ist - 
auch, dass ein Trend zu höheren Belastungen durch luftgetragene Stickstoffverbindungen und 
andere eutrophierenden Verbindungen festzustellen ist. Der anschaulichste Beleg, in welchem 
Umfang die Luftgüte besser geworden ist, ist der Befund, dass erste Exemplare der seit etwa 
50 Jahren verschwundenen immissionsempfindlichen Lungenflechte im Umfeld von Wetzlar 
wieder entdeckt wurden. 

Bioindikatoren haben den Vorzug, dass sie auch im Bereich unter den Immissionsgrenzwerten 
Entwicklungen der Immissionssituation aufzeigen können. Die festgestellten erhöhten 
Nickelgehalte im Staubniederschlag und die erhöhten Fluor- und Nickel-Gehalte im Weidelgras 
im Bereich Friedhof-Hermannstein bis Schanzenstraße zeigen, dass hier lokal deutlich erhöhte 
Immissionseinwirkungen auftreten, die augenscheinlich den nahe gelegenen Industrieanlagen 
im unteren Dilltal zuzuordnen sind. Für den Stadtbereich von Gießen und das übrige Gebiet 
„Lahn-Dill“ liegen für die letzten Jahre keine Informationen über solche lokalen - nicht durch 
Emissionen des Kfz-Verkehrs verursachten - Belastungsspitzen vor. 
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4 Ursachen der Immissionsbelastung 
Wenn in einem Gebiet oder Ballungsraum eine Überschreitung eines Immissionsgrenzwertes 
einschließlich der Toleranzmarge festgestellt wird, ist nach § 47 Abs. 1 BImSchG [6] ein 
Luftreinhalteplan zu erstellen, der die erforderlichen Maßnahmen zur dauerhaften 
Verminderung der Luftverunreinigungen festlegt. Nach § 47 Abs. 4 BImSchG sind die 
Maßnahmen entsprechend des Verursacheranteils unter Beachtung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit gegen alle Emittenten zu richten, die zum Überschreiten der 
Immissionswerte beitragen. Es ist die Aufgabe der Ursachenanalyse herauszuarbeiten, welchen 
Anteil die einzelnen Emittentengruppen zur Immissionsbelastung an den Aufpunkten beitragen, 
an denen Immissionswertüberschreitungen festgestellt wurden. 

Die Aufgabe der Ursachenanalyse wird mit den drei folgenden Methoden angegangen: 

– Analyse der Emissionsstruktur, 

– Emittentenbezogenen Ursachenanalyse, 

– Analyse auf Basis der Immissionsmessungen. 

Darüber hinaus wird im Kapitel 5 eine emittentenbezogene Ursachenanalyse mittels 
Ausbreitungsrechnungen durchgeführt. 

Bei der Immissionsmessung sieht man beispielsweise dem einzelnen gemessenen NO2-
Molekül nicht an, ob es von einer Industrieanlage, einer Gebäudeheizung oder von dem Auspuff 
eines Autos emittiert wurde. Eine wesentliche Eigenschaft der Ausbreitungsrechnung ist es, die 
Kausalkette 

Emission → Ausbreitung in der Atmosphäre → Immission 

umdrehen zu können und so Aussagen über die Anteile einzelner Emittenten oder 
Emittentengruppen an der Immissionskonzentration am betrachteten Aufpunkt machen zu 
können. 

4.1 Die Emissionsstruktur im Lahn-Dill-Gebiet 
Das Emissionskataster umfasst die erhobenen Emissionsmengen gasförmiger und 
staubförmiger Luftverunreinigungen, die von den unterschiedlichen Emittentengruppen 
(Quellengruppen) freigesetzt werden. Es wird für das Bundesland Hessen vom HLUG geführt 
[29]. Von den sechs Emittentengruppen Industrie, Kleingewerbe, Gebäudeheizung, Kfz-
Verkehr, biogene und nicht gefasste Quellen sowie privater Verbrauch und Handwerk haben 
Industrie, Gebäudeheizung und Kfz-Verkehr die größte Relevanz für die Luftreinhalteplanung. 

4.1.1 Emissionsstrukturen von PM10 
Die Emissionsbilanz von PM10 für den Bereich des Lahn-Dill-Gebiets ist für die drei Teilkataster 
Industrie, Gebäudeheizung und Kfz-Verkehr in Tabelle 7 für das aktuell verfügbare Bezugsjahr 
zusammengestellt. Die Fortschreibung für das Emissionskataster Hessen wird nicht vor Ende 
2006 für alle Teilkataster verfügbar sein und kann derzeit daher noch nicht genutzt werden. 
Ergänzend sind in der Tabelle 7 auch die Ergebnisse der vorhergehenden Emissionserhebung 
für den Bereich des Lahn-Dill-Gebiets angegeben. 

Um die räumliche Verteilung der Emissionen zu verdeutlichen, sind in der Abbildung 19 die 
Emissionen gemeindeweise - jeweils aufgegliedert nach den drei o. g. Hauptemittentengruppen 
- als Tortendiagramme dargestellt. Die Größe der Kreise entspricht der emittierten Menge. Die 
Tabelle 26 im Anhang A enthält die Zahlenangaben für die Abbildung 19. 

Wetzlar ist innerhalb des Gebietes Lahn-Dill die Kommune mit den höchsten PM10-Emissionen. 
Im überwiegenden Teil der Kommunen des Gebietes Lahn-Dill sind der Verkehr und die 
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Industrie die Emittentengruppen mit den höchsten Emissionen. Bei einigen Kommunen ist der 
Verkehr die wichtigste Emittentengruppe, weil durch das Gebiet dieser Kommunen Straßen mit 
einem hohen Verkehrsaufkommen gehen. 

 aktuelle Erhebung vorhergehende Erhebung Änderung 

Emittentengruppe t/a Jahr % t/a Jahr % % 

Kfz-Verkehr 319 2000 48 431 1995 37 -26 

Gebäudeheizung 99,6 2000 15 245 1994 21 -59 

Industrie 249 2004 37 476 2000 41 -48 

davon Großfeuerungsanlagen - 2004  - 2000   

Summe 668  100 1.152  100 -42 

Tabelle 7: Emissionsbilanz von PM10 für das Lahn-Dill-Gebiet 

 

Die Bedeutung von Wetzlar als Industriestandort wird durch PM10-Emissionen aus dieser 
Quellgruppe bestätigt. Darauf hinzuweisen ist, dass in dem Kataster Kfz-Verkehr bisher aber 
nur die PM10-Emissionen aus dem Auspuff enthalten sind. Zusätzliche Staubquellen im Bereich 
Kfz-Verkehr sind z. B. der Abrieb von den Bremsen oder die Staubaufwirbelung durch das 
Fahrzeug. Dieser Beitrag kann dieselbe Größenordnung wie die PM10-Emissionen aus dem 
Auspuff erreichen. Diese zusätzlichen Staubquellen sind im Gegensatz zu den Angaben im 
Kapitel 4 bei den Modellrechnungen berücksichtigt worden. 
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Abbildung 19: Räumliche Struktur der PM10-Emissionen 



 Kapitel 4  

  37/150  

4.1.2 Emissionsstrukturen von NOx 
Entsprechend der Emissionsbilanz für PM10 (siehe Tabelle 7) ist in Tabelle 8 für das Lahn-Dill-
Gebiet die Emissionsbilanz für Stickstoffoxide (NOx) für die aktuellen Erhebungen 
zusammengestellt. Die Emissionsbilanz ist aufgegliedert nach den Emissionsbeiträgen der 
Emittentengruppen Industrie, Gebäudeheizung und Kfz-Verkehr. Um die Emissionsentwicklung 
zu beschreiben, sind in Tabelle 8 auch die Ergebnisse der vorhergehenden Emissionserhebung 
mit angegeben. 

 

 aktuelle Erhebung vorhergehende Erhebung Änderung 

Emittentengruppe t/a Jahr % t/a Jahr % % 

Kfz-Verkehr 8.050 2000 72 9.860 1995 74 -18 

Gebäudeheizung 1.060 2000 9,5 1.160 1994 8,8 -8,9 

Industrie 2.080 2004 19 2.230 2000 17 -7,0 

davon Großfeuerungsanlagen 14,3 2004  6,85 2000  +109 

Summe 11.200  100 13.300  100 -16 

Tabelle 8: Emissionsbilanz von NOx für das Lahn-Dill-Gebiet (angeben als NO2) 
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Abbildung 20: Räumliche Struktur der NOx-Emissionen, angegeben als NO2 

 

In der Abbildung 20 sind die NOx-Emissionen als Tortendiagramme dargestellt. Die Struktur bei 
NOx ist vergleichbar mit der von PM10, wobei der Verkehr als wichtigste Quellgruppe für NOx 
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deutlich in Erscheinung tritt. Den höchsten Industrieanteil hat Wetzlar, während in einigen 
Kommunen der Verkehrsanteil bei über 90 % liegt (siehe auch Tabelle 27 im Anhang A). 

4.2 Emittentenbezogene Ursachenanalyse für PM10 und NOx 

4.2.1 Analyse der Industrie-Emissionen 
Das Emissionskataster Industrie erfasst die Emissionen der im Anhang der 4. BImSchV [11] 
genannten genehmigungsbedürftigen Anlagen. Die 11. BImSchV [13] verpflichtet die Betreiber 
dieser Anlagen, der zuständigen Überwachungsbehörde Emissionserklärungen vorzulegen. 
Betreiber von Anlagen, von denen nur in geringem Umfang Luftverunreinigungen ausgehen 
können, sind von der Pflicht zur Abgabe einer Emissionserklärung befreit. Die Befreiung von der 
Erklärungspflicht ist in § 1 der 11. BImSchV [13] geregelt. 

Die Auswertungen beruhen auf den Daten der Emissionserklärungen für das Jahr 2004. In der 
Tabelle 9 sind die Emissionen aus dem Bereich Industrie getrennt nach den Hauptgruppen der 
4. BImSchV [11] aufgelistet. Die Hauptanteile der PM10- und NOx-Emissionen stammen aus der 
Hauptgruppe „Steine und Erden, Glas, Keramik, Baustoffe“. 

 

Hauptgruppe Beschreibung Anlagen-
zahl 

PM10 
[t PM10/a] 

NOx 
[t NO2/a] 

01 Wärmeerzeugung, Bergbau, Energie 13 11,5 266 

02 Steine und Erden, Glas, Keramik, Baustoffe 46 125 1.580 

03 Stahl, Eisen und sonstige Metalle einschließlich 
Verarbeitung 31 74,6 85,8 

04 Chemische Erzeugnisse, Arzneimittel, Mineralölraffination 
und Weiterverarbeitung 3 2,07 8,64 

05 
Oberflächenbehandlung mit org. Stoffen, Herst. 
bahnförmiger Materialien aus Kunststoffen, sonst. 
Verarbeitung von Harzen und Kunststoffen 

8 8,62 21,1 

06 Holz, Zellstoff 2 12,6 37,3 

07 Nahrungs-, Genuss- und Futtermittel, landwirtschaftliche 
Erzeugnisse 3 0,013 19,6 

08 Verwertung und Beseitigung von Abfällen und sonstigen 
Stoffen 33 12,6 59,3 

09 Lagerung, Be- und Entladen von Stoffen und 
Zubereitungen 2 0,033  

10 Sonstiges 9 2,07 5,93 

Summe  150 249 2.080 

Tabelle 9: Aufteilung der Industrieemissionen im Lahn-Dill-Gebiet auf die 
Hauptgruppen der 4. BImSchV (Bezugsjahr 2004) 

 

Die Quellhöhe über Grund ist für die lufthygienische Bewertung der immissionsseitigen 
Auswirkung von Emissionen ein wichtiges Kriterium. Hohe Schornsteine bewirken eine relativ 
gleichmäßige Verteilung der Emissionen in der Atmosphäre. Selbst bei hohen 
Emissionsmassenströmen ist die resultierende Immissionsbelastung im Einwirkungsbereich 
relativ gering, sofern die Emissionsableitung über ausreichend dimensionierte Schornsteine 
erfolgt. Bei größeren Quellentfernungen verliert die ursprüngliche Emissionsmenge durch den 
Verdünnungseffekt für die resultierende Immissionsbelastung an Bedeutung. Wenn die 
Emissionen dagegen über niedrige Schornsteine freigesetzt werden, können auch geringe 
Emissionsmassenströme zu deutlichen Immissionseinwirkungen im Nahbereich um die Quelle 
führen. 
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4.2.2 Analyse der Gebäudeheizungs-Emissionen 
Das Emissionskataster Gebäudeheizung enthält die Daten der nicht genehmigungsbedürftigen 
Feuerungsanlagen [32]. In ihm werden alle Feuerungsanlagen für die Beheizung von 
Wohneinheiten und für die Warmwasserbereitung sowie Feuerungsanlagen zur Erzeugung von 
Heiz- und Prozesswärme sonstiger Kleinverbraucher in Gewerbe, Industrie und öffentlichen 
Einrichtungen zusammengefasst, die nicht nach § 4 BImSchG [6] in Verbindung mit § 1 der 
4. BImSchV [11] der Genehmigungspflicht unterliegen. Die Emittentengruppe Gebäudeheizung 
setzt sich deshalb aus den Bereichen „private Haushalte“ und „sonstige Kleinverbraucher“ 
zusammen. 

In der Tabelle 10 sind für einige Energieträger die Emissionsfaktoren von PM10 und NOx 
aufgelistet. Vor allem bei PM10 sind die Unterschiede zwischen Gas und den festen 
Brennstoffen deutlich. Durch einen Wechsel des Energieträgers können die Emissionen 
deutlich reduziert werden. 

 

Energieträger 
Heizwert 

[kWh/kg] 

PM10 

[g/MWh] 

NOx
1) 

[g/MWh] 

Heizöl EL 11,86 5,4 162 

Erdgas 12,78 0,108 151,2 

Flüssiggas 12,78 0,108 298,8 

Holz, natur luftgetrocknet 4,17 140,4 216 

Stroh 4,25 1188,0 198 

Braunkohlebrikett Lausitz 5,25 129,6 324 

Braunkohlebrikett Rheinland 5,47 262,8 360 

Koks (Steinkohle) 7,97 82,8 234 

Anthrazit (Steinkohle) 8,92 19,4 126 
1) Summe aus NO und NO2, angegeben als NO2 

Tabelle 10: Beispiele für Emissionsfaktoren der Emittentengruppe Gebäudeheizung 
[32] 

 

Immissionsseitig ist noch zu beachten, dass die Emissionen aus dem Bereich Gebäudeheizung 
hauptsächlich in der kalten Jahreszeit freigesetzt werden. Die Freisetzung der Emissionen 
erfolgt durch Schornsteine über dem Dach und damit oberhalb der Straßenschluchten. Darüber 
hinaus müssen die Schornsteine von Wohngebäuden eine weitgehend freie Abströmung der 
Abgase gewährleisten. 

4.2.3 Analyse der Verkehrs-Emissionen 
Bei der Ermittlung der Emissionen je Straßenabschnitt wird berücksichtigt, dass die Emissionen 
je Kfz-Klasse bzw. je nach Fahrzeugtyp unterschiedlich sind. Diese Aufgliederung der Kfz-
Emissionsraten nach Kfz-Klassen bringt für die Entwicklung von Maßnahmenkonzepten 
wesentliche Ansatzpunkte. Abbildung 21 zeigt die Auswertung der Emissionsdaten für die 
Ernst-Leitz-Straße in Wetzlar. Grundlage hierfür ist ein Verkehrsaufkommen von 26.000 
Fahrzeugen pro Tag mit einen Anteil von 1,5 % Lkw-Verkehr und 0,5 % Bus-Verkehr (Quelle: 
Stadt Wetzlar). Die Emissionsfaktoren für das Jahr 2005 wurden dem Handbuch für 
Emissionsfaktoren des Straßenverkehrs [33] entnommen. Bei den Emissionen überwiegt der 
Lkw-Anteil deutlich. Auch die Busse haben, verglichen mit ihrem Verkehrsanteil, einen hohen 
Anteil an den Emissionen. Bei den Pkws haben die Fahrzeuge mit einem Otto-Motor bei den 
NOx-Emissionen nur einen Anteil von 40 % obwohl sie rund 80 % der Fahrzeuge stellen. Diesel-
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Pkws emittieren pro Fahrzeug mehr NOx als Pkws mit Otto-Motor. Deshalb verursachen sie 
14 % der NOx-Emissionen bei einem relativ geringen Verkehrsanteil von rund 14 %. Ähnlich wie 
bei den NOx-Emissionen dominiert auch bei PM10 der Lkw-Verkehr die Emissionssituation.  

0 % 1 % 2 % 3 % 4 % 10 % 20 % 30 % 40 % 50 % 60 % 70 % 80 %

0 % 1 % 2 % 3 % 4 % 10 % 20 % 30 % 40 % 50 % 60 % 70 % 80 %

NOx-Emissionen

PM10-Emissionen

Verkehrsanteile

schwere Lkw Pkw mit Ottomotor 
Pkw mit Dieselmotor 

Linienbusse
Reisebusse 

leichte Nfz mit Ottomotor 
leichte Nfz mit Dieselmotor 

 

Abbildung 21: Aufschlüsselung der Emissionen des Kfz-Verkehrs nach Kfz-Klassen für 
die Ernst-Leitz-Straße in Wetzlar 

 

In der Abbildung 22 sind die Emissionen aus dem Kfz-Bereich für die Westanlage in Gießen 
analog der Abbildung 21 aufgeschlüsselt. Für das Jahr 2005 weist die Westanlage einen DTV-
Wert von 30.000 Fahrzeugen auf (Quelle: Stadt Gießen). Die Zusammensetzung der Kfz-Flotte 
ist ähnlich wie in Wetzlar. Deshalb zeigt die Abbildung auch eine vergleichbare Aufteilung der 
Emissionen auf die einzelnen Fahrzeugklassen, die zu den gleichen Schlussfolgerungen führt.  

Entscheidend für die Höhe der Emissionen ist also nicht nur ein hohes Verkehrsaufkommen, 
sondern auch die Zusammensetzung der Kfz-Flotte (siehe Tabelle 11). Maßnahmen zur 
Minderung der Immissionsbelastung beim Kfz-Verkehr sind für NOx und PM10 am effizientesten 
bei den schweren Lkws und Bussen mit Dieselmotor, soweit diese noch keinen leistungsfähigen 
Partikelfilter und keine funktionsfähige Vorrichtung zur NOx-Minderung haben. 

In der Tabelle 11 sind die Emissionsfaktoren für PM10 und NOx zur Berechnung der Kfz-
Emissionen aufgelistet. Die Anteile von Benzin- und Dieselmotoren an der jeweiligen 
Fahrzeugkategorie für das Bezugsjahr 2005 bilden die Grundlage für die Berechnung der 
durchschnittlichen Emissionsfaktoren [34]. Die Emissionsfaktoren der schweren Nutzfahrzeuge 
und Busse sind deutlich höher als die der Pkws. Insbesondere die schweren Nutzfahrzeuge 
(Nfz) können aufgrund der hohen Emissionsfaktoren die Immissionssituation innerorts 
verschärfen. Bei Fahrzeugen mit Benzinmotor wird grundsätzlich von keinen PM10-
Auspuffemissionen ausgegangen. Durch die Ausrüstung der Benzin-Pkws mit Katalysatoren 
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sind die NOx-Emissionsfaktoren für diese Fahrzeuge relativ niedrig, mit nur geringen 
Unterschieden je Straßenkategorie. 
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Abbildung 22: Aufschlüsselung der Emissionen des Kfz-Verkehrs nach Kfz-Klassen für 
die Westanlage in Gießen 

 

 Emissionsfaktoren für die Verkehrssituation 

Fahrzeugkategorien  PM10 [g PM10 /km] NOx [g NO2 /km] 

 innerorts außerorts Autobahn innerorts außerorts Autobahn 

Pkw Benzin - - - 0,16 0,16 0,21 

Pkw Diesel 0,035 0,029 0,045 0,52 0,42 0,60 

leichte Nfz Benzin - - - 0,46 0,55 0,99 

leichte Nfz Diesel 0,059 0,052 0,096 0,65 0,56 0,90 

schwere Nfz < 7,5 t 0,16 0,086 0,087 3,69 3,15 3,49 

schwere Nfz > 7,5 t 0,32 0,16 0,15 11,1 7,41 7,36 

Reisebus 0,36 0,16 0,16 13,5 7,51 7,51 

Linienbus 0,34 0,19 - 11,5 7,55 - 

Tabelle 11: Durchschnittliche Emissionsfaktoren für PM10 und NOx nach Straßen- 
und Fahrzeugkategorien für gewichtete Verkehrssituationen [34] 
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Neben den Partikelemissionen aus dem Auspuff setzt der Kfz-Verkehr auch durch Abrieb (z. B. 
der Autoreifen oder der Bremsen) und Aufwirbelung Partikel frei. Die Rußpartikel, die aus den 
Abgasen von Dieselmotoren stammen, weisen überwiegend einen aerodynamischen 
Durchmesser < 1 µm auf [35]. Die Staubpartikel, die durch Abrieb bzw. Aufwirbelung entstehen, 
haben ein größeres Korngrößenspektrum, d. h. neben einen PM10-Anteil werden durch Abrieb 
und Aufwirbelung auch Staubpartikel mit einem größeren Durchmesser als PM10 emittiert. Es 
wurden Untersuchungen durchgeführt, an Hand von Immissionsmessung von PM1 und PM10 
zwischen den Emissionen aus dem Auspuff und den Abrieb- und Aufwirbelungsemissionen zu 
unterscheiden [36, 37]. Der Einfluss verschiedener Faktoren wie Fahrzeuggeschwindigkeit oder 
Qualität des Straßenbelags wurde ebenfalls untersucht [38]. In den Mengenangaben zu den 
Kfz-Emissionen in Kapitel 4.1.1 ist der Anteil aus Aufwirbelung bzw. Abrieb nicht enthalten. 
Rechnet man diesen Anteil hinzu, wie dies im Rahmen der Ausbreitungsrechungen gemacht 
wurde (Kapitel 5), würden sich die Kfz-Emissionen etwa verdoppeln. 

Im Gegensatz zu den Quellgruppen Industrie und Gebäudeheizung weisen die Emissionen des 
Kfz-Verkehrs eine sehr niedrige Quellhöhe auf. Bei der Emissionssituation in einer engen 
Straßenschlucht mit schlechten Austauschverhältnissen ist es daher plausibel, dass der Kfz-
Verkehr immissionsseitig eine hohe Relevanz hat. 

4.3 Analyse auf Basis der Immissionsmessungen 
Die im Lahn-Dill-Gebiet gemessene - bzw. allgemein die an einem Aufpunkt gemessene - 
Immissionsbelastung setzt sich zusammen aus dem Beitrag 

– der von außen in den Ballungsraum eingetragen wird (Hintergrundbelastung), 

– der von den Emissionen im Ballungsraum (Städtische Vorbelastung) verursacht wird 
und  

– der Emissionen aus dem direkten Umfeldes des Aufpunktes in der Straßenschlucht 
(Straßenanteil). 

Die Beiträge dieser drei Bereiche addieren sich zu der Immissionskonzentration. Diese 
Einflüsse zu trennen, ist generell schwierig, da die Beiträge dieser drei Quellbereiche zur 
Immissionskonzentration an den betrachteten Aufpunkten wegen unterschiedlicher 
Wetterbedingungen, aber auch wegen variierender Emissionsverhältnisse nicht konstant sind. 

Für die verkehrsbezogene Messstation Gießen-Westanlage wurde auf die Auswertungen 
verzichte, da Daten nur für das Messjahr 2006 vorliegen. Durch die Auswertung über einen 
längern Zeitraum sind die Aussagen durch das größere Datenkollektiv besser abgesichert. 

4.3.1 Auswertung der PM10-Messdaten 
Die Abbildung 38 im Anhang B zeigt den mittleren Wochengang von PM10, getrennt nach 
Sommer und Winter auf Basis der Halbstundenmittelwerte. Durch die zeitliche Auflösung ist 
auch der Tagesgang von PM10 erkennbar. Ursache für diesen Tagesgang sind neben dem 
Tagesgang der Emissionen (z. B. Kfz-Verkehr) vor allem die unterschiedlichen 
Ausbreitungsverhältnisse im Verlauf des Tages. Es kommt außerdem deutlich heraus, dass 
PM10 einen relativ hohen Grundpegel aufweist, da auch die Werte an der ländlichen 
Messstation Bad Arolsen um die 20 µg/m³ liegen und die PM10-Konzentration zur Zeit des 
Minimums nicht unter 10 µg/m³ zurückgeht. Der Wochengang weist im Winter an den meisten 
Stationen ein höheres Konzentrationsniveau als im Sommer auf. 

Am Wochenende ist die PM10-Belastung an den Stadtstationen sowohl im Sommer als auch im 
Winter niedriger als an Werktagen. Der Rückgang der PM10-Belastung am Wochenende ist im 
Wesentlichen durch den Wochengang der Kfz-Emissionen zu erklären. Ab Samstagmittag 
dürfen Lkw nicht mehr fahren und der Berufsverkehr fällt am Wochenende geringer aus. Für 
den Winter ist nicht vollkommen auszuschließen, dass außer dem Kfz-Verkehr auch die 
Gebäudeheizungsemissionen einen für die Immissionssituation relevanten Wochengang 
aufweisen. Zumindest im Sommer ist es der Wochengang der Kfz-Emissionen, der den 
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Wochengang der PM10-Konzentration prägt. An der Vergleichsstation Bad Arolsen sind im 
Sommer Tagesgänge der PM10-Konzentration deutlich zu erkennen und im Winter noch leicht 
angedeutet, aber von einem Wochengang kann man weder im Sommer noch im Winter 
sprechen. 

In Abbildung 23 ist die Aufteilung der Überschreitungstage auf die einzelnen Wochentage 
dargestellt. Je höher die Staubbelastung an einer Station ist, desto größer sind die 
Unterschiede zwischen den Werktagen und dem Wochenende. Dies wird am deutlichsten an 
der Verkehrsstation Darmstadt-Hügelstraße, die im Ballungsraum Rhein-Main liegt. 
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Abbildung 23: Verteilung der Tage mit einen Tagesmittelwert größer 50 µg PM10/m³ auf 
die Wochentage (Summe der Jahre 2000 bis 2003) 

4.3.2 Auswertung der Messdaten von NO und NO2 
In Kapitel 3.2 wurde schon darauf hingewiesen, dass NO2 bei Immissionsbetrachtungen immer 
zusammen mit NO zu sehen ist, da in der Atmosphäre durch Oxidation ständig NO in NO2 
umgewandelt wird.  

Die NO-Wochengänge für Sommer und für Winter sind im Anhang B in Abbildung 39  
dargestellt. Eingetragen sind in der Abbildung die Wochengänge für die langjährigen 
Messstationen im Lahn-Dill-Gebiet und für den Kleinen Feldberg als zusätzliche 
Vergleichsstation im ländlichen Raum. Die Wochengänge an den Messstationen zeigen am 
Wochenende niedrigere Konzentrationswerte als an den Werktagen. Die 
Konzentrationsdifferenz zwischen einem Werktag und dem Sonntag beträgt etwa 60 % und fällt 
an der Station Dillenburg im Sommer noch deutlicher aus. An dieser Messstation ist zur Zeit 
maximaler Konzentration an Werktagen im Sommer die NO-Konzentration höher als im Winter. 
Der Wochengang von NO ist damit ausgeprägter als der PM10-Wochengang. Während der 
Nachtstunden im Sommer - zurzeit minimaler Belastung - nähert sich das NO-
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Konzentrationsniveau an den Stadtstationen dem der Vergleichsstation Linden stark an, 
während im Winter ein Grundpegel verbleibt. Im Winter ist der Wochengang ausgeprägter als 
im Sommer, da sich im Sommer wegen der besseren Austauschverhältnisse die Kfz-
Emissionen im Straßenraum weniger anreichern. An der Messstation Kleiner Feldberg ist bei 
NO kein Wochengang zu erkennen. Dies ist als Nachweis zu sehen, dass dieser Standort als 
„emissionsfern“ hinsichtlich NO-Emissionen einzustufen ist. 

Der Wochengang von NO2 in der Abbildung 40 im Anhang B ähnelt dem Wochengang von NO. 
Auch bei NO2 ist an den drei Stadtstationen der Sonntag deutlich niedriger belastet als der 
Samstag. Die Unterschiede zwischen Sommer und Winter sind bei den NO2-Wochengängen 
nicht so ausgeprägt wie bei NO. Da die Austauschverhältnisse im Sommer besser sind als im 
Winter ist dieses Verhalten der NO2-Konzentration durch eine verstärkte Reaktion von NO mit 
Ozon zu NO2 zu erklären. An der ländlichen Station Linden werden im Winter NO2-
Konzentrationen im Bereich um 30 µg/m³ im Mittel gemessen und die Ansätze von Tages- und 
Wochengängen sind auch nachgewiesen. An der Messstation Kleiner Feldberg ist das 
Konzentrationsniveau noch niedriger und der Wochengang ist nur im Winter ausgeprägt. 
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5 Ursachenanalyse durch Ausbreitungsrechnungen 
Mit Rechenmodellen lässt sich die Ausbreitung von Luftbeimengungen in der Atmosphäre 
nachvollziehen. Die Steigerung der Leistungsfähigkeit der Computer hat es möglich gemacht, 
nicht nur die von wenigen Emittenten verursachte Immissionsbelastung zu berechnen. Es ist 
auch möglich, aus allen Emissionen, die in einem Untersuchungsgebiet freigesetzt werden, 
beliebige Planungssituationen oder auch die Ist-Belastung zu simulieren. Die Simulation der Ist-
Belastung ist deshalb interessant, weil durch Vergleich von Messergebnissen und 
Rechenergebnissen die Qualität der Ausbreitungsrechnung quantifizierbar wird. Außerdem 
kann bei der Modellrechnung im Gegensatz zur Immissionsmessung die Kausalkette 

Emission → Ausbreitung in der Atmosphäre → Immission 

umgedreht und aufgeschlüsselt werden, welchen Anteil der einzelne Emittent oder die 
Emittentengruppe zur Immissionsbelastung beiträgt. Die Ausbreitungsrechnung ist also 
vielseitig einsetzbar. Man muss sich aber auch immer bewusst machen, dass die 
Aussagequalität direkt abhängig ist von der Qualität der zugrunde gelegten Eingabedaten. 

Der Einsatz der Ausbreitungsrechnung wurde auf den Untersuchungsraum Wetzlar beschränkt. 
Zum Zeitpunkt der Konzeption des vorliegenden Luftreinhalteplans wies lediglich die Station 
Wetzlar mit der PM10-Überschreitung „Tag“ eine Überschreitung auf, die verpflichtend die 
Erstellung eines Luftreinhalteplanes mit emittentenbezogener Ursachenanalyse fordert. 
Während der Arbeiten zum Luftreinhalteplan Lahn-Dill wurde die verkehrsbezogenen 
Luftmessstation Gießen-Westanlage in Betrieb genommen, an der im Jahr 2006 eine 
Überschreitung des NO2-Immissionswertes für das Jahr registriert wurde [51]. Daraufhin wurden 
kurzfristig weitere Ausbreitungsrechnungen im Bereich der Stadt Gießen durchgeführt. Im 
Gegensatz zu den Ausbreitungsrechnungen für das Gebiet der Stadt Wetzlar konnten die 
Rechnungen für die Stadt Gießen nicht mit den gleichen Methoden durchgeführt werden. 

5.1 Ausbreitungsrechnung für Wetzlar 

5.1.1 Aufgabenstellung für die Ausbreitungsrechnung 
Die Ausbreitungsrechnung soll verschiedene Fragestellungen bearbeiten: 

− eine Karte der Immissionsbelastung (Jahresmittelwert) durch PM10 und NO2 für das 
Rechengebiet zur Beschreibung der Belastungsstruktur erstellen, 

− Aussagen über die Immissionsbelastung in stark befahrenen Straßen mit beidseitiger 
Bebauung an 15 Aufpunkten mit eingeschränkter Durchlüftung verfügbar machen und 
prüfen, ob die Grenzwerte an diesen Punkten eingehalten sind, 

− die für die 15 ausgewählten Aufpunkte berechneten Immissionsbeiträge nach den drei 
Emittentengruppen Industrie, Gebäudeheizung und Verkehr aufschlüsseln, 

− die Herkunft der Immissionsbelastung im Bereich jeden Aufpunktes nach den 
Emissionsorten Straßenabschnitt, Ballungsraum und Hintergrund (Transport von außen in 
den Ballungsraum) ausweisen, 

− die rechnerische Darstellung zweier idealisierter Planungsfälle  
▪ Weglassen der Emissionen der Autobahnen/Bundesstraßen;  
▪ Weglassen der Emissionen des Industriekomplexes Buderus (Gießerei, Edelstahl und  
  Zementwerk)  
als Orientierungshilfe für die Entwicklung des Maßnahmenplanes vorlegen und 

− die Berechnung des „Current Legislation“-Szenario (CLE), in dem die 
Emissionsentwicklungen bei der gültigen Gesetzgebung unter anderem für NOx und PM10 
und deren Aufteilung auf die unterschiedlichen Verursachergruppen beschrieben sind [30], 
durchführen. 
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Auf die Ergebnisse der Ausbreitungsrechnung wird in den folgenden Kapiteln dann im 
Einzelnen eingegangen. 

Für den Untersuchungsraum Wetzlar wurden zunächst für ein Aufpunktgitter mittels der 
Ausbreitungsrechnung für die Komponente PM10 der Jahresmittelwert sowie die 
Überschreitungshäufigkeit des Tagesmittelwerts von 50 µg/m³ und für NO2 der Jahresmittelwert 
berechnet. Als Ergebnis dieser Rechenläufe wird die Immissionskonzentration über 
ungestörtem Grund, d. h. ohne Berücksichtigung von Gebäudeumströmung und 
Straßenschluchteffekten, ermittelt. Dieser Konzentrationswert wird im Allgemeinen als 
Konzentrationswert über Dach oder bei Straßenschluchtbetrachtung als Städtische 
Vorbelastung bezeichnet. Diese Konzentrationsverteilung ohne Berücksichtigung des 
Einflusses der bodennahen kleinräumigen Turbulenzstrukturen wird meist benutzt um die 
Konzentrationsverteilung flächenbezogen darzustellen. Beispiele zeigen die Abbildung 24 für 
PM10 und Abbildung 25 für NO2. 

Für 15 ausgewählte Aufpunkte in verkehrsreichen Straßen mit beidseitiger Randbebauung 
wurde dann noch die Zusatzbelastung für Aufpunkte in solchen Straßenschluchten - bedingt 
durch die ungünstige Durchlüftung der Straßenschlucht - berechnet. Die Immissionsbelastung 
in einer Straßenschlucht setzt sich also zusammen aus einem Beitrag bedingt durch die 
Emissionen im betrachteten Straßenabschnitt (Straßenanteil) und der Immissionsbelastung 
über Dach (Städtische Vorbelastung), in der Immissionsbeiträge aller Emissionen im 
Rechengebiet und auch außerhalb des Rechengebietes (Hintergrundbelastung) 
zusammengefasst sind. 

Im Rahmen der emittentenbezogenen Ursachenanalyse wurden für die idealisierten 
Planungsfälle die Emissionskatasterdaten gezielt modifiziert. 

Bei der Aufschlüsselung der Immissionsbelastung nach Emittentengruppen wurden die 
Emissionen der jeweiligen Emittentengruppe im Bereich des Untersuchungsgebietes 
ausgeblendet und die resultierende Immissionsbelastung neu berechnet. Aus der Differenz der 
mit den gesamten Emissionsdaten berechneten Immissionsbelastung und der um die 
Emissionen einer Emittentengruppe reduzierten Emissionsbilanz für das Untersuchungsgebiet 
wurde der Beitrag der jeweiligen Emittentengruppe an der Immissionsbelastung ermittelt.  

Für die Berechnung von zwei idealisierten Testfällen wurden ebenfalls die Emissionskataster für 
das Untersuchungsgebiet bearbeitet. Für den ersten Fall wurden die Emissionen auf den 
Autobahnen und Bundesstraßen im Untersuchungsgebiet auf Null gesetzt und für den zweiten 
Rechenlauf wurden die Emissionen des Firmenkomplexes Buderus auf Null gesetzt. 

Bei der Erstellung der Immissionsprognose für das Jahr 2010 wurden außer den 
Emissionsangaben für die Quellen im Untersuchungsgebiet auch die europaweit zu erwartende 
Emissionsminderungen berücksichtigt. 

5.1.2 Modellkonzept und verwendetes Rechenmodell 
Das Ausbreitungsmodell berechnet - ausgehend von den Emissionsdaten der einzelnen 
Quellen - unter Berücksichtigung der meteorologischen Verhältnisse (Windrichtung, 
Windgeschwindigkeit, Turbulenzstruktur und gegebenenfalls auch der Regenintensität) das 
Konzentrationsfeld im Lee der betrachteten Quelle bzw. aller Quellen, deren Beiträge zur 
Immissionsbelastung untersucht werden sollen. Das aus der Überlagerung der 
Konzentrationsfelder der einzelnen Quellen resultierende Konzentrationsfeld für die einzelne 
Stunde wird dann für jede der 8.760 Stunden im Jahr berechnet. Damit liegt für jeden 
betrachteten Aufpunkt ein Datenkollektiv entsprechend den Messwerten einer Messstation vor. 

Von der Praktikabilität der Durchführung der Ausbreitungsrechnung her ist es sinnvoll und auch 
erforderlich, die Quellen einzuteilen. Die Einteilung erfolgte  

− in einen Nahbereich, in dem kleinräumige Turbulenzstrukturen z. B. durch die Luftzirkulation 
in einer Straßenschlucht berücksichtigt werden, 
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− in das eigentliche Untersuchungsgebiet, in dem die Struktur der Emissionen so genau wie 
sinnvoll und möglich berücksichtigt wird und 

− schließlich in den überregionalen Bereich, der bestimmt, mit welcher Hintergrundbelastung 
die Luft in das Rechengebiet einströmt. 

Die Hintergrundbelastung bei Ausbreitungsrechnungen für Luftreinhalteplanungen ebenfalls zu 
simulieren, ist dabei eine neue Entwicklung [31]. Dieser Weg setzt einerseits ein europäisches 
Emissionskataster voraus und anderseits einen Chemiemodul im Ausbreitungsmodell, das die 
Oxidation von NO zu NO2, Ozonbildung, sekundäre Staubbildung durch partikelbildende 
Reaktionen, Selbstreinigung der Atmosphäre durch Regen usw. berücksichtigt. Der Vorteil 
dabei ist, dass je nach Jahreszeit und Wetterlage unterschiedliche Vorbelastungswerte 
angesetzt werden und damit die Realität sachgerechter beschreiben wird. 

Die Ausbreitungsrechnungen wurden an das Ingenieurbüro IVU Umwelt vergeben, das die 
Bearbeitung zusammen mit der „Arbeitsgruppe Troposphärische Umweltforschung“ am Institut 
für Meteorologie der Freien Universität Berlin durchführte. Für die Modellrechnung wurde das 
im Auftrag des Umweltbundesamtes für Fragen der Luftreinhalteplanung entwickelte chemische 
Transportmodell REM-CALGRID (RCG) in einer Anwendung auf europäischer Ebene und auf 
kleinräumiger urbaner Ebene (Untersuchungsgebiet) eingesetzt. Der Rechenlauf mit dem 
kleinsten Rasterpunktgitter liefert die Immissionsbelastung über Dach (Städtische 
Vorbelastung). Mit dem Straßenschluchtprogramm Canyon-Plume-Box-ModeIl (CPB) wird dann 
die Immissionsbelastung in der Straßenschlucht berechnet (Straßenanteil). 

Besondere Anforderungen an die Modellrechnung ergeben sich durch das komplexe Windfeld 
in Wetzlar. Testrechnungen zeigten, dass mit einem Rasterpunktabstand von 500 m eine für die 
Berechnung von Jahreskollektiven hinreichende Beschreibung des Windfeldes möglich ist.  

Die Meteorologie des Jahres 2003, also des Jahres, in dem die 
Immissionswertüberschreitungen festgestellt wurden, wurde den Rechenläufen vorgegeben. 

Grundlage für die Erstellung der Emissionsdatenbasis war das aktuell verfügbare 
Emissionskataster Hessen 2000 [29]. Die Teilkataster Gebäudeheizung und Kfz-Verkehr 
wurden auf das Jahr 2003 fortgeschrieben. Das Teilkataster Kfz-Verkehr, das bisher nur die 
Emissionen aus dem Auspuff enthielt, wurde ergänzt um die Emissionen durch Aufwirbelung, 
Reifenabrieb usw. Die PM10-Emissionsbilanz wurde außerdem auf Basis von Literaturwerten 
noch um die Emittentengruppe „Landwirtschaft“ (Feldbearbeitung, Verwehung usw.) und die 
Emittentengruppe „sonstige Quellen“ (Baustellen usw.) ergänzt. 

Eine Beschreibung des Programmsystems, die Beschreibung der Eingabedaten, die 
Darstellung und Diskussion der Ergebnisse sind in dem Bericht „Ausbreitungsrechnungen mit 
dem chemischen Transportmodell REM-CALGRID als Beitrag zur Ursachenanalyse im Lahn-
Dill-Gebiet“ [31] dokumentiert. Die Kurzfassung des Berichtes ist im Internet eingestellt unter 
„www.hlug.de/medien/luft/planung/publikationen.htm“. 

5.1.3 Die Hintergrundbelastung im Untersuchungsraum Wetzlar 

5.1.3.1 Die Immissionsbelastung durch PM10  
Die Verteilung der Immissionsbelastung durch PM10 im Untersuchungsgebiet Wetzlar ist in 
Abbildung 24 dargestellt. Dargestellt sind Jahresmittelwerte, berechnet als Summe der aus den 
Emissionen im Ballungsraum resultierenden Immissionsbelastung und der von außen in den 
Ballungsraum eingetragenen Belastung. Kleinräumige Belastungsspitzen - wie zum Beispiel 
erhöhte Immissionskonzentrationen in verkehrsreichen Straßenschluchten - werden bei dieser 
Darstellung nicht abgebildet. Aus Sicht der Immissionsbelastung in einer Straßenschlucht wird 
diese für die Immissionssituation über Dach repräsentative Immissionsbelastung meist als 
Vorbelastung bezeichnet. Sachgerechter ist die Bezeichnung „Hintergrundbelastung“, da sie die 
Immissionssituation einer Hintergrundstation erfasst. Nach Ziffer1 a), Abs. 2 der 22. BImSchV 
[19] soll eine Hintergrundstation - sei es im städtischen Bereich oder auf dem Lande - für einen 
Bereich von mehreren Quadratkilometern repräsentativ sein. 
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Der Schwerpunkt der PM10-Belastung liegt etwas nördlich der Dillmündung und der Südgrenze 
des Werksgeländes „Buderus“. Das berechnete Maximum für die Summe aus 
Hintergrundbelastung und Summe der Immissionsbeiträge aus allen Emissionen im 
Untersuchungsgebiet - einschließlich des Transportes von außen in das Untersuchungsgebiet - 
beträgt 65 µg PM10/m³. Dieser Punkt maximaler Belastung liegt im Industriegebiet im unteren 
Dilltal. Die Hänge des Dilltales im Bereich Hermannstein weisen noch im Vergleich zum 
weiteren Umland erhöhte PM10-Belastungen auf. Südlich der Lahn nimmt die PM10-Belastung 
rasch ab. Außerhalb des Lahn-Dilltales wird die übliche Hintergrundbelastung mit Werten 
zwischen 25 - 30 µg PM10/m³ gefunden. 
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Abbildung 24: PM10-Jahresmittelwert der städtischen Vorbelastung auf Basis der 
Ausbreitungsrechnung 
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Abbildung 25: NO2-Jahresmittelwert der städtischen Vorbelastung auf Basis der 
Ausbreitungsrechnung 

5.1.3.2 Die Immissionsbelastung durch NO2 
Entsprechend Abbildung 24 ist in Abbildung 25 die berechnete Verteilung der NO2-Belastung im 
Untersuchungsraum Wetzlar dargestellt. Eingetragen sind Jahresmittelwerte - berechnet als 
Summe der von außen in den Untersuchungsraum eingetragenen NO2-Konzentration und der 
durch die Stichstoffoxid-Emissionen im Untersuchungsraum verursachten NO2-Zusatzbelastung 
ohne Berücksichtigung der Immissionssituation in der Straßenschlucht - d. h. dargestellt ist die 
Immissionssituation „über Dach“. 

Ähnlich wie bei PM10 bildet sich auch bei NO2 der Emissionsschwerpunkt im unteren Dilltal als 
Bereich erhöhter NO2-Belastung ab. Ergänzt wird das Bild aber durch einen Streifen erkennbar 
erhöhter NO2-Belastung, der die Trasse der Autobahn A 45 begleitet. Die ausgewiesene 
maximale Belastung liegt mit 46 µg NO2/m³ 15 % über dem ab 2010 gültigen 
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Immissionsgrenzwert von 40 µg/m³ und ist damit deutlich niedriger als bei PM10 mit über 50 %. 
Dies macht noch einmal deutlich, dass die Immissionsbelastung durch PM10 im 
Untersuchungsraum Wetzlar im Vergleich zur Immissionsbelastung bei NO2 das relevantere 
Immissionsproblem darstellt. 

5.1.4 Immissionsbelastung in Hauptverkehrstraßen mit Randbebauung 

5.1.4.1 Immissionskenngrößen und Immissionsbewertung 
Im Anschluss an die für den Untersuchungsraum Wetzlar flächendeckend berechnete 
Hintergrundbelastung wurde mit einem Straßenschluchtmodell die Immissionsbelastung für 15 
Aufpunkte an verkehrsreichen Straßen mit die Durchlüftung einschränkender Bebauung (siehe 
Abbildung 15) ermittelt (siehe Kap. 5.1.2). Die Aussage, ob die für die 15 Aufpunkte 
berechneten Immissionskenngrößen die Immissionsgrenzwerte einhalten oder überschreiten ist 
für PM10 und NO2 in Tabelle 12 zusammengestellt. Die Immissionskenngröße 
„Jahresmittelwert“ ist mit dem Zahlenwert angegeben. Für die Kurzzeitkenngröße ist nur 
eingetragen, ob der Immissionsgrenzwert eingehalten oder überschritten ist. Da die 
Rechengenauigkeit mit steigender Überschreitungshäufigkeit des Schwellenwertes aus 
statistischen Gründen stark abnimmt, werden die berechneten Überschreitungshäufigkeiten 
sonst leicht überinterpretiert. 

 

  PM10 NO2 
Nr.1
) Straße Jahresmit

telwert 
Grenzwert 

Jahr2) 
Grenzwert 
24h-Wert2) 

Jahresmit
telwert 

Grenzwert 
Jahr2) 

Grenzwert 
1h-Wert2) 

1 Neustadt 60 37 µg/m³ nein ja 42 µg/m³ ja nein 

2 Ernst-Leitz-Straße 36 41 µg/m³ ja ja 50 µg/m³ ja nein 

3 Braunfelser Straße 4 33 µg/m³ nein ja 34 µg/m³ nein nein 

4 Wetzlarer Straße 12 32 µg/m³ nein ja 34 µg/m³ nein nein 

5 Nauborner Straße 38 36 µg/m³ nein ja 41 µg/m³ ja nein 

6 Bergstraße 17 37 µg/m³ nein ja 43 µg/m³ ja nein 

7 Philosophenweg 14 33 µg/m³ nein ja 35 µg/m³ nein nein 

8 Kreisstraße 97 34 µg/m³ nein ja 38 µg/m³ nein nein 

9 Gloelstraße 15 43 µg/m³ ja ja 49 µg/m³ ja nein 

10 Karl-Kellner-Ring 23 40 µg/m³ nein ja 47 µg/m³ ja nein 

11 Sophienstraße 1A 40 µg/m³ nein ja 45 µg/m³ ja nein 

12 Hauptstraße 4 35 µg/m³ nein ja 35 µg/m³ nein nein 

13 Hermannsteiner Straße 35 53 µg/m³ ja ja 52 µg/m³ ja nein 

14 Weingartenstraße 8 41 µg/m³ ja ja 44 µg/m³ ja nein 

15 Luftmessstation 39 µg/m³ nein ja 42 µg/m³ ja nein 

Anzahl von Straßen mit 
Grenzwertüberschreitung 4 15  10 0 

1) Nummerierung siehe Abbildung 15 
2) Erläuterung der Grenzwerte in  
rot: Überschreitung des Grenzwertes, gültig ab 2005. 
blau: Überschreitung des Grenzwertes, gültig ab 2010. 

Tabelle 12: Überschreitung der Grenzwerte der 22. BImSchV für PM10 und NO2 als 
Ergebnis der Modellrechnungen für das Bezugsjahr 2003 
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An 4 der 15 Aufpunkte war im Jahr 2003 der Immissionsgrenzwert Jahr von 40 µg PM10/m³ 
überschritten und an allen 15 Aufpunkten der Immissionsgrenzwert „Tag“. 

Für NO2 stellt sich die Belastungssituation etwas günstiger dar - auch wenn man die erst ab 
2010 gültigen Immissionsgrenzwerte ohne Toleranzmarge ansetzt. Der Immissionsgrenzwert 
Jahr von 40 µg NO2/m³ wird an 10 der 15 Aufpunkte überschritten. die Kurzzeitkenngröße „1-
Stunde“ für NO2 ist an allen Aufpunkten eingehalten. 

Zunächst ist festzustellen, dass im Untersuchungsraum Wetzlar die PM10-Belastung derzeit im 
Vergleich mit der NO2-Belastung das größere Problem darstellt - einfach schon deshalb, weil 
die Immissionswerte von PM10 bereits direkt gelten und die Immissionswerte für NO2 ohne 
Toleranzmarge erst ab 2010 direkt anzuwenden sind. Die höchste PM10-Belastung wird mit 
einem Jahresmittelwert von 53 µg/m³ für den Aufpunkt in der „Hermannsteiner Straße“ in Höhe 
des Hauses Nr. 35 berechnet, die niedrigste PM10-Belastung mit 32 µg/m³ wird für den 
Aufpunkt „Wetzlarer Straße 12“ ausgewiesen. Bei NO2 beschreiben dieselben beiden Aufpunkte 
- nämlich der Aufpunkt „Hermannsteiner Straße 35“ mit 52 µg NO2/m³ und der Aufpunkt 
„Wetzlarer Straße 12“ mit 34 µg NO2/ m³ den Schwankungsbereich in den Straßen mit 
Randbebauung. 

Die Validierung der Modellrechnung erfolgt durch Vergleich von Rechenergebnissen mit denen 
von Immissionsmessungen. Für den Standort der Immissionsmessstation Wetzlar ist ein 
solcher Vergleich möglich. In Tabelle 13 sind die Ergebnisse gegenübergestellt. Mit Verweis auf 
die Qualitätsanforderungen an Ausbreitungsrechnungen gemäß Anhang 4 der 22. BImSchV 
[19] wird dort bei der Simulation von Jahresmittelwerten als Qualitätsziel 

– kleiner 30 % bei NO2 und 

– kleiner 50 % bei PM10 genannt. 

Diese Qualitätsziele werden von den vorgelegten Ausbreitungsrechnungen sicher eingehalten. 
Anzumerken ist aber, dass die Rechnung die Messung unterschätzt. Im Allgemeinen 
überschätzt jedoch die Modellrechnung die Messung. Ursache für die Unterschätzung kann 
sein, dass das Emissionskataster nicht vollständig die Emissionsbilanz beschreibt. 
Wahrscheinlicher ist aber wohl, dass das komplexe Windsystem im Lahn-Dilltal durch das 
Programm noch in zu grober Nährung beschrieben wird. 

 

 Rechnung Messung 

NO2-Jahresmittelwert [µg/m³] 41,6 39 

PM10-Jahresmittelwert [µg/m³] 39,0 40 

Tabelle 13: Jahresmittelwerte der Modellrechnung und der Messung im Jahr 2003 
für die Messstation Wetzlar 

5.1.4.2 Analyse der Immissionsbelastung durch PM10  
Die Ergebnisse der Straßenschluchtmodellrechnung sind in Tabelle 14 zusammengestellt und 
in Abbildung 15 standortbezogen dargestellt. In Tabelle 14 ist neben der Gesamtbelastung auch 
aufgeschlüsselt: 

– welcher Anteil von außen in den Ballungsraum eingetragen wird,  

– welcher Anteil durch die Emissionen im Ballungsraum verursacht ist und  

– welcher Anteil aus dem direkten Umfeld des Aufpunktes in der Straßenschlucht 
stammt. 

Diese Aufschlüsselung nach dem Emissionsbereich ist ein erster Beitrag zur Ursachenanalyse 
(siehe Tabelle 14). Der Eintrag von außen hat einen Anteil von 60 - 70 % an der 
Gesamtbelastung in der Straßenschlucht, die Emissionen aus dem Ballungsraum einen Anteil 
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von 15 - 30 % und die Emissionen aus dem Abschnitt der Straßenschlucht ebenfalls einen 
Anteil von ca. 15 - 20 %. Diese 60 - 70 % Fremdeintrag bedeuten, dass maximal 30 - 40 % der 
Immissionsbelastung durch Maßnahmen im Ballungsraum beeinflusst werden kann. Zu 
Überschreitungen des Schwellenwertes von 50 µg PM10/m³ kommt es aber nicht durch die 
Hintergrundbelastung alleine, sondern erst wenn sich Hintergrundbelastung, städtische 
Vorbelastung sowie die Zusatzbelastung aus dem direkten Umfeld der Station summieren. 

 

Nr.1) Straße Gesamtbe-
lastung Hintergrund Städtische 

Vorbelastung 
Zusatzbelastung 

Straße 
  [µg/m³] [µg/m³] [%] [µg/m³] [%] [µg/m³] [%] 

1 Neustadt 60 37,0 25,2 68,1 7,5 20,3 4,3 11,6 

2 Ernst-Leitz-Straße 36 41,4 25,2 60,9 6,4 15,5 9,8 23,7 

3 Braunfelser Straße 4 32,8 25,3 77,1 5,6 17,1 1,9 5,8 

4 Wetzlarer Straße 12 32,3 25,4 78,6 3,4 10,5 3,5 10,8 

5 Nauborner Straße 38 36,2 25,4 70,2 5,3 14,6 5,5 15,2 

6 Bergstraße 17 37,1 25,5 68,7 5,9 15,9 5,7 15,4 

7 Philosophenweg 14 32,6 25,4 77,9 5,8 17,8 1,4 4,3 

8 Kreisstraße 97 33,6 25,6 76,2 5,2 15,5 2,8 8,3 

9 Gloelstraße 15 42,9 25,2 58,7 10,5 24,5 7,2 16,8 

10 Karl-Kellner-Ring 23 40,1 25,2 62,8 7,5 18,7 7,4 18,5 

11 Sophienstraße 1A 39,7 25,3 63,7 9,6 24,2 4,8 12,1 

12 Hauptstraße 4 34,5 25,1 72,8 6,3 18,3 3,1 9,0 

13 Hermannsteiner Straße 35 53,0 25,2 47,5 20,8 39,2 7,0 13,2 

14 Weingartenstraße 8 40,5 25,2 62,2 10,8 26,7 4,5 11,1 

15 Luftmessstation 39,0 25,1 64,4 12,3 31,5 1,6 4,1 
1) Nummerierung siehe Abbildung 15 

Tabelle 14: Aufteilung der PM10-Jahresmittelwerte in Hintergrund-, städtische 
Vorbelastung und Straßenanteil 

 

In Tabelle 15 sind die Beiträge zur Gesamtbelastung für die Emittenten aus dem 
Untersuchungsraum nach den Emittentengruppen Kfz-Verkehr, Gebäudeheizung und Industrie 
aufgeschlüsselt. Der Anteil der Emittentengruppe Kfz-Verkehr liegt nach dieser Auswertung 
meist zwischen 10 und 25 % der Gesamtimmissionsbelastung am Aufpunkt, der Anteil der 
Gebäudeheizung unter 1 % und die der Emittentengruppe Industrie zwischen 5 % und fast 
einem Drittel. Der im Vergleich zu den Emissionen geringere Anteil der von der Industrie 
verursachten Immissionen erklärt sich aus der konsequenten Ableitung über sachgerecht 
ausgelegte Schornsteine. Der Eintrag von außen in den Ballungsraum wurde bei dieser 
Betrachtung nicht nach Emittentengruppen unterteilt. Dies ist unter anderem die Ursache dafür, 
dass sich die Beiträge der Emittentengruppen nicht auf 100 % addieren. 

An dem Aufpunkt „Hermannsteiner Straße 35“ ist es die Industrie, die mit 31 % zur 
Immissionsbelastung am Aufpunkt beiträgt und damit die wesentliche Ursache dafür ist, dass 
an diesem Aufpunkt der Jahresmittelwert den Immissionsgrenzwert übersteigt.  

Mit dem der Ausbreitungsrechnung zwischengeschalteten Chemiemodell lässt sich auch 
nachweisen, dass ca. 50 % der berechneten PM10-Konzentration durch sekundäre 
Staubbildung entstanden ist. Durch Minderung der Partikelemission lässt sich dieser durch 
Staubbildung in der Atmosphäre entstandene PM10-Staub nicht mindern, wohl aber durch 
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Minderung der NOx-Emissionen. Allerdings liefern die NOx-Emissionen im Lahn-Dill-Gebiet 
selbst nur einen Teilbeitrag zur sekundären Partikelbildung, da die sekundäre Partikelbildung 
vergleichsweise langsam erfolgt und deshalb großräumig zu betrachten ist. 

 

Nr.1) Straße Gesamtbe-
lastung 

Anteil Kraft-
fahrzeuge 

Anteil Gebäude-
heizung Anteil Industrie 

  [µg/m³] [%] [%] [%] 

1 Neustadt 60 37,0 15,6 0,54 8,9 

2 Ernst-Leitz-Straße 36 41,4 26,5 0,48 6,1 

3 Braunfelser Straße 4 32,8 7,9 0,30 7,0 

4 Wetzlarer Straße 12 32,3 12,1 0,31 2,8 

5 Nauborner Straße 38 36,2 17,9 0,83 5,0 

6 Bergstraße 17 37,1 18,2 0,27 5,1 

7 Philosophenweg 14 32,6 7,3 0,61 6,5 

8 Kreisstraße 97 33,6 11,4 0,59 5,1 

9 Gloelstraße 15 42,9 21,9 0,47 12,4 

10 Karl-Kellner-Ring 23 40,1 22,3 0,50 8,2 

11 Sophienstraße 1A 39,7 16,1 0,25 12,9 

12 Hauptstraße 4 34,5 11,3 0,29 8,4 

13 Hermannsteiner Straße 35 53,0 15,4 0,19 31,7 

14 Weingartenstraße 8 40,5 13,8 0,25 17,3 

15 Luftmessstation 39,0 8,2 0,51 20,0 
1) Nummerierung siehe Abbildung 16 

Tabelle 15: Aufschlüsselung der PM10-Jahresmittelwerte nach Emittentengruppen 

5.1.4.3 Analyse der Immissionsbelastung durch NO2  
Die NO2-Belastung an 15 Aufpunkten an verkehrsreichen Straßen mit die Durchlüftung 
einschränkender Randbebauung ist in Tabelle 16 zusammengestellt. Dabei sind die Beiträge 
der Emissionen außerhalb des Ballungsraumes (Vorbelastung), aus dem Ballungsraum 
(städtischer Hintergrund) und der betrachteten Straßenschlucht getrennt ausgewiesen. 

Der Beitrag der Vorbelastung ist mit einem Anteil von 40 - 50 % am Jahresmittelwert deutlich 
kleiner als bei PM10. Der Anteil der NO2-Emissionen aus dem Straßenraum im direkten Umfeld 
des jeweiligen Aufpunktes an der berechneten Immissionsbelastung ist im Algemeinen kleiner 
als der Anteil aus dem übrigen Untersuchungsgebiet. Das Belastungsniveau mit Werten 
zwischen 33,5 und 51,7 µg NO2/m³ ist vergleichbar dem für PM10. 

In Tabelle 17 sind die Beiträge der Emittentengruppen Kfz-Verkehr, Gebäudeheizung und 
Industrie angegeben. Die Beiträge durch die Emissionen im Untersuchungsraum Wetzlar sind in 
Prozent - bezogen auf die Gesamtbelastung - aufgelistet. Da die von außen in den 
Untersuchungsraum eingetragenen Belastungen nicht mit aufgelistet sind, ergibt die Summe 
der Beiträge für die drei angegebenen Emittentengruppen nicht 100 %. Der Beitrag der 
Emittentengruppe Kfz-Verkehr liegt im Bereich zwischen 30 und 40 %, die Industrie-Emissionen 
tragen nur etwa 2 % bei und die Gebäudeheizung zwischen 5 und 25 %. Der geringe Beitrag 
der Industrieemissionen zur Immissionsbelastung resultiert aus der Tatsache, dass die Anlagen 
im wesentlichen über nach den Anforderungen des Immissionsschutzes ausgelegte 
Schornsteinen emittieren und außerdem in den letzten Jahren bei der Emittentengruppe 
Industrie viel für die Verbesserung der Luftreinhaltung getan wurde. Bei dem Beitrag für die 
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Gebäudeheizung muss man sich klar machen, dass Aussagen zum Jahresmittelwert gemacht 
werden. Da die Emittentengruppe Gebäudeheizung im Wesentlichen nur im Winterhalbjahr 
emittiert, wäre der Anteil - bezogen nur auf das Winterhalbjahr - etwa doppelt so groß.  

 

Nr.1) Straße Gesamtbe-
lastung Hintergrund Städtische 

Vorbelastung 
Zusatzbelastung 

Straße 
  [µg/m³] [µg/m³] [%] [µg/m³] [%] [µg/m³] [%] 

1 Neustadt 60 42,1 19,0 45,1 15,0 35,6 8,1 19,2 

2 Ernst-Leitz-Straße 36 49,8 19,0 38,2 13,0 26,1 17,8 35,7 

3 Braunfelser Straße 4 33,5 18,8 56,1 9,8 29,3 4,9 14,6 

4 Wetzlarer Straße 12 34,0 19,0 55,9 5,7 16,8 9,3 27,4 

5 Nauborner Straße 38 40,8 19,2 47,1 10,2 25,0 11,4 27,9 

6 Bergstraße 17 42,5 19,2 45,2 12,2 28,7 11,1 26,1 

7 Philosophenweg 14 34,6 19,3 55,8 11,7 33,8 3,6 10,4 

8 Kreisstraße 97 38,4 19,7 51,3 11,3 29,4 7,4 19,3 

9 Gloelstraße 15 48,9 19,0 38,9 18,5 37,8 11,4 23,3 

10 Karl-Kellner-Ring 23 47,4 19,0 40,1 15,0 31,6 13,4 28,3 

11 Sophienstraße 1A 44,9 18,9 42,1 17,8 39,6 8,2 18,3 

12 Hauptstraße 4 35,2 18,6 52,8 9,1 25,9 7,5 21,3 

13 Hermannsteiner Straße 35 51,7 18,8 36,4 22,7 43,9 10,2 19,7 

14 Weingartenstraße 8 43,6 18,8 43,1 15,6 35,8 9,2 21,1 

15 Luftmessstation 41,6 19,0 45,7 20,1 48,3 2,5 6,0 
1) Nummerierung siehe Abbildung 16 

Tabelle 16: Aufteilung der NO2-Jahresmittelwerte in Hintergrund-, städtische 
Vorbelastung und Straßenanteile 

 

Der Aufpunkt 13 „Hermannsteiner Straße 35“ ist - wie schon für PM10 festgestellt - mit einem 
ausgewiesenen Jahresmittelwert von 52 µg/m³ der Aufpunkt mit der höchsten NO2-Belastung. 
Obwohl man an diesem Standort einen deutlicheren Industrie Einfluss erwarten würde, sind es 
die Emissionen des Kfz-Verkehrs, die mit durchschnittlich 35 % im Wesentlichen die Belastung 
verursachen. 
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  Gesamtbe Anteil Kraft Anteil Gebäude Anteil Industrie 
Nr.1) Straße Lastung fahrzeuge heizung  

  [µg/m³] [%] [%] [%] 

1 Neustadt 60 42,1 µg/m³ 33,7 % 2,6 % 12,8 % 

2 Ernst-Leitz-Straße 36 49,8 µg/m³ 46,8 % 2,2 % 8,6 % 

3 Braunfelser Straße 4 33,5 µg/m³ 26,0 % 2,7 % 9,8 % 

4 Wetzlarer Straße 12 34,0 µg/m³ 33,5 % 1,8 % 5,6 % 

5 Nauborner Straße 38 40,8 µg/m³ 39,5 % 2,7 % 6,1 % 

6 Bergstraße 17 42,5 µg/m³ 40,2 % 2,8 % 7,3 % 

7 Philosophenweg 14 34,6 µg/m³ 26,0 % 3,2 % 9,8 % 

8 Kreisstraße 97 38,4 µg/m³ 34,9 % 2,3 % 7,6 % 

9 Gloelstraße 15 48,9 µg/m³ 40,5 % 2,3 % 12,3 % 

10 Karl-Kellner-Ring 23 47,4 µg/m³ 41,2 % 2,3 % 11,4 % 

11 Sophienstraße 1A 44,9 µg/m³ 33,7 % 2,5 % 15,8 % 

12 Hauptstraße 4 35,2 µg/m³ 36,1 % 2,3 % 5,4 % 

13 Hermannsteiner Straße 35 51,7 µg/m³ 30,5 % 1,9 % 26,1 % 

14 Weingartenstraße 8 43,6 µg/m³ 35,1 % 2,3 % 14,9 % 

15 Luftmessstation 41,6 µg/m³ 23,1 % 2,6 % 23,1 % 
1) Nummerierung siehe Abbildung 16  

Tabelle 17: Aufschlüsselung der NO2-Jahresmittelwerte nach Emittentengruppen 

5.1.5 Idealisierte Planungsbeispiele 
Um den Maßnahmenplan entwickeln zu können, müssen Vorstellungen entwickelt werden, in 
welcher Größenordnung die durch eine Maßnahme erreichbare Minderung der 
Immissionsbelastung liegt. Um eine Grundlage für die Diskussion über die Effektivität einzelner 
Maßnahmentypen zu bekommen, wurden Immissionsprognosen für drei Maßnahmentypen mit 
idealisierten Vorgaben durchgeführt: 

- Szenario 1: Immissionssituation 2003 ohne Emissionen der Autobahnen und 
Bundesstraßen im Rechengebiet Wetzlar. 

- Szenario 2: Immissionssituation 2003 ohne die Emissionen der Industrieanlagen 
„Buderus“ - einschließlich des von einem anderen Betreiber übernommenen 
Zementwerkes. 

- Szenario 3: Immissionssituation 2010 unter Berücksichtigung einer europaweiten 
Emissionsminderung gemäß dem so genannten CLE- Szenario (Current 
Legislation Emission), das die Umsetzung bereits heute festgeschriebener 
Maßnahmen für das Jahr 2010 abschätzt. Die CLE-Emissionsansätze wurden für 
Deutschland pauschal noch mit den Emissionshöchstmengen der NEC-Richtlinie 
abgeglichen. Dieser Ansatz führt bis zum Jahr 2010 bei NOx zu einer 
Emissionsminderung von 26,6 % und bei PM10 von 14,3 %. 

Die Ergebnisse der für die drei Szenarien durchgeführten Immissionsprognosen sind für PM10 
in Tabelle 18 und für NO2 in Tabelle 19 zusammengestellt. Um eine Bewertung der Zahlen zu 
erleichtern, werden die Änderungen auch bezogen auf die Ist-Belastung in Prozent angegeben. 
In Tabelle 20 sind ergänzend die Ergebnisse der Prüfung auf Einhaltung der 
Immissionsgrenzwerte für PM10 und in Tabelle 21 für NO2 eingetragen. 
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  Situation Szenario 12) Szenario 23) Szenario 34) 

Nr.1) Straße 2003    

  [µg/m³] [µg/m³] [%]5) [µg/m³] [%]5) [µg/m³] [%]5) 

1 Neustadt 60 37,0 36,5 -1,4 33,8 -8,6 31,1 -16,0 

2 Ernst-Leitz-Straße 36 41,4 41,0 -1,1 39,0 -5,8 34,4 -16,9 

3 Braunfelser Straße 4 32,8 32,5 -1,0 30,5 -7,1 27,7 -15,5 

4 Wetzlarer Straße 12 32,3 32,1 -0,6 31,5 -2,5 27,1 -16,2 

5 Nauborner Straße 38 36,2 35,8 -1,1 34,5 -4,6 30,2 -16,6 

6 Bergstraße 17 37,1 36,7 -1,1 35,1 -5,3 31,0 -16,5 

7 Philosophenweg 14 32,6 32,1 -1,7 30,6 -6,3 27,4 -15,9 

8 Kreisstraße 97 33,6 32,9 -2,1 32,0 -4,9 28,2 -16,2 

9 Gloelstraße 15 42,9 41,4 -3,4 37,7 -12,2 35,9 -16,2 

10 Karl-Kellner-Ring 23 40,1 39,6 -1,2 37,0 -7,8 33,6 -16,3 

11 Sophienstraße 1A 39,7 38,7 -2,5 34,6 -13,0 33,4 -15,8 

12 Hauptstraße 4 34,5 33,8 -2,1 31,6 -8,3 29,1 -15,7 

13 Hermannsteiner Straße 35 53,0 52,2 -1,4 36,2 -31,7 45,4 -14,4 

14 Weingartenstraße 8 40,5 39,8 -1,9 33,6 -17,2 34,2 -15,5 

15 Luftmessstation 39,0 38,1 -2,4 31,3 -19,7 33,2 -14,9 
1) Nummerierung siehe Abbildung 15 
2) ohne die Emissionen der Autobahnen 
3) ohne die „Buderus“-Emissionen 
4) NEC/CLE-Szenario 
5) Situation 2003 = 100% 

Tabelle 18: Ergebnisse der Szenarien für PM10  

 

Trotz der Verminderung der Emissionen der Emittentengruppe Kfz-Verkehr um über 90 % im 
Rechengebiet resultieren beim Szenario 1 nur Immissionsminderungen von etwa 1 - 2 Prozent. 
Ähnlich ist die Situation beim Szenario 2. Eine Emissionsminderung von über 90 % ergibt eine 
Immissionsminderung - je nach Lage des Aufpunktes zum Industriegebiet - im Bereich von 2,5 
bis über 30 %. Die hohen Werte werden jedoch nur in industrienahen Bereichen erzielt.  

Insgesamt günstiger erscheint das Verhältnis zwischen Minderung der Emissionsrate und 
erreichter Immissionsminderung beim Szenario 3. Aus einer Emissionsminderung von ca. 
14,3 % bei PM10 bzw. von ca. 26,6 % bei NOx resultiert bei PM10 an allen 15 Aufpunkten eine 
Immissionsminderung von ca. 15 % bzw. bei NO2 von ca. 20 - 25 %. Voraussetzung ist aber 
beim Szenario 3, dass die Emissionsminderungen europaweit erfolgen und nicht wie bei den 
Szenarien 1 und 2 sich auf das Rechengebiet Wetzlar beschränken. 
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  Situation Szenario 12) Szenario 23) Szenario 34) 

Nr.1) Straße 2003    

  [µg/m³] [µg/m³] [%]5) [µg/m³] [%]5) [µg/m³] [%]5) 

1 Neustadt 60 42,1 39,7 -5,7 37,4 -11,2 32,7 -22,2 

2 Ernst-Leitz-Straße 36 49,8 47,9 -3,8 46,5 -6,6 39,0 -21,8 

3 Braunfelser Straße 4 33,5 31,8 -5,2 30,6 -8,8 25,5 -23,9 

4 Wetzlarer Straße 12 34,0 33,0 -2,8 32,4 -4,7 25,2 -25,8 

5 Nauborner Straße 38 40,8 39,0 -4,4 38,7 -5,1 31,1 -23,7 

6 Bergstraße 17 42,5 40,3 -5,2 40,0 -6,0 32,4 -23,7 

7 Philosophenweg 14 34,6 31,8 -8,0 31,5 -9,0 26,5 -23,5 

8 Kreisstraße 97 38,4 34,7 -9,7 35,9 -6,5 29,1 -24,2 

9 Gloelstraße 15 48,9 45,2 -7,5 44,1 -9,8 38,0 -22,2 

10 Karl-Kellner-Ring 23 47,4 45,3 -4,5 43,2 -8,8 37,0 -21,9 

11 Sophienstraße 1A 44,9 42,0 -6,5 38,9 -13,3 35,3 -21,4 

12 Hauptstraße 4 35,2 31,4 -10,8 33,6 -4,6 26,4 -25,1 

13 Hermannsteiner Straße 35 51,7 48,3 -6,7 43,3 -16,2 41,4 -20,0 

14 Weingartenstraße 8 43,6 39,8 -8,7 38,4 -12,0 33,9 -22,3 

15 Luftmessstation 41,6 37,3 -10,4 32,7 -21,5 33,0 -20,8 
1) Nummerierung siehe Abbildung 16 
2) ohne die Emissionen der Autobahnen 
3) ohne die „Buderus“-Emissionen 
4) NEC/CLE-Szenario 
5) Situation 2003 = 100% 

Tabelle 19: Ergebnisse der Szenarien für NO2  
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  Situation 2003 Szenario 12) Szenario 23) Szenario3 4) 

Nr.1) Straße Jahr 24h-Wert Jahr 24h-Wert Jahr 24h-Wert Jahr 24h-Wert 

1 Neustadt 60 nein ja nein ja nein ja nein ja 

2 Ernst-Leitz-Straße 36 ja ja ja ja nein ja nein ja 

3 Braunfelser Straße 4 nein ja nein ja nein ja nein nein 

4 Wetzlarer Straße 12 nein ja nein ja nein ja nein nein 

5 Nauborner Straße 38 nein ja nein ja nein ja nein nein 

6 Bergstraße 17 nein ja nein ja nein ja nein nein 

7 Philosophenweg 14 nein ja nein ja nein ja nein nein 

8 Kreisstraße 97 nein ja nein ja nein ja nein nein 

9 Gloelstraße 15 ja ja ja ja nein ja nein ja 

10 Karl-Kellner-Ring 23 nein ja nein ja nein ja nein ja 

11 Sophienstraße 1A nein ja nein ja nein ja nein ja 

12 Hauptstraße 4 nein ja nein ja nein ja nein nein 

13 Hermannsteiner Str. 35 ja ja ja ja nein ja ja ja 

14 Weingartenstraße 8 ja ja nein ja nein ja nein ja 

15 Luftmessstation nein ja nein ja nein ja nein ja 

Anzahl von Straßen mit 
Grenzwertüberschreitung 4 15 3 15 0 15 1 8 

1) Nummerierung siehe Abbildung 15 
2) ohne die Emissionen der Autobahnen 
3) ohne die „Buderus“-Emissionen 
4) NEC/CLE-Szenario 
Rot: Überschreitung des Grenzwertes, gültig ab 2005 

Tabelle 20: Überschreitung der PM10-Grenzwerte der 22. BImSchV als Ergebnis der 
Modellrechnungen für die Emissionsszenarien 

 

Die Ausbreitungsrechnungen zur Ursachenanalyse und für die hypothetischen Planungsfälle 
geben deutliche Hinweise, die für die Entwicklung des Maßnahmenplanes prägend sind. Zu 
nennen sind folgende Punkte: 

- Der Eintrag mit der Luft von außen in das Stadtgebiet von Wetzlar beträgt im 
Jahresmittel bei PM10 ca. 60 - 70 % und bei NO2 ca. 40 - 50 %. Dieser hohe Anteil 
des Eintrags von außen führt bei PM10 aber im Allgemeinen erst in Verbindung mit 
den vor Ort freigesetzten PM10-Emissionen bei austauscharmen Wetterlagen zu 
den Überschreitungen des Tagesmittelwertes von 50 µg PM10/m³. 

- Die Ursachenanalyse zeigt, dass der Kfz-Verkehr den größten Anteil zur 
Immissionsbelastung bei PM10 und NO2 beiträgt. Bei PM10 und bei NO2 hat die 2. 
Priorität die Industrie. 

- Die gerechneten hypothetischen Planungsfälle lassen erkennen, dass selbst 
einschneidende Emissionsminderungen nur zu mäßigen Minderungen der 
Immissionsbelastung führen. Erst die Einbeziehung von Maßnahmen, die die 
Hintergrundbelastung großräumig senken, führen in Verbindung mit den lokalen 
Maßnahmen zu einem spürbaren Rückgang der Immissionsbelastung vor Ort bzw. 
in Wetzlar. 
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  Situation 2003 Szenario 12) Szenario 23) Szenario3 4) 

Nr.1) Straße Jahr 1h-Wert Jahr 1h-Wert Jahr 1h-Wert Jahr 1h-Wert 

1 Neustadt 60 ja nein nein nein nein nein nein nein 

2 Ernst-Leitz-Straße 36 ja nein ja nein ja nein nein nein 

3 Braunfelser Straße 4 nein nein nein nein nein nein nein nein 

4 Wetzlarer Straße 12 nein nein nein nein nein nein nein nein 

5 Nauborner Straße 38 ja nein nein nein nein nein nein nein 

6 Bergstraße 17 ja nein ja nein nein nein nein nein 

7 Philosophenweg 14 nein nein nein nein nein nein nein nein 

8 Kreisstraße 97 nein nein nein nein nein nein nein nein 

9 Gloelstraße 15 ja nein ja nein ja nein nein nein 

10 Karl-Kellner-Ring 23 ja nein ja nein ja nein nein nein 

11 Sophienstraße 1A ja nein ja nein nein nein nein nein 

12 Hauptstraße 4 nein nein nein nein nein nein nein nein 

13 Hermannsteiner Str. 35 ja nein ja nein ja nein ja nein 

14 Weingartenstraße 8 ja nein nein nein nein nein nein nein 

15 Luftmessstation ja nein nein nein nein nein nein nein 

Anzahl von Straßen mit 
Grenzwertüberschreitung 10 0 6 0 4 0 1 0 

1) Nummerierung siehe Abbildung 16 
2) ohne die Emissionen der Autobahnen 
3) ohne die „Buderus“-Emissionen 
4) NEC/CLE-Szenario 
Rot: Überschreitung des Grenzwertes, gültig ab 2010 

Tabelle 21: Überschreitung der NO2-Grenzwerte der 22. BImSchV als Ergebnis der 
Modellrechnungen für die Emissionsszenarien 

5.2 Ausbreitungsrechnung für Gießen 

5.2.1 Aufgabenstellung für die Ausbreitungsrechnung 
Durch die Immissionswertüberschreitung an der Luftmessstation Gießen-Westanlage für NO2 
im Jahr 2006 [51] wurde der bereits im Entwurf vorliegende Luftreinhalteplan Lahn-Dill, der zum 
damaligen Zeitpunkt im wesentlichen den Raum Wetzlar abdeckte, durch Untersuchungen für 
Gießen erweitert. Aufgrund der engen Zeitvorgaben zwischen der Ermittlung dieser 
Immissionswertüberschreitung und der geplanten Veröffentlichung des Luftreinhalteplans Lahn-
Dill, konnte die Ausbreitungsrechnung für Gießen nicht mit den detaillierten und damit 
zeitaufwendigen Methoden durchgeführt werden wie in Wetzlar. Aus diesem Grund wurde im 
Gegensatz zu den Ausbreitungsrechnungen für Wetzlar in Gießen die Immissionssituation mit 
dem Screening-Modell IMMISluft ermittelt. Daher muss sich die Aufgabenstellung dieser 
Rechnungen auch an den Möglichkeiten dieser Methode orientieren. 

Das Ziel der Ausbreitungsrechnungen für Gießen ist die Ermittlung von PM10- und NO2-
Kenngrößen an 21 ausgewählten Aufpunkten. Diese Aufpunkte wurden in Absprache mit 
Vertretern der Stadt Gießen und der HLUG festgelegt. 

Ähnlich wie bei der Ausbreitungsrechnung für Wetzlar wird für diese ausgewählten Aufpunkte in 
verkehrsreichen Straßen mit beidseitiger Randbebauung die verkehrsbedingte Zusatzbelastung 
berechnet. Dabei wird im Gegensatz zur Vorgehensweise in Wetzlar die Vorbelastung anhand 
der vorhandenen Kenngrößen aus dem hessischen Luftmessnetz abgeschätzt, da das Modell 
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nicht in der Lage ist, die Vorbelastung explizit zu berechnen. Daher sind eine detaillierte 
Analyse der Immissionsbelastung sowie die Berechnung idealisierter Planungsfälle nicht 
möglich. 

5.2.2 Modellkonzept und verwendetes Rechenmodell 
Für den Bereich von Gießen wird mit dem Screening-Modell IMMISluft für ausgewählte 
Straßenabschnitte innerhalb des Stadtgebietes der durch den Kfz-Verkehr resultierende 
Immissionsbeitrag für die Komponenten PM10 und NO2 berechnet. Die wesentlichen 
Eingangsdaten sind die DTV-Werte (Durchschnittlicher täglicher Verkehr) und die 
Bebauungsstrukturen der jeweiligen Straßenabschnitte. 

5.2.3 Die Hintergrundbelastung in Gießen 
Die Vorbelastungskenngrößen für die Komponenten PM10 und NO2 wird für das Stadtgebiet 
von Gießen anhand der Ergebnisse aus dem hessischen Luftmessnetz abgeschätzt.  

In Gießen wird vom Hessischen Landesamt für Umwelt und Geologie seit Januar 2006 eine 
verkehrsbezogene Luftmessstation (Gießen-Westanlage) betrieben, die für eine Abschätzung 
der Vorbelastung herangezogen werden kann. Die Kenngröße für den PM10-Jahresmittelwert 
beträgt im Jahr 2006 an der Luftmessstation Westanlage 28 µg/m³ [51]. Die Kenngröße für den 
NO2-Jahresmittelwert beträgt im Jahr 2006 an der Luftmessstation Westanlage 49 µg/m³. Diese 
gemessenen Immissionskenngrößen setzen sich neben der großräumigen 
Hintergrundbelastung und der städtischen Vorbelastung auch aus der im Nahfeld der Station 
vorhandenen Zusatzbelastung durch den örtlichen Verkehr zusammen. Da der Verkehrsbeitrag 
innerhalb der Straßen bei der in diesen Fällen angewandten Methode durch das Modell 
IMMISluft abgeschätzt wird, kann der berechnete Beitrag des Verkehrs von den o. g. 
gemessenen Jahreskenngrößen abgezogen werden, um so den Beitrag der großräumigen 
Hintergrundbelastung und der städtischen Vorbelastung zu erhalten. 

Auf der Grundlage dieser Ergebnisse und unter Berücksichtigung der gemessenen Kenngrößen 
wird die Vorbelastung für PM10 für den Bereich von Gießen mit 23 µg/m³ und für NO2 mit 
43 µg/m³ (bzw. 90 µg NOx/m³) jeweils als Jahresmittelwert angenommen. 

5.2.4 Immissionsbelastung in Hauptverkehrsstraßen mit Randbebauung 

5.2.4.1 Immissionskenngrößen und Immissionsbewertung 
Um Aussagen zur Gesamtbelastung innerhalb des Stadtgebietes von Gießen zu bekommen, 
wird mit dem Screening-Modell IMMISluft die Immissionsbelastung für 21 Aufpunkte an 
verkehrsreichen Straßen mit einer gleichzeitig eingeschränkten Durchlüftung aufgrund einer 
ungünstigen Bebauungssituation ermittelt. Im Gegensatz zu den Ausbreitungsrechnungen für 
Wetzlar wurde für Gießen als Bezugsjahr das Jahr 2006 gewählt, da in diesem Jahr erstmalig 
der NO2-Immissionswert an der Luftmessstation Gießen-Westanlage überschritten wurde. 

Die Aussage, ob die für die 21 Aufpunkte berechneten Immissionskenngrößen die 
Immissionsgrenzwerte einhalten oder überschreiten ist für PM10 und NO2 in Tabelle 12 
zusammengestellt. Die Immissionskenngröße „Jahresmittelwert“ ist analog zur Vorgehensweise 
im Kapitel 5.1.4.1 mit dem Zahlenwert angegeben. Für die Kurzzeitkenngröße ist nur 
eingetragen, ob der Immissionsgrenzwert eingehalten oder überschritten ist. 

Der PM10-Immissionsgrenzwert Jahr von 40 µg/m³ wurde im Jahr 2006 nach den Ergebnissen 
der Modellrechnung an keiner der untersuchten Aufpunkte überschritten. Dagegen wurde der 
PM10-Immissionsgrenzwert „Tag“ an 3 Aufpunkten überschritten. 

Für NO2 stellt sich die Belastungssituation unter Heranziehung der ab 2010 gültigen 
Immissionsgrenzwerte ohne Toleranzmarge deutlich ungünstiger dar. Der NO2-
Immissionsgrenzwert Jahr von 40 µg/m³, gültig ab dem Jahr 2010, wird an allen 21 Aufpunkten 
überschritten. Die NO2-Kurzzeitkenngröße „1-Stunde“ ist an allen Aufpunkten eingehalten. 
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  PM10 NO2 
Nr.1
) Straße Jahresmit

telwert 
Grenzwert 

Jahr2) 
Grenzwert 
24h-Wert2) 

Jahresmit
telwert 

Grenzwert 
Jahr2) 

Grenzwert 
1h-Wert2) 

1 Nordanlage 15 24 µg/m³ nein nein 44 ja nein 

2 Westanlage 28 µg/m³ nein nein 49 ja nein 

3 Südanlage 30 27 µg/m³ nein nein 50 ja nein 

4 Marburger Str. 36 27 µg/m³ nein nein 48 ja nein 

5 Schiffenberger Tal 29 25 µg/m³ nein nein 45 ja nein 

6 Frankfurter Str. 11 28 µg/m³ nein ja 53 ja nein 

7 Frankfurter Str. 72 (Uni) 27 µg/m³ nein nein 47 ja nein 

8 Grünberger Str. 28 µg/m³ nein nein 49 ja nein 

9 Ludwigstr. 62 28 µg/m³ nein nein 47 ja nein 

10 Frankfurter Str. 215 27 µg/m³ nein nein 48 ja nein 

11 Sudentenlandstr. 24 µg/m³ nein nein 42 ja nein 

12 Robert-Sommer-Str. 25 µg/m³ nein nein 44 ja nein 

13 Rodheimer Str. 25 µg/m³ nein nein 45 ja nein 

14 Gießener Str. 128 26 µg/m³ nein nein 47 ja nein 

15 Schulst./Neuen Bäue 6 29 µg/m³ nein ja 55 ja nein 

16 Bahnhofstr. 27 µg/m³ nein nein 47 ja nein 

17 Bismarkstr. 22 25 µg/m³ nein nein 45 ja nein 

18 Krofdorfer Str. 18 28 µg/m³ nein nein 50 ja nein 

19 Wetzlarer Str. 57 26 µg/m³ nein nein 45 ja nein 

20 Bleichstr. 9 25 µg/m³ nein nein 43 ja nein 

21 Neustadt 29 µg/m³ nein ja 53 ja nein 

Anzahl von Straßen mit  
Grenzwertüberschreitung 0 3  21 0 

1) Nummerierung siehe Abbildung 15 
2) Erläuterung der Grenzwerte in  
rot: Überschreitung des Grenzwertes, gültig ab 2005. 
blau: Überschreitung des Grenzwertes, gültig ab 2010. 

Tabelle 22: Überschreitung der Grenzwerte der 22. BImSchV für PM10 und NO2 als 
Ergebnis der Modellrechnungen für das Bezugsjahr 2006 

 

Die deutlichen Unterschiede im Immissionsniveau zwischen Wetzlar und Gießen resultieren vor 
allem aus den unterschiedlichen Bezugsjahren sowie auch aus den methodischen 
Unterschieden der eingesetzten Berechnungsverfahren. 

Durch die explizite Berechnung der Vorbelastung in Wetzlar, konnten Immissionsstrukturen 
innerhalb von Wetzlar bereits bei der Vorbelastung berücksichtigt werden. Dagegen musste in 
Gießen jeweils ein Wert für die PM10- und NO2-Vorbelastung abgeschätzt werden, die für alle 
21 Aufpunkte angesetzt wurden. Diese Vorbelastungswerte treffen die Realität innerhalb der 
Innenstadt von Gießen möglicherweise relativ gut. An den Aufpunkten, die außerhalb der 
Innenstadt liegen, sind diese Werte aber ggf. zu groß, um die Realität sachgerecht abzubilden. 
Dies betrifft vor allem die Komponente NO2. 
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Darüber hinaus spielen die unterschiedlichen Bezugsjahre eine relativ starke Rolle im Hinblick 
auf die Abschätzung der Vorbelastung insbesondere für die Komponente PM10. Das Jahr 2003 
war ein aus Immissionsschutzsicht aufgrund großräumiger ungünstiger meteorologischer 
Verhältnisse ein relativ kritisches Jahr. Dadurch wurden bundesweit gegenüber dem 
Durchschnitt erhöhte PM10-Immissionskenngrößen gemessen. Im Jahr 2006 lag das PM10-
Immissionsniveau durch günstige meteorologische Austauschbedingungen dagegen deutlich 
niedriger. Da die meteorologischen Verhältnisse insbesondere das PM10-Immssionsniveau 
deutlich beeinflussen, liegen die Vorbelastungskenngrößen für Wetzlar und Gießen deutlich 
auseinander. 

In dem untersuchten Gebiet von Gießen ist im Gegensatz zur Situation in Wetzlar die PM10-
Belastung derzeit im Vergleich mit der NO2-Belastung unter Berücksichtigung der ab 2010 
gültigen Immissionsgrenzwerte ohne Toleranzmarge das geringere Problem. Die höchste 
PM10-Belastung wird mit einem Jahresmittelwert von 29 µg/m³ für die Aufpunkte in der 
„Schulst./Neuen Bäue“ in der Höhe des Hauses Nr. 6 sowie in der „Neustadt“ berechnet, die 
niedrigste PM10-Belastung mit 24 µg/m³ wird für die Aufpunkte „Sudentenlandstraße“ und 
„Nordanlage 15“ ausgewiesen.  

Bei NO2 beschreiben dieselben beiden Aufpunkte „Schulst./Neuen Bäue 6“ mit 55 µg NO2/m³ 
und „Sudentenlandstraße“ mit 42 µg NO2/ m³ den Schwankungsbereich in den Straßen mit 
Randbebauung. 
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6 Angaben zu bereits durchgeführten Maßnahmen 
Mit der Ausweisung von vier Belastungsgebieten nach § 44 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
alter Fassung in Hessen durch Verordnung vom 5. August 1975 [8] war es erforderlich, die 
Emissionen und Immissionen in diesen Gebieten zu erfassen. Sie dienten als Grundlage für die 
damals zu erstellenden Luftreinhaltepläne. Das ehemalige „Belastungsgebiet Wetzlar“ war 
deutlich kleiner als das Lahn-Dill-Gebiet, dennoch kann man für die Zeitreihen über die 
Entwicklung der Emissionen bzw. der Immissionssituation auf diese Daten zurückgreifen. 

6.1 Maßnahmen zur Emissionsminderung 
Die Erfolge der früheren Maßnahmen zur Emissionsminderung werden mit den langjährigen 
Trendkurven zur Emissionsentwicklung aufgezeigt. Da am Anfang nur die Emissionsdaten in 
dem damaligen Belastungsgebiet Wetzlar [8] erhoben wurden, werden für die aktuellen Jahre 
ebenfalls die Emissionsdaten nur für den Bereich des Belastungsgebietes berücksichtigt. Die 
Zahlen sind deshalb mit den Angaben für das Lahn-Dill-Gebiet nicht vergleichbar. Für die Jahre, 
in denen keine Erhebung durchgeführt wurde, sind die Daten durch Interpolation aus den Daten 
der Erhebungsjahre berechnet. 

Abbildung 26 zeigt die Entwicklung der Gesamtstaubemissionen im Belastungsgebiet Wetzlar. 
Da man früher für Gesamtstaub und nicht für PM10 die Daten erhoben hat, sind in der 
Abbildung die Emissionen von Gesamtstaub dargestellt. 
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Abbildung 26: Entwicklung der Gesamtstaubemissionen im Belastungsgebiet Wetzlar 
(interpolierte Angaben) 
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In der Abbildung 27 ist die Entwicklung der Emissionen von NOx im Belastungsgebiet Wetzlar 
dargestellt. Mit NOx wird die Summe aus NO und NO2, angegeben als NO2, bezeichnet. 
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Abbildung 27: Entwicklung der NOx-Emissionen im Belastungsgebiet Wetzlar 
(interpolierte Angaben) 

6.1.1 Maßnahmen zur Emissionsminderung bei der Emittentengruppe Industrie 
Bereits seit Beginn der 70er Jahre sind mit der Festlegung von Standards für die 
Emissionsminderung bei Industrieanlagen erhebliche Minderungen der Belastungen durch NOx 
und insbesondere auch durch Staub erzielt worden. In Abbildung 26 und Abbildung 27 sind die 
Trends der Industrieemissionen im Belastungsgebiet Wetzlar für die Komponenten 
Gesamtstaub und NOx für die Emittentengruppe Industrie zusammengestellt. Zu dieser 
Entwicklung haben die Anforderungen der Großfeuerungsanlagenverordnung (13. BImSchV 
[13]), das „Altanlagensanierungsprogramm“ der TA Luft von 1986 und die 
Abfallverbrennungsanlagenverordnung (17. BImSchV [15]) wesentlich beigetragen.  

Die im Juli 2002 erneut gesenkten Emissionsgrenzwerte der TA Luft [7] müssen neu zu 
errichtende oder zu ändernde Anlagen sofort, bestehende Industrieanlagen spätestens bis zum 
30. Oktober 2007 einhalten. Die Absenkung des Staubgrenzwertes um 60 % erfordert in diesem 
Bereich bei einer ganzen Reihe von Anlagen umfangreiche Nachrüstungsmaßnahmen bei den 
Filteranlagen. Dies geschieht im Rahmen des aktuellen Altanlagensanierungsprogramms. 

6.1.2 Maßnahmen bei der Emittentengruppe Gebäudeheizung 
Bei der Emittentengruppe Gebäudeheizung gab es zwischen 1980 und 2002 erhebliche 
Veränderungen. Günstige Gas- und Heizöl-Preise sowie die Bedienungsfreundlichkeit dieser 
Heizungsanlagen haben in den 70er und 80er Jahren verbreitet zu einem Ersatz von veralteten 
Kohlefeuerungen durch mit Gas oder Heizöl betriebene Heizungsanlagen im Bereich der 
Wohnhäuser geführt. Die 1979 in Kraft gesetzte und seither mehrfach novellierte 1. BImSchV 
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(Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen [9]) hat zusätzlich mit ihren 
Emissionsgrenzwerten und dem Gebot, die Emissionen einmal im Jahr durch Messungen von 
Sachverständigen überprüfen zu lassen, eine Basis geschaffen, bei Heizungsanlagen im 
Bereich der Emittentengruppe Gebäudeheizung eine Emissionsbegrenzung auch 
durchzusetzen. 

Bei den Maßnahmen zur Emissionsminderung im Bereich Gebäudeheizung ist zu 
unterscheiden zwischen den Anforderungen an die Feuerungsanlagen zur Emissionsminderung 
bzw. Emissionsbegrenzung und den Anforderung an die Gebäude hinsichtlich 
Wärmedämmung. Gute Wärmedämmung führt zu einer Minderung des Heizwärmebedarfes und 
damit zur Vermeidung von Emissionen. Die Mindestanforderungen zur Energieeinsparung bei 
Gebäuden werden im Wesentlichen durch das Energieeinspargesetz [21] und die 
Energieeinsparverordnung [22] festgelegt. 

6.1.3 Maßnahmen bei der Emittentengruppe Kfz-Verkehr 
Bei den Maßnahmen zur Minderung der Emissionen des Kfz-Verkehrs muss unterschieden 
werden zwischen den Maßnahmen zur Minderung der spezifischen Emissionen der einzelnen 
Fahrzeuge und planerischen Maßnahmen zur Vermeidung von Kfz-Fahrten und zur Lenkung 
der Verkehrsströme. Die Minderung der spezifischen Emissionen am Fahrzeug erfolgt sowohl 
über die Begrenzung der Fahrzeugemissionen als auch durch erhöhte Anforderungen an die 
Qualität der zum Betrieb der Kraftfahrzeuge eingesetzten Otto- und Diesel-Kraftstoffe. Beide 
Bereiche werden durch EG-Richtlinien geregelt. Primär ist das Instrument der 
Emissionsgrenzwerte für die Kraftfahrzeuge selbst zu sehen (vgl. Tabelle 23 mit einer Übersicht 
über die Abgasnormen und deren In-Kraft-Treten). 

 

 Pkw Lkw und Busse 

Norm Jahr Richtlinie Jahr Richtlinie 

Euro 0   1988/90 88/77/EWG 

Euro 1 1992 91/44/EWG, 93/59/EWG 1992/93 91/542/EWG 

Euro 2 1996 94/12/EG, 96/69/EG 1995/96 91/542/EWG 

Euro 3 2000 98/69/EG 2000 1999/96/EG 

Euro 4 2005 98/96/EG 2005/06 1999/96/EG 

Euro 5   2008/09 1999/96/EG 

Tabelle 23: Übersicht über die Abgasnormen der EU 

 

Dabei ist zu beachten, dass die verschärften Abgasnormen (Emissionsgrenzwerte) zunächst 
nur für Neuwagen gelten und erst über das Ausscheiden von Altfahrzeugen eine Senkung der 
mittleren Emissionswerte der Fahrzeugflotte erfolgt. Kontraproduktiv wirkt sich die in den letzten 
Jahren gestiegene Verkehrsleistung aus. Ein weiteres Problem stellt der steigende Anteil der 
Pkws mit Dieselmotor dar (siehe Abbildung 28). Zwar gilt für Pkws bei den Erstzulassungen die 
Euro-4-Norm, doch sind die Grenzwerte für Diesel- und Ottomotoren unterschiedlich. Für Pkws 
mit Ottomotor liegt der NOx-Grenzwert bei 0,08 g/km während der Grenzwert für Diesel-
Fahrzeuge 0,25 g/km beträgt. Wegen der niedrigen Partikelemissionen ist für die Ottomotoren 
kein Grenzwert festgelegt im Gegensatz zu den Diesel-Pkws mit einem Grenzwert von 
0,025 g/km. 
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Abbildung 28: Neuzulassungen von Pkws im Regierungspräsidium Gießen, getrennt 
nach Antriebsarten 

6.2 Entwicklung der Immissionsbelastung im Zeitraum von 1981 bis 
2006 

6.2.1 Entwicklung der PM10-Belastung 
Die Messstationen wurden im Jahr 2000 zur Messung der PM10-Fraktion umgerüstet. Vorher 
wurde Gesamtstaub gemessen. Für die Trendbetrachtung wurden die Gesamtstaubwerte 
mittels eines Faktors in PM10 umgerechnet, da PM10 eine Teilfraktion des Gesamtstaubes ist. 
Da die Messstation Bad Arolsen erst in den Jahren 1999/2000 mit PM10-Messgeräten 
ausgestattet wurde, ist für diese Stationen der Messzeitraum zu kurz, um Trendaussagen zu 
machen. Die Verkehrsstation Gießen-Westanlage wurde erst im Jahr 2006 in Betrieb 
genommen. 

In Abbildung 29 sind die Zeitreihen der Jahresmittelwert für PM10 für das Lahn-Dill-Gebiet 
eingetragen. Neben den Messstationen im Gebiet und der Vergleichstation Bad Arolsen ist 
auch die Messstation Kleiner Feldberg mit aufgenommen. Die Trendkurven für die 
dokumentierten Stadtstationen zeigen lang- und mittelfristig einen Rückgang der PM10-
Belastung auf. In einzelnen Jahren kann es - bedingt durch die von Jahr zu Jahr 
unterschiedliche Ausprägung der Witterung - zu Abweichungen vom mittleren Trend der PM10-
Belastung kommen. Ursache für die Zunahme der PM10-Belastung an der Station Dillenburg im 
Jahr 2004 ist eine Großbaustelle in ihrer Nähe. 

In Abbildung 30 ist die Zeitreihe der Überschreitungshäufigkeit des Tagesmittelwertes von 
50 µg PM10/m³ für die Messstationen aus Abbildung 29 dargestellt. Nur die Messstation Kleiner 
Feldberg fehlt, da sie über kein kontinuierliches Messgerät verfügt. Diese Immissionskenngröße 
„Tag“ charakterisiert die Spitzenbelastung und ist wesentlich stärker vom Wetterablauf 
beeinflusst als der Jahresmittelwert. Die Schwankungen der Kenngröße „Tag“ von Jahr zu Jahr 
sind deshalb ausgeprägter als in den Trendkurven für den Jahresmittelwert. Die Zeitreihen der 
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Immissionskenngröße „Tag“ für PM10 zeigen auch bei der Kurzzeitkenngröße einen Rückgang 
der Belastung an den drei Stadtstationen. Die Schwankungen von Jahr zu Jahr in der Zeitreihe 
zeigen aber auch deutlich, dass Änderungen von 10 Fällen oder mehr von Jahr zu Jahr möglich 
sind. Trendaussagen sollten daher auf Basis eines mindestens fünfjährigen Datenkollektives 
erfolgen. 

19
83

19
84

19
85

19
86

19
87

19
88

19
89

19
90

19
91

19
92

19
93

19
94

19
95

19
96

19
97

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

[µ
g/

m
³]

0

20

40

60

80
Dillenburg 
Gießen 
Gießen-Westanlage 
Wetzlar 
Bad Arolsen 
Kleiner Feldberg

 

Abbildung 29: Trendkurven der Jahresmittelwerte von PM10 
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Abbildung 30: Trendkurven der Überschreitungshäufigkeit des PM10-Tagesmittelwertes 
von 50 µg/m³ bei PM10 

6.2.2 Entwicklung der NO2-Belastung 
Die Abbildung 31 zeigt die Zeitreihen der NO2-Jahremittelwerte seit Beginn der Messreihe im 
Lahn-Dill-Gebiet für die drei Stadtstationen, die Station Linden (ländlicher Raum) sowie die 
außerhalb des Ballungsraumes gelegene Vergleichsstation Kleiner Feldberg (ländlicher Raum). 
Auch die neue verkehrsbezogene Messstation Gießen-Westanlage ist für das Messjahr 2006 
eingetragen. Die längste Zeitreihe liegt für die beiden Stadtstationen Gießen und Wetzlar vor. In 
den ersten Jahren stieg die Immissionsbelastung noch an, danach setzte ein Rückgang ein. Der 
Trend der letzten 5 Jahre ist nicht sehr eindeutig. An der Vergleichsstation Kleiner Feldberg ist 
dagegen weitgehend ein Rückgang der NO2-Belastung festzustellen. Der Rückgang an dieser 
emissionsfern gelegenen Station ist als Erfolg der im Rahmen der 
Großfeuerungsanlagenverordnung erreichten Emissionsminderungen zu sehen. Die über hohe 
Schornsteine abgeleiteten Emissionsraten der Kraftwerke führen zwar zu vergleichsweise 
kleinen Immissionszusatzbelastungen am Boden, beaufschlagen aber ein großes Umfeld. 
Diese durch die Maßnahmen an den Großfeuerungsanlagen erreichte Minderung der NO2-
Belastung wird in den Städten von dem Immissionsbeitrag überdeckt, der aus den Kfz-
Emissionen resultiert. Als dann der Anteil der Pkw, die mit Katalysator ausgerüstet sind, anfängt 
erkennbar zu steigen, beginnt dann auch an den Stadtstationen, die den städtischen 
Hintergrund erfassen, die NO2-Belastung leicht abzusinken. Für 2006 weist die Verkehrstation 
Gießen-Westanlage den höchsten Jahresmittelwert auf [51]. 
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Abbildung 31: Trendkurven der Jahresmittelwerte von NO2 

 

Das bei Verbrennungsprozessen gebildete NOx besteht im Allgemeinen überwiegend aus NO. 
Das NO wird schrittweise in der Atmosphäre zu NO2 umgesetzt. An emissionsfernen Standorten 
ist daher die NO-Konzentration gegenüber der NO2-Konzentration meist vernachlässigbar. In 
Ergänzung zur NO2-Trendkurve zeigt Abbildung 32 die Trendkurven für NO und zwar für 
denselben Zeitraum und dieselben Stationen wie in Abbildung 31. Wesentliche Aussage aus 
dem Vergleich der NO- und NO2-Trendkurven ist dabei, dass - im Gegensatz zur Situation bei 
NO2 - die NO-Belastung an den Stationen deutlich zurückgegangen ist. Dies bedeutet, dass 
sich das NO/NO2-Verhältnis in der städtischen Atmosphäre geändert hat. Eine Ursache kann 
die Verschiebung des NO/NO2 Verhältnisses am Auspuff von Kraftfahrzeugen sein. Darüber 
hinaus haben Dieselmotore im Allgemeinen einen höheren NO2-Anteil im Abgas als Fahrzeuge 
mit Ottomotor [39, 40, 48]. Wie bei anderen Verkehrstationen ist auch an der Station Gießen-
Westanlage der NO-Jahresmittelwert gegenüber den Stadtstationen erhöht. 
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Abbildung 32: Trendkurven der Jahresmittelwerte von NO 

6.3 Bewertung der Trendkurven 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die vor dem In-Kraft-Treten der Richtlinie 96/62/EWG 
[1] durchgeführten und eingeleiteten Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität zu einer 
lang- und mittelfristig eindeutigen Minderung der (Fein-) Staub- und NOx-Emissionen im Lahn-
Dill-Gebiet geführt haben. Ebenso ist die PM10-Immissionsbelastung im Mittel der letzten zehn 
Jahre gesunken. Weniger deutlich ist die Immissionsentwicklung bei NO2. Hier ist der 
Belastungsrückgang an den Vergleichsstationen im ländlichen Raum besser dokumentiert als 
an den für die Stadtstationen vorliegenden Messreihen. Dagegen ist der Rückgang der NO-
Belastung - und damit auch der NOx-Belastung - für das Lahn-Dill-Gebiet durch die 
Immissionsmessungen belegt 
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7 Angaben zu den geplanten oder langfristig 
angestrebten Maßnahmen und Vorhaben 

7.1 Allgemeines  
Im Rahmen der Luftreinhalteplanung wird unterschieden zwischen einem Luftreinhalteplan und 
einem Aktionsplan. Beide haben die Verminderung von Luftschadstoffen zum Ziel, 
unterscheiden sich aber sowohl im Zeitpunkt ihrer Aufstellung, in der 
Umsetzungsgeschwindigkeit als auch teilweise in der Wirkung der festgelegten Maßnahmen. 

Luftreinhaltepläne sind nach tatsächlich erfolgter Überschreitung von Immissionsgrenzwerten 
einschließlich vorhandener Toleranzmargen nach der 22. BImSchV [19] aufzustellen. Sie sollen 
erforderliche Maßnahmen zur dauerhaften Verminderung von Luftverunreinigungen festlegen. 

Aktionspläne sind bereits dann aufzustellen, wenn die Gefahr droht, dass bereits geltende 
Immissionsgrenzwerte überschritten werden könnten. Maßnahmen müssen kurzfristig ergriffen 
werden können und sie müssen geeignet sein, die Gefahr der Überschreitung der Werte zu 
verringern oder den Zeitraum, während dessen die Werte überschritten werden, zu verkürzen. 
Aktionspläne können Teil eines Luftreinhalteplans sein. 

Maßnahmen sind entsprechend des Verursacheranteils unter Beachtung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit gegen alle Emittenten zu richten, die zum Überschreiten der 
Immissionswerte beitragen. Wie bereits in den Kapiteln 4 und 5 dargelegt, tragen im 
Wesentlichen drei Hauptemittenten zur Belastung des Gebietes Lahn-Dill mit Luftschadstoffen 
bei – die Industrie, die Gebäudeheizung und der Verkehr. Auch die über den Ferneintrag von 
außen eingebrachten Luftverunreinigungen resultieren überwiegend aus Emissionen dieser 
Emittentengruppen. Dass bei der Maßnahmenfestlegung vor allem verkehrliche Maßnahmen im 
Vordergrund stehen, ist durch die andere Rechtsgrundlage für die Durchführung von 
Maßnahmen bei Industrie und in Teilen auch bei der Gebäudeheizung bedingt. 

 

7.2 Regionalplanerische Vorgaben 
Im Rahmen der Aufstellung des Regionalplans für die Region Mittelhessen wurden konkrete 
Festlegungen getroffen, die einen Beitrag zur Sicherung bzw. Verbesserung der Luftqualität im 
Gebiet Lahn-Dill leisten können.  

 

Regionalplanerische Vorgaben lt. RPM-E 2006 Plansatz 
fett = Ziel der 
Raumordnung 

normal = Grundsatz 
der Raumordnung 

Verbreitung im Gebiet 
Lahn-Dill 

Zeichnerische Festlegungen 

Vorranggebiet Regionaler Grünzug 

 Sicherung und Entwicklung des Freiraums und der 
Freiraumfunktionen (u.a. Durchlüftung und 
Sicherung der Frischluftzufuhr sowie 
Immissionsschutz) hat Vorrang vor anderen 
Raumansprüchen 

 Verbot von Planungen und Maßnahmen, die zu 
einer ungünstigen Veränderung der klimatischen 
oder lufthygienischen Verhältnisse führen können 

Plansatz 6.1.2-1 (Z) Gemarkungen aller Städte 
und Gemeinden (vollständig 
oder teilweise) mit 
Ausnahme von: Allendorf 
(Lda.), Bischoffen, 
Dietzhölztal, Driedorf, 
Grünberg, Hungen, 
Laubach, Rabenau, 
Siegbach und Waldsolms 
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Regionalplanerische Vorgaben lt. RPM-E 2006 Plansatz 
fett = Ziel der 
Raumordnung 

normal = Grundsatz 
der Raumordnung 

Verbreitung im Gebiet 
Lahn-Dill 

Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen 

 Sicherung, und, soweit erforderlich, 
Wiederherstellung der Kalt- und 
Frischluftentstehung sowie des Kalt- und 
Frischluftabflusses 

 Freihaltung von Bebauung und anderen 
Maßnahmen, die die Produktion und den Transport 
frischer und kühler Luft behindern können 

 Reduktion des Ausstoßes lufthygienisch 
bedenklicher Stoffe 

 keine Zulassung zusätzlicher 
Luftschadstoffemittenten 

Plansatz 6.1.3-1 (G) Talauen größerer 
Fließgewässer 
(Luftleitbahnen) sowie Teile 
der Wald- und 
Offenlandgebiete (Kalt- und 
Frischluftentstehungsgebiete
) in der Umgebung 
bioklimatisch und 
lufthygienische belasteter 
Ortslagen 

Sicherung von Schienentrassen, auf denen zur Zeit 
kein Personenverkehr stattfindet 

Plansatz 7.1.2-15 (Z) Dillenburg – Dietzhölztal-
Ewersbach,  

Waldsolms-Brandoberndorf 
– Braunfels-Bonbaden 

Laubach – Hungen – 
(Wölfersheim-Södel) 

Lollar – Rabenau – Londorf 

Realisierung neuer Bahnhaltepunkte im Regional- 
bzw. Nahverkehr 

Plansatz 7.1.2-16 (Z) Reiskirchen-Lindenstruth 

Pohlheim-Hausen 

Pohlheim-Garbenteich 

Lich/West 

Trassensicherung für Ortsumgehungen im Zuge 
regional bedeutsamer Straßenverbindungen 

Plansatz 7.1.3-3 (Z) B 49 (Reiskirchen – 
Reiskirchen-Lindenstruth) 

B 277 (Aßlar) 

L 3481 (Lich-Nieder-
Bessingen) 

Sicherung von Standorten vorhandener bzw. 
geplanter Regionaler Logistikzentren für den 
kombinierten Verkehr 

Plansatz 7.1.7-6 (Z) Gießen/Europaviertel 

Gießen/US-Depot 

Dillenburg/Bahnhof 

Wetzlar-
Garbenheim/Bahnhof 

Haiger 

Textliche Festlegungen 

Luftreinhaltung 

Vermeidung eines Anstiegs der Summe an 
Luftschadstoffemissionen, insbesondere in belasteten 
Gebieten, für die Luftreinhaltepläne zu erstellen sind 

Großräumige Überprüfung der 
Immissionsgrundbelastung und der Immissionsbilanz 
im Einflussbereich vor der Errichtung von nach 
BImSchG genehmigungspflichtigen Anlagen 

 

Plansatz 6.2-4 (G) 

 

 

Plansatz 6.2-5 (G) 

 

Gesamtgebiet 

 

 

Gesamtgebiet 

Bauleitplanung 

Ausweisung neuer Bauflächen (Wohnen, Gewerbe 
etc.) unter Berücksichtigung der Anbindung an den 

 

Plansatz 5.1-4 (G) 

 

Gesamtgebiet 
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Regionalplanerische Vorgaben lt. RPM-E 2006 Plansatz 
fett = Ziel der 
Raumordnung 

normal = Grundsatz 
der Raumordnung 

Verbreitung im Gebiet 
Lahn-Dill 

ÖPNV 

Einhaltung ausreichender Abstände zu 
Verkehrswegen, Industrie- und Gewerbegebieten und 
anderen Emittenten bei der Ausweisung neuer 
Wohnsiedlungsflächen 

 

 

Plansatz 5.2-6 (G) 

 

 

Gesamtgebiet 

Einzelhandelsvorhaben 

Integration großflächiger Einzelhandelsvorhaben in 
bestehende Siedlungsgebiete möglichst unter 
Berücksichtigung der Erreichbarkeit mit dem ÖPNV 

 

Plansatz 5.4-6 (Z) 

 

Gesamtgebiet 

Tourismus, (Nah-)Erholung, Freizeit und Sport 

Berücksichtigung der Erreichbarkeit mit dem ÖPNV bei 
der Standortwahl von großflächigen bzw. 
publikumsintensiven Einrichtungen für Tourismus, 
Freizeit und Sport 

 

Plansatz 6.6.-4 (G) 

 

Gesamtgebiet 

Verkehr allgemein 

Berücksichtigung der Auswirkungen neuer Vorhaben 
(z.B. größere Gewerbegebiete oder Freizeitanlagen) 
auf Verkehrsaufkommen und Verkehrsmittelwahl bei 
der Standortfindung 

 

Plansatz 7.1-3 (G) 

 

Gesamtgebiet 

Schienenverkehr 

Ausbau der Rhein-Sieg-Strecke zwischen 
Gießen/Wetzlar und Hagen im Hinblick auf 
„Kombinierten Güterverkehr“ 

Bau eines dritten und vierten Gleises auf der Main-
Weser-Bahn von Frankfurt am Main/Bad Vilbel in die 
Region 

Ausbau der Lahntal- und Vogelsbergbahn 

 

Plansatz 7.11-2 (Z) 

 

Plansatz 7.1.1-3 (Z) 

 

Plansatz 7.1.1-4 (Z) 

 

Rhein-Sieg-Strecke (Hier: 
Gießen – Haiger) 

Main-Wesert-Bahn (Hier: 
Langgöns – Gießen) 

 

Lahntal- und 
Vogelsbergbahn (hier: Leun 
– Grünberg) 

 

Öffentlicher Personennahverkehr 

Prüfung der Realisierbarkeit neuer Bahnhaltepunkte im 
Regional- bzw. Nahverkehr 

 

 

Sicherung einer Mindestbeteiligung des ÖPNV zu den 
zentralen Ortsteilen der Grundzentren, den 
Mittezentren und den Oberzentren in jeweils 
unterschiedlicher Qualität 

Verbesserung des ÖPNV durch einen weiteren Ausbau 
der Busnetze sowie durch die Integration anderer 
Mobilitätsanbieter in den von der Schiene nicht oder 
nur teilweise erschlossenen Räumen 

Verkehrsflächenbewirtschaftung zugunsten des ÖPNV 
in den Siedlungsgebieten 

Verbesserung der Anbindung Mittelhessens an das 
Rhein-Main-Gebiet und den Flughafen Frankfurt/Main 
durch regelmäßige, umsteigefreie Zugverbindungen 

 

Plansatz 7.1.2-17 (G) 

 

 

 

Plansatz 7.1.2-2 (G), 
7.1.2-3 (G), 7.1.2-4 (Z) 
und 7.1.2-5 (G) 

Plansatz 7.1.2-10 (G) 

 

 

Plansatz 7.1.2-12 (G) 

 

Plansatz 7.1.2-20 (G) 

 

 

Gießen/Ebelstraße, 
Gießen/Depot, Buseck-
Großen-Buseck/Ost 
(Industriegebiet), Aßlar/Süd, 
Dillenburg/Mitte 

 

Alle Städte und Gemeinden 

 

von der Schiene nicht oder 
nur teilweise erschlossene 
Räume 

Siedlungsgiete 

 

Rhein-Sieg-Strecke, Main-
Weser-Bahn und ggf. andere 
Bahnstrecken 
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Regionalplanerische Vorgaben lt. RPM-E 2006 Plansatz 
fett = Ziel der 
Raumordnung 

normal = Grundsatz 
der Raumordnung 

Verbreitung im Gebiet 
Lahn-Dill 

Schienengüterverkehr 

Verstärkte Förderung des Schienengüterverkehrs, 
auch über den Ausbau des Kombinierten Verkehrs 

Erhaltung der Güterverkehrsbedienung auf 
bestehenden Strecken sowie von Güterbahnhöfen und 
Ladestellen 

Erhalte der Güterbeförderung auf der Bahnlinie Lollar-
Mainzlar 

Sicherung der dezentralen Struktur der Holzverladung 
auf die Bahn 

 

Plansatz 7.1.1-6 (G) 

 

Plansatz 7.1.1-7 (G) 

 

Plansatz 7.1.1-8 (G) 

 

Plansatz 7.1.1-9 (G) 

 

Gesamtgebiet 

 

Gesamtgebiet 

 

Bahnstrecke Lollar-Mainzlar 

 

Gesamtgebiet 

Straßenverkehr 

Zulassung neuer Straßentrassen nur bei 
unabweisbarem Bedarf und bei Vereinbarkeit u.a. mit 
Belangen des Immissionsschutzes 

 

Plansatz 7.1.3-4 (Z) 

 

Gesamtgebiet 

Fahrradverkehr 

Sicherung bzw. Ausbau der Mittelhessen 
durchquerenden Radfernwege 

 

Plansatz 7.1.4-2 (Z) 

 

R 6 hier: Lich – Grünberg 

R 7 hier: Leun – Grünberg 

R 8 hier: Driedorf – 
Eschenburg 

Lahn-Radwanderweg hier: 
Leun – Staufenberg 

Städtenetz-Radroute hier: 
Haiger – Gießen 

Schnittstellen des Personenverkehrs 

Förderung und Ausbau von Park & Ride-Einrichtungen 
an den Schienenhaltepunkten  

Förderung von Parkplätzen in der Nähe von 
Autobahnanschlussstellen bzw. sonstigen 
Fernverkehrsstraßen 

Förderung von Bike & Ride-Einrichtungen bzw. 
Radstationen an allen Schienenhaltepunkten bzw. 
größeren Bahnhöfen 

 

Plansatz 7.1.7-3 (G) 

 

Plansatz 7.1.7-4 (G) 

 

Plansatz 7.1.7-5 (G) 

 

Schienenhaltepunkte 

 

Autobahnanschlussstellen 
bzw. sonstige 
Fernverkehrsstraßen 

Schienenhaltepunkte bzw. 
größere Bahnhöfe 

 

7.3 Maßnahmen der Kommunen 

7.3.1 Wetzlar 

7.3.1.1 Individualverkehr 
Der Bau von Umgehungsstraßen kann aus Luftreinhaltegründen dann sinnvoll sein, wenn 
hierdurch stark befahrene Straßenschluchten mit einer hohen Zahl an betroffenen Anwohnern 
von Verkehr entlastet werden kann, ohne dass es anderer Stelle zu einer Belästigung einer 
noch größeren Zahl von Anwohnern und einem unzulässigen Anstieg der 
Schadstoffkonzentration in der Luft kommt. Die in diesem Zusammenhang zu klärenden Fragen 
bzgl. der Umweltverträglichkeit des Vorhabens können in der notwendigen Tiefe nur durch die 
genaue Untersuchung im Rahmen von Umweltverträglichkeitsprüfungen erfolgen. Um als 
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Maßnahme im Rahmen der Luftreinhaltung (aber auch im Hinblick auf die weiteren 
Umweltaspekte) fungieren zu können, sollte bei der Bewertung des Vorhabens eine positive 
Bilanz beim Vergleich der Vorteile einer Maßnahme mit den negativen Auswirkungen gezogen 
werden können. Ohne eine Vorfestlegung treffen zu wollen, werden an dieser Stelle die mit 
diesen Maßnahmen beabsichtigen Verbesserungen dargestellt, die dann im 
Planfeststellungsverfahren einer eingehenden Betrachtung der Umweltauswirkungen 
unterzogen werden müssen. Da die Stadt Wetzlar diese Maßnahme als Luftreinhaltemaßnahme 
vorsieht, ist sie gehalten, die Trassenführung so zu wählen, dass tatsächlich eine Verbesserung 
der Situation für die meisten An- und Bewohner in Wetzlar erfolgt.  

 

7.3.1.1.1 Wiederaufnahme des Planfeststellungsverfahrens „Westumgehung“ 

Zur Entlastung der Innenstadt von Wetzlar, insbesondere des Leitzknotens, des Gloelknotens, 
des Friedrich-Ebert-Platzes, der Braunfelser Straße sowie der Ortsdurchfahrt von Nauborn ist 
der Bau der Westumgehung vorgesehen. Die Westumgehung setzt sich aus den 
Einzelprojekten 

o Westtangente (Verbindung B277 Knoten mit der B49 – Neustadt), 

o Westtangente (Verbindung Westanschluss – Meline Müller Straße / Braunfelser 
Straße) 

o Laufdorfer Spange (Verbindung Magdalenenhäuser Weg – L3053 / K 373) (siehe 
Abbildung 33). 

zusammen (siehe Abbildung 33).  
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Abbildung 33: Westumgehung Wetzlar 
 

Westanschluss 

Laufdorfer Spange 

Westtangente 
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Nach den vorliegenden Modellrechnungen der Stadt Wetzlar könnten durch die Maßnahme 
folgende Verkehrsentlastungen im innerstädtischen Hauptstraßennetz erreicht werden: 

o Ernst-Leitz-Straße  46 % 

o Schützenstraße   6 % 

o Karl-Kellner-Ring (Lahnbrücke) 26 % 

o Karl-Kellner-Ring (BuderusplatzI 27 % 

o Gloelstraße  22 % 

o Hermannsteiner Straße (Höhe Bahnhof)   7 % 

Neben der quantitativen Entlastung der Hauptachse des innerstädtischen Verkehrs wird auch 
eine qualitative Verbesserung des Verkehrsablaufs erwartet, da der gegenwärtig überlastete 
Hauptstraßenzug in Spitzenverkehrszeiten durch Stauungen mit mehrmaligen Haltevorgängen 
an Lichtsignalanlagen gekennzeichnet ist, die dann entfallen würden.  

Durch gezielte begleitende Maßnahmen soll nach Fertigstellung der Westumgehung der 
Durchgangsverkehr von der innerstädtischen Hauptverkehrsachse auf die Westumgehung 
geleitet werden. Damit werden auch Verkehrsverlagerungen von der Hermannsteiner Straße 
auf die Querspange in Aßlar eintreten. Eine generelle Zunahme des allgemeinen 
Verkehrsaufkommens wird dagegen nicht erwartet. Die Entlastung der Verbindung A 45 – B 49 
wird voraussichtlich die Belegung der A 480 erhöhen.  

 

7.3.1.1.2 Anschluss des Stadtteils Dutenhofen-Ost an die B 49 

Zur Entlastung des Stadtteils Dutenhofen, insbesondere der Ortsdurchfahrt im Zuge der 
Wellergasse / Garbenheimer Straße (L3285) Straße sowie des alten Ortskern, soll eine 
Anbindung an die Bundesstraße B 49 geschaffen werden (siehe Abbildung 34). 

 

 

Abbildung 34: Anschluss des Stadtteils Dutenhofen an die B 49  
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7.3.1.1.3 Querverbindung Dillfeld – Hermannsteiner Straße 

Die Realisierung der Querverbindung Dillfeld – Hermannstein würde die Hermannsteiner Straße 
im Bereich Niedergirmes sowie den bereits an der Grenze seiner Leistungsfähigkeit liegenden  
Gloelknotens um ca. 5 % des täglichen Verkehrsaufkommens entlasten. Eine Verlagerung 
anderer als der Verkehrsströme Blasbach – Hermannstein – Dalheim – Limburg mit negativen 
Umweltauswirkungen wird durch die geplante Straßenführung weitgehend vermieden (siehe 
Abbildung 35). 

 

 

Abbildung 35: Verbindung Dillfeld – Hermannsteiner Straße  
 
Bewertung: 
Auch mit Verkehrsverlagerungen können verkehrsbedingte Schadstoffemissionen zum Teil 
vermindert werden (siehe auch Abbildung 36). Durch eine Verringerung der Haltevorgänge an 
Lichtsignalanlagen sowie einen gleichmäßigeren Verkehrsfluss werden insbesondere die 
Emissionen aus Abgasen, Abrieb und Aufwirbelung von Lkws bis zu 60 % vermindert. Kürzere 
Fahrstrecken sparen nicht nur Kraftstoff ein, sondern auch Abgasemissionen sowie weiterer 
Feinstaubemissionen durch weniger Abrieb und Aufwirbelung. Bei einer Verlagerung des 
Verkehrsaufkommens in Gebiete mit guter Durchlüftung ist nicht mit Überschreitungen der 
Immissionskonzentrationen zu rechnen. Soweit keine Verkehrsverdichtung stattfindet, ist eine 
Verkehrsverlagerung sinnvoll, auch wenn die verkehrsbedingten Emissionen auch weiterhin zu 
der Hintergrundkonzentration an Schadstoffen beitragen. Dieser Beitrag war aber in höherem 
Maße bereits vorher vorhanden und konnte durch Anreicherungen der Schadstoffe in schlecht 
durchlüfteten Straßenzügen zu deutlich negativeren Auswirkungen auf die Gesundheit der 
Bewohner einwirken als dies nach einer Verlagerung der Fall ist.  

Damit eine Verlagerung auch diese Erwartungen erfüllt, sind durch 
Umweltverträglichkeitsprüfungen die Auswirkungen der Verlagerung hinsichtlich der 
Umweltaspekte genau zu untersuchen. Bei richtiger Planung und Ausführung können jedoch 
nicht nur Luftschadstoffe reduziert, sondern auch Lärmemissionen gemindert werden.    

7.3.1.1.4 Verbesserung des Straßenzustandes 

Erneuerung von Straßendecken in Abhängigkeit von der Haushaltssituation.  
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7.3.1.1.5 Optimierung der Verkehrssteuerung mit vorhandener Technik 

Änderung der Steuerungssoftware der Lichtsignalanlagen zur besseren Abschätzung des 
aktuellen bzw. tendenziell zu erwartenden Verkehrsaufkommens zur Verbesserung des 
Verkehrsflusses. Entsprechend der jeweiligen Verkehrssituation erfolgt eine flexible Anpassung 
der Phasenabläufe und Freigabezeiten. 

 

Bewertung: 
Diese Maßnahmen bewirken zwar keine Verringerung der Verkehrsbelastung, tragen aber 
gleichwohl zur Verminderung des Schadstoffausstoßes bei.  

Dabei ist für einen geringeren Ausstoß an Schadstoffen weniger die gefahrene Geschwindigkeit 
als eine gleichmäßige Fahrweise und ein glatter Untergrund ausschlaggebend. Neben dem 
durch eine raue Fahrbahnoberfläche verursachten höheren Abrieb zeigen Untersuchungen 
deutlich höhere Emissionen und einen höheren Kraftstoffverbrauch bei Stadtfahrten mit Rechts-
vor-Links-Regelungen als mit Vorfahrtsregelungen ergeben [47] (siehe auch Abbildung 36). 

 

 

Abbildung 36: Streckenbezogene Emissionsfaktoren von PM10 pro Fahrzeug im Jahr 
2005 
(Quelle: Städtebauliche Klimafibel des Landes Baden-Württemberg [50]) 

7.3.1.2 Öffentlicher Personennahverkehr 

7.3.1.2.1 Erstellung eines ÖPNV-Marketingkonzeptes 

Verbesserung des Beförderungsangebots und der Beförderungsqualität zur 
Akzeptanzsteigerung des innerstädtischen Busverkehrs mit folgenden Ansatzpunkten: 

• Corporate Design der Bushaltestellen mit Wartehallen, Haltestellenschildern, 
Fahrplanaushängen u. a. 

• Corporate Design der Busse 

• Corporate Design der Fahrer (Dienstkleidung) 
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• Öffentlichkeitsarbeit in Hinsicht auf Fahrplan und Beförderungsangebote 

o allgemeine Verbesserung der Fahrgastinformation 

o Fahrkartenautomaten an den wichtigsten Haltestellen 

o bargeldloser Fahrscheinerwerb 

• Electronic–Ticketing 

7.3.1.2.2 Neugestaltung des zentralen Omnibusbahnhofs 

Attraktivitätssteigerung des ÖPNV durch Neugestaltung des zentralen Omnibusbahnhofs am 
Bahnhof Wetzlar. 

7.3.1.2.3 Linienbündelung 

Zusammenfassung der Linien 10, 14/16, 16 A und 17/18 zu einem Linienbündel 1. 
Zusammenfassung der Linien 12/13, und 19 zu einem Linienbündel 2. 
Zusammenfassung der Linien 11 und 24 zu einem Linienbündel 3. 

7.3.1.2.4 Park&Ride-Anlage 

Erstellung einer Park&Ride-Anlage an der Bahnhof-Nordseite. 

 

Bewertung: 
Verbesserungen beim öffentlichen Nahverkehr steigern die Akzeptanz und damit die 
Bereitschaft zum Verzicht auf Fahrten mit Privatfahrzeugen. Damit kann der Schadstoffausstoß 
vor allem in den sensiblen innerstädtischen Bereichen durch das geringere 
Fahrzeugaufkommen gesenkt werden. Der Erfolg dieser Maßnahmen hängt im Wesentlichen 
von der Bereitschaft des Einzelnen ab, selbst einen Beitrag zur Entlastung der Region von 
verkehrsbedingten Abgasen zu leisten. Dass diese Vorgehensweise aber auch von Erfolg 
geprägt sein kann, belegt die Entwicklung der  Fahrgastzahlen im RMV der vergangenen 10 
Jahre.  

Um die Maßnahme noch effektiver zu gestalten, wurden Standzeiten von mehr als drei Minuten 
im Tagesbetrieb abgeschafft und das Laufenlassen von Motoren bei wartenden Bussen wurde 
untersagt. 

Eine Erhöhung der derzeitigen Bustakte über eine Frequenz von 20 bis 30 Minuten hinaus wird 
nur dann finanziell darstellbar, wenn offensichtlich wird, dass eine ausreichende Nachfrage 
besteht. Eine Verminderung der Schadstoffbelastung ist dann nicht mehr gegeben, wenn Busse 
mit deutlich höherem Schadstoffausstoß als Pkw, nahezu leere Fahrten durchführen.  

Alle Möglichkeiten zur Steigerung der Attraktivität des ÖPNV tragen dazu bei, dass auf 
Individualfahrten verzichtet wird. Dazu gehören neben einer guten Information auch eine 
optisch ansprechende Gestaltung und Sauberkeit von Busbahnhof und Warteplätzen sowie 
eine Bevorrechtigung der Busse wo immer dies möglich und sinnvoll ist.  

 

7.3.1.3 Radverkehr 

7.3.1.3.1 Verbesserung der Radwege 

Verbesserung der Qualität und der Verkehrssicherheit der Radwege durch  

• Neuanlage von Radwegen, 

• Verbindung regionaler und städtischer Radwege, 



 Kapitel 7  

  82/150  

• Anlage von Radfahrstreifen/Schutzstreifen, 

• Anlage von Querungshilfen, 

• Umwidmung von Gehwegen in kombinierte Geh-/Radwege oder Freigabe von 
Gehwegen für Radfahrer, 

• Ausweisung von Radwegen entgegen von Einbahnrichtungen, 

• Bau von Bordsteinabsenkungen und Rampen beim Übergang Radweg oder Geh-
/Radweg in die Fahrbahn, 

• Markierung von Radwegfurten an Knotenpunkten und 

• Erstellung sicherer Übergänge an endenden Radwegen. 

7.3.1.3.2 Einrichtung von Fahrradabstellplätzen 

Soweit Flächen zur Verfügung stehen, sollen an zentralen Haltestellen, z. B. Bike&Ride am 
Bahnhof, an Schulen, an stark frequentierten öffentlichen Einrichtungen sowie an zentralen 
Bereichen der Wetzlarer Innenstadt Fahrradabstellanlagen erstellt werden. 

In diesem Zusammenhang ist die zusätzliche Bereitstellung von Schließfächern zu prüfen. 

 

Bewertung: 
Die Verbesserungen im Bereich des Radverkehrs fördern den Umstieg vom Auto auf das 
Fahrrad. Damit kann der Schadstoffausstoß wie beim Umstieg auf den öffentlichen Nahverkehr 
vor allem in den sensiblen innerstädtischen Bereichen durch das geringere 
Fahrzeugaufkommen gesenkt werden. Der Erfolg dieser Maßnahmen hängt im Wesentlichen 
von der Bereitschaft des Einzelnen ab, selbst einen Beitrag zur eigenen Körperertüchtigung und 
zur Entlastung der Region von verkehrsbedingten Abgasen zu leisten. 

 

7.3.1.4 Industrieemissionen 

7.3.1.4.1 Reduzierung der Industrieemissionen 

Systematische Untersuchung und Bewertung der diffusen Emissionen von Industrieanlagen auf 
dem Buderus-Gelände und Umsetzung ggf. erforderlicher Minderungsmaßnahmen gemäß dem 
Stand der Technik bis Ende 2009.  

Zur Beurteilung der durch die Industrie verursachten Immissionsbelastung wird für die Dauer 
von zwei Jahren eine zusätzliche Feinstaubmessung unter Berücksichtigung der 
Emissionsdichte, der wahrscheinlichen Verteilung des Staubs und der möglichen Exposition der 
Bevölkerung eingerichtet.  

 

Bewertung: 
Die Emissionen von nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
genehmigungsbedürftigen Anlagen werden nach den Vorgaben der Technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft (TA Luft) begrenzt. Sofern diffuse Emissionen bei Genehmigungserteilung 
bekannt sind, werden auch diese im Genehmigungsverfahren auf ihre Auswirkungen hin 
überprüft und – soweit verhältnismäßig – auch begrenzt. Nicht immer sind liegen umfassende 
Erkenntnisse bereits bei Genehmigungserteilung vor.  

Um negative Auswirkungen dieser häufig bodennahen Emissionen auf die Luftqualität zu 
reduzieren, sollen durch eine systematische Untersuchung und Bewertung aller diffusen 
Emissionen der Industrieanlagen auf dem Buderus-Gelände die nach dem Stand der Technik 
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und unter Beachtung der Verhältnismäßigkeitsgrundsätze zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten für eine Verminderung ausgeschöpft werden.  

Um die Wirksamkeit der erfolgten Minderungsmaßnahmen abschätzen zu können, wird die 
Feinstaubmessung bis Ende 2009, d.h. über den Zeitraum der Umsetzung der Maßnahmen, 
betrieben.  

 

7.3.1.5 Sonstige Maßnahmen 

7.3.1.5.1 Umrüstung des städtischen Fuhrparks 

Bei Neu- und Ersatzbeschaffungen des Fuhrparks wird auf schadstoffarme Fahrzeuge nach 
neuster Euro-Norm geachtet. 

7.3.1.5.2 Pädagogische Projekte 

Derzeit ist bereits ein Projekt in der Umsetzungsphase mit dem Ziel, Eltern und vor allem Kinder 
dazu zu bewegen, den Weg zum Kindergarten und zur Schule zu Fuß oder mit dem Fahrrad zu 
bewältigen. 

7.3.1.5.3 Informationskampagne für Baustellenbetreiber 

Baustellen können bei unsachgemäßer Handhabung zu einer erheblichen Feinstaubquelle 
werden. Durch entsprechende Auflagen in den Baugenehmigungen sollen zukünftig 
Staubemissionen soweit begrenzt werden, wie es der Stand der Technik erlaubt. Insbesondere 
bei den kleineren privaten Baustellen sollen die Bauherren besser über bestehende 
Möglichkeiten zur Staubvermeidung informiert werden.  

 

Bewertung: 
Diese Maßnahmen stehen die Vorbildfunktion und somit der erzieherische Effekt im 
Vordergrund. Daher ist dadurch keine kurzfristige Verbesserung der Immissionssituation zu 
erwarten. Langfristig können diese Maßnahmen die Einsicht in die persönliche 
Mitverantwortung für die Luftreinhaltung stärken. 

 

7.3.2 Gießen 

7.3.2.1 Individualverkehr 

7.3.2.1.1 Parkraummanagement 

Weiterführung des Parkraummanagements, Verbesserung des Parkleitsystems, Optimierung 
der Verkehrsüberwachung, insbesondere bei Parken in zweiter Reihe oder auf Entladezonen, 
auf Radwegen und in Fußgängerbereichen, vorwiegend im Bereich von Hauptverkehrsstraßen. 

 

Bewertung: 
Eine Verknappung des Parkraumes in der Innenstadt bei gleichzeitiger Verbesserung des 
Parkleitsystems und des Angebots an öffentlichen Nahverkehrsmitteln kann dazu beitragen, 
Verkehr aus den belasteten Innenstädten fern zu halten. Mit einer Verringerung des 
Verkehrsaufkommens ist eine deutliche Minderung der verkehrsbezogenen 
Feinstaubemissionen verbunden. 
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7.3.2.1.2 Verkehrsmanagement 

- Maßnahmenprogramm zur stadtverträglichen Gestaltung des Lkw-Verkehrs, ggf. 
Tonnagebegrenzung und Kooperationsvereinbarung mit Geschäften zur logistischen 
Abstimmung des Anlieferverkehrs; 

- Einführung eines Vorbehaltsnetzes der Hauptverkehrsstraßen; 

- Anpassung des Geschwindigkeitsniveaus im Straßenverkehr, auch zur Verbesserung von 
Sicherheit und Lärmschutz; 

- sukzessiver Austausch von Steuergeräten an den Lichtzeichenanlagen zur flexibleren 
Gestaltung der Verkehrsabwicklung und Reduzierung von Wartezeiten im Sinne einer 
„grünen Welle“; 

- Optimierung des Zeitpunktes für die Müllabfuhr und die Straßenreinigung im 
Innenstadtbereich; 

- Durchführung organisatorischer Maßnahmen zur Verbesserung der Effizienz des Güter- 
und Lieferverkehrs in die Innnenstadtlagen. 

 
Bewertung: 
Maßnahmen zur Optimierung des Verkehrsflusses bewirken zwar keine Verringerung der 
Verkehrsbelastung, tragen aber gleichwohl zur Verminderung des Schadstoffausstoßes bei. 
Dies gilt sowohl für Stickstoffdioxid als auch für PM10 (vgl. Abbildung 36). Wie erheblich sich 
Störungen des Verkehrsflusses auf das Emissionsverhalten der Fahrzeuge auswirken zeigt 
Abbildung 37. 

Dabei ist für einen geringeren Ausstoß an Schadstoffen weniger die gefahrene Geschwindigkeit 
als eine gleichmäßige Fahrweise ausschlaggebend. Jede Störung des Verkehrsflusses wirkt 
sich negativ auf das Emissionsverhalten von Fahrzeugen aus. Dabei gilt es jedoch abzuwägen 
zwischen Sicherheitsaspekten (Fußgängerampeln, Reduzierung von Unfällen etc.) und den 
Fahrzeugemissionen. Im Zweifel ist der Sicherheit Vorrang zu gewähren. 

 

 

Abbildung 37: Streckenbezogene Emissionsfaktoren von NOx pro Fahrzeug im Jahr 
2005 
(Quelle: Städtebauliche Klimafibel des Landes Baden-Württemberg [50]) 
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7.3.2.1.3 Fahrzeugtechnik 

- Schrittweise Umrüstung des kommunalen Fuhrparks (Pkw und Nutzfahrzeuge) auf Euro 5 / 
V Standard; 

- Bau einer Erdgastankstelle; 

- Förderprogramm für Käufer von Erdgasfahrzeugen; 

- Werbung für die Umrüstung von Lieferfahrzeugen auf Erdgasantrieb. 

 

Bewertung: 
Die Verminderung der Abgasemissionen durch moderne Abgastechnik trägt aufgrund der 
geringen Anzahl an kommunalen Fahrzeugen zwar nur zu einer insgesamt geringen Entlastung 
bei, verfolgt aber den richtigen Ansatz im Rahmen der Luftreinhaltung – nämlich die 
Reduzierung der Emissionen an der Quelle.  

Im Vergleich zu Benzinfahrzeugen emittieren Erdgasfahrzeuge  

• bis zu 25 % weniger Kohlendioxid 

• 75 % weniger Kohlenmonoxid und 

• 60 % weniger reaktiver Kohlenwasserstoffe. 

Im Vergleich zu Dieselfahrzeugen emittieren Erdgasfahrzeuge 

• 50 % weniger Kohlenmonoxid 

• 80 % weniger reaktive Kohlenwasserstoffe 

• bis zu 99 % weniger Partikel / Ruß und 

• 70 % weniger Stickoxide. 

Infolge der „weicheren“ Verbrennung des Erdgases werden zudem Motorengeräusche deutlich 
vermindert [49]. Darüber hinaus kommt dieser Maßnahme eine Vorbildfunktion auch für die 
Bewohner und Pendler der Stadt Gießen zu.  

 

7.3.2.2 ÖPNV 

7.3.2.2.1 Attraktivitätssteigerung des ÖPNV  

- Optimierung des Busbeschleunigungsprogrammes im Hinblick auf die 
Fahrplangenauigkeit; 

- Berücksichtigung des weiteren Verkehrsumfeldes um den Anlagenring zur Vermeidung 
übermäßiger Belastungen anderer Straßen; 

- Verbesserungen der Erschließungs- und Verbindungsqualität bei den Buslinien. 

7.3.2.2.2 Verbesserung der kommunalen Linienbusflotte 

- Schrittweiser Ersatz der Stadtbusflotte durch Fahrzeuge mit Erdgasantrieb (Standard: 
EEV-Norm);  

- Übertragung der Anforderungen auch auf private Busunternehmen. 
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7.3.2.3 Radverkehr 

7.3.2.3.1 Ausbau des Radwegenetzes; 

- Aufbau einer Arbeitsgruppe zur besseren Abstimmung und Vernetzung der 
Radverkehrsförderung; 

- Imagekampagne zur Förderung des Radfahrens in der Stadt (u. a. „Mit dem Rad zur 
Arbeit“) und zur Nutzung des ÖPNV. 

7.3.2.3.2 Verbesserung der Infrastruktur 

- Errichtung weiterer Stellplätze für Fahrräder, insbesondere mit Schwerpunkt Innenstadt 
und Bahnhofsvorplatz;  

- Ernennung eines Ansprechpartners in der Stadtverwaltung für Belange des Fuß- und 
Radverkehrs; 

 

Bewertung: 
Verbesserungen beim öffentlichen Nahverkehr und des Radwegenetzes steigern die Akzeptanz 
und damit die Bereitschaft zum Verzicht auf Fahrten mit Privatfahrzeugen. Damit kann der 
Schadstoffausstoß vor allem in den sensiblen innerstädtischen Bereichen durch das geringere 
Fahrzeugaufkommen gesenkt werden. Der Erfolg dieser Maßnahmen hängt im Wesentlichen 
von der Bereitschaft des Einzelnen ab, selbst einen Beitrag zur Entlastung der Region von 
verkehrsbedingten Abgasen zu leisten. 

 

7.3.2.4 Sonstige Maßnahmen 
- Ausbau des Fernwärmenetzes; 

- Festlegung eines Anschluss- und Benutzungszwangs an das Fernwärmenetz in 
Baugebieten; 

- Umrüstung von Siedlungen auf Fernwärme im Falle einer Heizungserneuerung; 

- Informationsangebot für Bauherrn bzgl. der Möglichkeiten zur Staubminderung auf 
Baustellen; 

- energetische Sanierung der städtischen Gebäude und Schulen. 

 

Bewertung: 
Im Vergleich zu einer entsprechenden Anzahl privater Heizungsanlagen emittiert ein dem Stand 
der Technik entsprechendes Kraftwerk deutlich weniger (Fein-)Staub und Stickstoffdioxid. 
Insofern können die Emissionen eines der Hauptemittenten für Feinstaub - die 
Gebäudeheizung - durch den Anschluss an ein Fernwärmesystem effektiv verringert werden. 
Das gleiche gilt für die Reduzierung der Stickstoffdioxidemissionen, die in Gießen ein größeres 
Problem darstellen als die Belastung mit Feinstaub. Weitere Einsparungen können über die 
Dämmung von Bauwerken erzielt werden, die durch den geringeren Energiebedarf zur Heizung 
des Gebäudes, die Verbrennung fossiler Energieträger verringert und somit auch einen 
zusätzlichen Beitrag zum Klimaschutz im Allgemeinen liefert. 

 

7.3.2.5 Öffentlichkeitsarbeit 
- Bei hohen PM10-Werten erfolgen entsprechende Hinweise mit der Aufforderung zur 

Verhaltensänderung wie die Nutzung des ÖPNV, die Bildung von Fahrgemeinschaften und 
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die Nutzung schadstoffarmer Fahrzeuge, Verzicht auf den Betrieb von Zusatzheizungen 
wie offene Kamine, Kachelöfen, Schwedenöfen etc.; 

- Wärme-Dämmmaßnahmen und Gebäudesanierungsmaßnahmen werden über die 
„Initiative Giessener Gebäudepass“ forciert. 

 

Bewertung: 
Das Ausmaß der Wirksamkeit dieser Maßnahme hängt in erster Linie von der Einsicht und der 
Bereitschaft des Einzelnen ab, sein Verhalten den äußeren Umständen anzupassen. Ein 
gelegentlicher Umstieg auf den öffentlichen Nahverkehr und damit der Verzicht auf das eigene 
Auto oder die Bereitschaft zur Wärmedämmung des eigenen Hauses liefern im Einzelfall zwar 
nur einen nahezu unmerklichen Beitrag, der sich in der Summe aber als effektives Mittel zur 
Schadstoffreduzierung erweisen kann.  

 

7.4 Effektivitätskontrolle durch begleitende Immissionsmesspro-
gramme 

Die Immissionsüberwachung weiter zu führen und damit die Effektivität der Umsetzung der 
Maßnahmen aus dem Maßnahmenplan zu kontrollieren, ist ein wesentlicher Beitrag zum 
Maßnahmenplan. Der Messaufwand im Rahmen der Effektivitätskontrolle orientiert sich hierbei 
an dem Umfang des allgemeinen Überwachungsprogramms und stützt sich dabei besonders 
auf Messreihen, denen Indikatorfunktion zukommt. Im Gebiet „Lahn-Dill“ hat die 
Immissionsmessstation Wetzlar solche Indikatorfunktion, da dies der einzige Standort im Lahn-
Dill-Gebiet ist, der eine langjährige Messreihe besitzt. Die Messreihe der Station Linden beginnt 
in den Jahren 1995/96 und deckt damit auch schon einen Zeitraum von zehn Jahren ab.  

In Gießen ist die Verkehrstation Gießen-Westanlage Anfang Januar 2006 in Betrieb gegangen. 
Die im Jahr 2006 gemessenen Jahresmittelwerte, insbesondere für NO2, bestätigen auch hier 
wieder die besondere Belastung, die durch den Verkehr hervorgerufen wird.  

In Dillenburg wurde die langjährig betriebene Immissionsmessstation Ende 2004 außer Betrieb 
genommen, weil durch eine Großbaustelle - Bau eines Straßentunnels zur Ableitung des 
Durchgangsverkehrs - eine repräsentative Immissionsmessung nicht mehr möglich war. Die 
letzten Monate des Jahres 2004 waren die PM10-Messungen an diesem Standort schon durch 
den anlaufenden Baustellenbetrieb beeinflusst. 

Die Station Linden wird als Station im ländlichen Raum weiterbetrieben werden. 

Damit ist eine Übersicht über den Einsatz der Immissionsmessstationen in den nächsten Jahren 
gegeben. 

Die Zahl der Messstationen - auch bei einer Verzehnfachung der jetzigen Anzahl, wie es sind - 
reichen nicht aus, um flächendeckend oder zumindest an den Aufpunkten mit erwarteter 
erhöhter Belastung Informationen über die Immissionskonzentration zu bekommen. Aufgabe 
der Ausbreitungsrechnung ist es diese Informationslücke zu schließen. Die 
Immissionsmessstationen bekommen hierbei die Funktion, durch Vergleich der Rechnung mit 
der Messung die Qualität der Modellrechnung zu sichern. Mindestens ebenso wichtig wie 
Immissionsmessstationen sind daher für die Immissionsüberwachung aktuelle und vollständige 
Emissionskataster und qualifizierte Ausbreitungsmodelle. 



 Kapitel 8  

  88/150  

8 Zusammenfassung 
Ziel dieses Luftreinhalteplans ist eine dauerhafte Einhaltung der Immissionsgrenzwerte zum 
Schutz der menschlichen Gesundheit. Auch wenn dieses Ziel nicht kurzfristig erreichbar ist, so 
sind doch die Maßnahmen geeignet, nachhaltig zur Erreichung dieses Ziels beizutragen.  

Die Aufstellung eines Luftreinhalteplans für das Gebiet Lahn-Dill wurde durch eine bisher 
einmalige Überschreitung der zulässigen Anzahl an Tagesmittelwerten PM10 im Jahr 2003 in 
Wetzlar ausgelöst. Obwohl ein hoher Anteil an Feinstaub vor allem in Wetzlar nach den 
vorliegenden Berechnungen von außen in das Gebiet hereingetragen wird, konnten die 
ansonsten häufig kritischen Grenzwerte sowohl für Feinstaub als auch für Stickstoffdioxid in den 
letzten Jahren eingehalten werden.  

Ende 2005 wurde in Gießen (Westanlage) eine verkehrsbezogene Messstation eingerichtet. Bis 
Ende Februar 2006 wurden bereits 19 Überschreitungen des Tagesmittelwertes von PM10 
registriert. Da sich abzeichnete, dass der Immissionsgrenzwert für PM10 ggf. im Jahr 2006 in 
Gießen nicht eingehalten werden könnte, wurde die Stadt Gießen aufgefordert, im Rahmen der 
Luftreinhalteplanung ebenfalls Maßnahmen zur Reduzierung der Schadstoffbelastung zu 
festzulegen. Gleichzeitig erfolgten Modellrechnungen zur Abschätzung der Gesamtbelastung 
durch PM10 an 21 Straßenzügen in Gießen. Diese Erkenntnisse wurden zusammen mit den 
von der Stadt Gießen vorgeschlagenen Maßnahmen in den vorliegenden Entwurf des 
Luftreinhalteplans eingearbeitet. Mit Ablauf des Jahres 2006 hat sich die befürchtete 
Überschreitung des Feinstaubimmissionsgrenzwertes nicht bestätigt, dafür wurde aber der 
Jahresmittelwert incl. Toleranzmarge für NO2 überschritten. Nach den gesetzlichen Vorgaben 
hätte der Luftreinhalteplan 22 Monate nach Ablauf des Jahres, in dem die Überschreitung 
festgestellt wurde, aufgestellt bzw. in diesem Fall fortgeschrieben werden müssen. Um jedoch 
möglichst frühzeitig Maßnahmen zur Schadstoffverminderung umsetzen zu können und damit 
im Sinne des Schutzes der menschlichen Gesundheit zu handeln, wurde bewusst auf die 
Ausnutzung dieser Zeitspanne verzichtet und mit kleineren zeitlichen Verzögerungen die 
Situation in Gießen auch für Stickstoffdioxid untersucht und die Maßnahmen angepasst.  

So sollen nach den Planungen der Städte Gießen und Wetzlar nicht nur die 
Feinstaubkonzentration, die nur zu gut einem Drittel mit Maßnahmen vor Ort zu beeinflussen 
ist, sondern auch die Stickstoffdioxide durch die vorgeschlagenen Maßnahmen weiter verringert 
werden. Damit zeigt sich die Bedeutung und der Stellenwert, die der Luftreinhaltung 
beigemessen wird. Die geplanten Maßnahmen tragen insbesondere zur Reduzierung der 
Emissionen im Verkehrsbereich bei. Obwohl auch die Industrie einen nennenswerten Beitrag 
sowohl zur Feinstaub- als auch zur NO2- Konzentration beiträgt, werden diesbezügliche 
Maßnahmen nicht im Rahmen der Luftreinhalteplanung verfolgt.  

Der Grund dafür liegt in den Vorgaben der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft, der 
ersten Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), die im Jahr 
2002 an die Vorgaben / Grenzwerte der EU-Richtlinien zur Luftreinhaltung angepasst wurden 
[7]. Die dort für genehmigungsbedürftige Anlagen festgesetzten Grenzwerte entsprechen dem 
Stand der Technik und sind spätestens Ende Oktober 2007 von der Industrie einzuhalten. Der 
Staubgrenzwert wurde danach um 60 % auf maximal 20 mg/m³, die NO2-Emissionsgrenzwerte 
um 30 % auf max. 350 mg/m³, anlagentypspezifisch sogar noch deutlich darunter, gesenkt. 
Mittels nachträglicher Anordnungen nach § 17 BImSchG [6] werden diese Vorgaben von den 
Abteilungen Umwelt der Regierungspräsidien umgesetzt. Insofern ist davon auszugehen, dass 
auch die Industrie ihren Beitrag zur Verminderung des Feinstaubausstoßes leistet. Eine 
Bewertung der Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen wird nach Abgabe der 
Emissionserklärung für das Jahr 2008 möglich sein.  

Die von den beiden Städten Gießen und Wetzlar geplanten Maßnahmen im Verkehrsbereich 
setzen vor allem an der Quelle der Emissionen an. Durch Verbesserung / Verminderung des 
Schadstoffausstoßes wird der für einen Luftreinhaltplan gesetzlich geforderten dauerhaften 
Verminderung der Immissionsbelastung entsprochen, die allein mit Verkehrsverlagerungen 



 Kapitel 8  

  89/150  

nicht erzielt werden kann. Dazu zählt nicht nur die Verbesserung der Technik durch den Einbau 
von Partikelfilter oder die Umstellung auf insgesamt schadstoffärmere Fahrzeuge (Erdgas), 
sondern auch die Optimierung des Verkehrsflusses, um Verkehrsituationen mit hohen 
Emissionen wie z. B. Rückstaus, „Stop and Go“ u. ä. zu vermeiden.  

Umgehungsstraßen oder Verkehrsverlagerungen in unproblematische Bereiche können zwar 
dazu beitragen, die Spitzenkonzentrationen in hoch belasteten Straßenzügen zu senken, durch 
die Verlagerung selbst können aber keine Emissionen eingespart werden.  

Die Vermeidung von Verkehrsemissionen durch Ausbau eines umweltgerechten öffentlichen 
Nahverkehrsnetzes trägt naturgemäß in noch viel höherem Maße zur Entlastung bei. Hierbei 
werden nicht nur die Abgasemissionen pro Person deutlich verringert, es entfallen auch die 
nicht ganz unerheblichen Anteile wie Abrieb und Aufwirbelung, die immerhin ca. 60 % der 
verkehrsspezifischen Emissionen ausmachen. Die vorgesehene Attraktivitätssteigerung ist eine 
ganz entscheidende Maßnahme, da nur ein gutes Angebot an Bus-/Bahnverbindungen zum 
Verzicht auf die Nutzung des Privat-Pkw beitragen kann.  

Die Wirksamkeit der einzelnen Maßnahmen wurde versucht qualitativ zu bewerten; eine 
quantitative Aussage über die Höhe der Einsparungen ist nicht möglich. Dazu fließen zu viele 
verschiedene Faktoren ein, die derzeit noch nicht vollständig abgeschätzt werden können.  

Die meisten der aufgenommenen Maßnahmen sollen in einem Zeithorizont bis 2011 umgesetzt 
werden, was sich angesichts der erforderlichen Planungen und Investitionen als ein sehr 
anspruchsvoller Zeitplan darstellt. Aber gerade in Anbetracht der Stickstoffdioxidbelastung in 
Gießen ist eine frühzeitige Einleitung von Maßnahmen hilfreich, um sich dem im Jahr 2010 
wirksam werdenden Immissionsgrenzwert für NO2 zumindest annähern zu können.  
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Anhang A: Daten zu den Gemeinden 
und Städten im Lahn-Dill-Gebiet 
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Kommune/Gebiet Fläche 
[km²] Einwohner Zu- bzw. Abnahme 

gegenüber Vorjahr 
Einwohner je 

km² 
Allendorf (Lumda) 22,01 4.191 28 190 
Aßlar 43,57 14.023 113 322 
Biebertal 43,92 10.411 -18 237 
Bischoffen 35,37 3.500 -8 99 
Braunfels 47,29 11.450 -14 242 
Breitscheid 31,75 5.081 54 160 
Buseck 38,67 13.315 16 344 
Dietzhölztal 37,45 6.336 -90 169 
Dillenburg 83,88 24.533 -148 292 
Driedorf 47,55 5.235 -11 110 
Ehringshausen 45,43 9.430 -40 208 
Eschenburg 45,76 10.748 -20 235 
Fernwald 21,57 6.670 34 309 
Gießen 72,56 73.648 -353 1.015 
Greifenstein 67,42 7.390 -87 110 
Grünberg 89,25 14.194 -83 159 
Haiger 106,67 19.959 -232 187 
Herborn 63,82 21.158 -56 332 
Heuchelheim 10,57 7.587 38 717 
Hohenahr 45,67 5.097 42 112 
Hungen 86,75 12.924 39 149 
Hüttenberg 40,74 10.434 45 256 
Lahnau 23,93 8.313 -79 347 
Langgöns 52,54 12.148 -54 231 
Laubach 97,01 10.391 111 107 
Leun 28,66 6.035 -44 211 
Lich 77,63 13.534 62 174 
Linden 22,77 12.339 -18 542 
Lollar 21,90 10.169 6 465 
Mittenaar 35,17 5.050 -5 144 
Pohlheim 38,00 17.830 171 469 
Rabenau 43,30 5.408 -10 125 
Reiskirchen 44,99 10.836 109 241 
Schöffengrund 34,11 6.445 13 189 
Siegbach 29,08 2.949 -5 101 
Sinn 18,72 6.630 -9 354 
Solms 34,05 13.893 -43 408 
Staufenberg 28,11 8.220 57 292 
Waldsolms 44,75 5.172 -58 116 
Wettenberg 42,97 12.431 23 289 
Wetzlar 75,67 52.545 -139 694 
Lahn-Dill-Gebiet 1.873,74 517.652 -663 276 
Hessen 21.114,96 6.097.765 8.337 289 
 

Tabelle 24: Einwohnerzahlen der Städte und Gemeinden im Gebiet Lahn-Dill 
(Stichtag: 31. Dezember 2004) 
Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt [27] 
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Kommune/ 
Gebiet 

Beschäftigte 
Arbeitnehmer 

(= 100 %) 

Land- und 
Forst-

wirtschaft, 
Fischerei 

Produzie-
rendes 

Gewerbe 

Handel, 
Gastgewerb

e und 
Verkehr 

Finanzierung, 
Vermietung u. 

Unternehmens-
dienstleister 

öffentliche 
und private 

Dienstleister 

Allendorf (Lumda) 390 0,00 % 32,82 % 17,18 % 0,00 % 35,13 % 
Aßlar 3.769 0,69 % 65,43 % 13,56 % 8,04 % 12,28 % 
Biebertal 1.215 3,29 % 44,69 % 21,40 % 8,97 % 21,65 % 
Bischoffen 583 1,03 % 39,28 % 39,62 % 6,69 % 13,38 % 
Braunfels 1.500 1,00 % 16,40 % 20,13 % 14,27 % 48,20 % 
Breitscheid 973 2,88 % 55,09 % 24,15 % 1,75 % 16,14 % 
Buseck 2.796 0,86 % 34,08 % 40,24 % 3,76 % 21,07 % 
Dietzhölztal 2.277 1,01 % 72,60 % 9,79 % 3,16 % 13,44 % 
Dillenburg 9.969 0,42 % 49,99 % 14,02 % 9,60 % 25,96 % 
Driedorf 1.684 1,07 % 66,98 % 6,06 % 17,58 % 8,31 % 
Ehringshausen 3.092 0,36 % 55,05 % 21,60 % 9,90 % 13,10 % 
Eschenburg 2.684 0,97 % 70,08 % 11,92 % 2,83 % 14,20 % 
Fernwald 2.098 1,10 % 45,42 % 31,70 % 8,87 % 12,92 % 
Gießen 43.269 0,22 % 16,33 % 21,50 % 15,51 % 46,44 % 
Greifenstein 1.033 0,58 % 43,08 % 20,23 % 4,55 % 31,56 % 
Grünberg 2.701 0,41 % 38,21 % 27,77 % 8,66 % 24,95 % 
Haiger 7.676 0,34 % 57,58 % 23,29 % 10,19 % 8,60 % 
Herborn 8.149 0,39 % 47,87 % 22,32 % 6,50 % 22,91 % 
Heuchelheim 3.453 0,29 % 76,54 % 7,10 % 10,11 % 5,97 % 
Hohenahr 527 5,88 % 33,02 % 23,15 % 8,92 % 29,03 % 
Hungen 3.105 1,22 % 35,30 % 47,12 % 5,89 % 10,47 % 
Hüttenberg 1.163 2,41 % 43,68 % 23,73 % 10,32 % 19,86 % 
Lahnau 1.670 1,98 % 69,94 % 9,58 % 7,13 % 11,38 % 
Langgöns 2.688 2,01 % 36,90 % 42,49 % 4,99 % 13,62 % 
Laubach 1.782 1,07 % 53,14 % 17,12 % 8,59 % 20,09 % 
Leun 809 0,99 % 36,22 % 23,11 % 4,33 % 35,35 % 
Lich 3.088 1,13 % 35,14 % 20,40 % 10,40 % 32,93 % 
Linden 3.814 0,47 % 10,54 % 55,03 % 18,22 % 15,73 % 
Lollar 3.322 0,54 % 55,30 % 24,11 % 2,32 % 17,73 % 
Mittenaar 849 1,06 % 61,60 % 23,44 % 4,71 % 9,19 % 
Pohlheim 2.457 0,45 % 21,29 % 25,32 % 7,24 % 45,71 % 
Rabenau 454 8,81 % 32,60 % 25,77 % 4,41 % 28,41 % 
Reiskirchen 2.407 0,00 % 54,22 % 23,06 % 0,00 % 15,33 % 
Schöffengrund 600 0,83 % 46,50 % 27,33 % 7,17 % 18,17 % 
Siegbach 189 0,00 % 50,26 % 13,76 % 0,00 % 25,93 % 
Sinn 1.637 0,00 % 64,94 % 15,21 % 0,00 % 14,54 % 
Solms 2.741 1,68 % 49,80 % 19,48 % 8,87 % 20,18 % 
Staufenberg 938 0,75 % 35,50 % 32,20 % 9,59 % 21,96 % 
Waldsolms 577 0,00 % 38,30 % 17,85 % 0,00 % 26,17 % 
Wettenberg 2.447 1,76 % 27,99 % 35,59 % 19,37 % 15,28 % 
Wetzlar 24.898 0,14 % 36,78 % 21,63 % 10,84 % 30,60 % 
Lahn-Dill-Gebiet 161.473 0,58 % 37,84 % 22,62 % 10,53 % 28,14 % 
Hessen 2.112.654 0,63 % 28,51 % 25,16 % 21,65 % 24,06 % 

Tabelle 25: Anzahl der sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer und deren 
Verteilung auf die verschiedenen Wirtschaftsbereiche am 30.6.2004  
Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt [27] 
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Kommune/ 
Gebiet 

Summe Kfz-Verkehr 
(2000) 

Gebäudeheizung 
(2000) 

Industrie 
(2004) 

Allendorf (Lumda) 3,92 t/a 17 % 20 % 63 % 
Aßlar 22,5 t/a 84 % 9,3 % 6,7 % 
Biebertal 2,90 t/a 58 % 42 % - 
Bischoffen 1,87 t/a 57 % 43 % - 
Braunfels 11,3 t/a 23 % 12 % 66 % 
Breitscheid 18,4 t/a 6,5 % 17 % 77 % 
Buseck 12,8 t/a 68 % 11 % 21 % 
Dietzhölztal 4,66 t/a 22 % 78 % - 
Dillenburg 47,3 t/a 34 % 16 % 50 % 
Driedorf 6,05 t/a 37 % 63 % - 
Ehringshausen 26,0 t/a 44 % 23 % 33 % 
Eschenburg 10,9 t/a 26 % 37 % 37 % 
Fernwald 6,76 t/a 91 % 9,3 % - 
Gießen 51,3 t/a 57 % 20 % 23 % 
Greifenstein 11,6 t/a 21 % 24 % 55 % 
Grünberg 16,8 t/a 87 % 13 % - 
Haiger 49,4 t/a 61 % 17 % 22 % 
Herborn 33 t/a 66 % 11 % 22 % 
Heuchelheim 7,95 t/a 11 % 7,8 % 81 % 
Hohenahr 2,10 t/a 58 % 42 % - 
Hungen 5,46 t/a 53 % 46 % 0,67 % 
Hüttenberg 3,08 t/a 64 % 36 % - 
Lahnau 5,95 t/a 84 % 13 % 2,7 % 
Langgöns 13,5 t/a 80 % 8,9 % 11 % 
Laubach 28,2 t/a 10 % 14 % 76 % 
Leun 12,7 t/a 28 % 10 % 61 % 
Lich 6,54 t/a 62 % 38 % 0,026 % 
Linden 22,1 t/a 94 % 3,9 % 2 % 
Lollar 12,0 t/a 24 % 17 % 59 % 
Mittenaar 16,7 t/a 9,8 % 5,6 % 85 % 
Pohlheim 20,5 t/a 92 % 8,1 % - 
Rabenau 2,35 t/a 50 % 50 % - 
Reiskirchen 18,1 t/a 81 % 8,8 % 10 % 
Schöffengrund 2,21 t/a 45 % 55 % - 
Siegbach 1,70 t/a 40 % 60 % - 
Sinn 12,3 t/a 72 % 17 % 11 % 
Solms 7,78 t/a 60 % 30 % 9,8 % 
Staufenberg 9,69 t/a 26 % 9,8 % 64 % 
Waldsolms 1,71 t/a 55 % 45 % 0,11 % 
Wettenberg 4,19 t/a 82 % 18 % - 
Wetzlar 114 t/a 28 % 3,2 % 69 % 
Lahn-Dill-Gebiet 668 t/a 48 % 15 % 37 % 
Hessen 5.530 t/a 52 % 20 % 28 % 

Tabelle 26: Prozentuale Verteilung der Emissionen von PM10, aufgeschlüsselt nach 
Gemeinden 
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Kommune/Gebiet Summe Kfz-Verkehr 
(2000) 

Gebäudeheizung 
(2000) 

Industrie 
(2004) 

Allendorf (Lumda) 24,0 t/a 69 % 30 % 0,98 % 
Aßlar 500 t/a 91 % 5,8 % 3,3 % 
Biebertal 63,0 t/a 69 % 31 % - 
Bischoffen 34,8 t/a 81 % 19 % - 
Braunfels 98,1 t/a 65 % 25 % 9,3 % 
Breitscheid 47,7 t/a 63 % 25 % 13 % 
Buseck 250 t/a 90 % 10 % - 
Dietzhölztal 47,6 t/a 53 % 42 % 5,5 % 
Dillenburg 730 t/a 56 % 7,3 % 37 % 
Driedorf 70,2 t/a 80 % 20 % - 
Ehringshausen 310 t/a 92 % 7,6 % < 0,01 % 
Eschenburg 96,5 t/a 76 % 24 % 0,012 % 
Fernwald 177 t/a 93 % 7,3 % - 
Gießen 1.120 t/a 71 % 13 % 15 % 
Greifenstein 76,3 t/a 82 % 18 % - 
Grünberg 393 t/a 93 % 7,4 % - 
Haiger 822 t/a 92 % 5,4 % 2,6 % 
Herborn 616 t/a 91 % 7,7 % 1,5 % 
Heuchelheim 49,6 t/a 50 % 33 % 17 % 
Hohenahr 39,8 t/a 80 % 20 % - 
Hungen 112 t/a 71 % 24 % 5,9 % 
Hüttenberg 72,7 t/a 71 % 29 % - 
Lahnau 152 t/a 87 % 12 % 1,0 % 
Langgöns 271 t/a 91 % 9,4 % - 
Laubach 122 t/a 62 % 19 % 19 % 
Leun 105 t/a 89 % 10 % 0,81 % 
Lich 151 t/a 73 % 17 % 9,4 % 
Linden 526 t/a 95 % 4,9 % - 
Lollar 102 t/a 77 % 23 % - 
Mittenaar 109 t/a 38 % 8,5 % 54 % 
Pohlheim 483 t/a 94 % 6,4 % - 
Rabenau 39,3 t/a 74 % 26 % - 
Reiskirchen 375 t/a 94 % 5,3 % 0,93 % 
Schöffengrund 39,4 t/a 67 % 33 % - 
Siegbach 21,3 t/a 77 % 23 % - 
Sinn 237 t/a 94 % 5,9 % 0,17 % 
Solms 148 t/a 81 % 19 % - 
Staufenberg 217 t/a 30 % 6,5 % 63 % 
Waldsolms 32,8 t/a 72 % 28 % 0,56 % 
Wettenberg 118 t/a 79 % 21 % - 
Wetzlar 2.200 t/a 35 % 4,6 % 60 % 
Lahn-Dill-Gebiet 11.200 t/a 72 % 9,5 % 19 % 
Hessen 101.000 t/a 72 % 12 % 16 % 

Tabelle 27: Prozentuale Verteilung der Emissionen von NOx, aufgeschlüsselt nach 
Gemeinden (angegeben als NO2) 
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Anhang B: Mittlere Wochengänge für 
verschiedene Komponenten 
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Abbildung 38: Mittlere Wochengänge von PM10 für den Auswertezeitraum von 2000 bis 
2006, getrennt nach Sommer und Winter 
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Abbildung 39: Mittlere Wochengänge von NO für den Auswertezeitraum von 2000 bis 
2006, getrennt nach Sommer und Winter 
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Abbildung 40: Mittlere Wochengänge von NO2 für den Auswertezeitraum von 2000 bis 
2006, getrennt nach Sommer und Winter 
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Anhang C: Beschreibung der 
Luftmessstationen 
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Luftmessstation Dillenburg 

 

Beschreibung: 
Gebiet: Lahn-Dill 
Standortcharakter: Stadtstation 
EU-Code: DEHE029 
Gemeinde: Dillenburg 
Straße: Konrad-Adenauer-Allee 
Rechtswert: 3449513 
Hochwert: 5622994 
Längengrad: 8°17'05'' 
Breitengrad: 50°44'29'' 
Höhe über NN: 230 m 
Lage: Tal 
Messzeitraum: 1988 - 2004 

Geräteausstattung: 
Komponente seit Messprinzip 
Schwefeldioxid 1988 UV-Fluoreszenz 
Kohlenmonoxid - - 
Stickstoffmonoxid/Stickstoffdioxid 1988 Chemolumineszenz 
Kohlenwasserstoffe ohne Methan - - 
Benzol, Toluol, m-/p-Toluol - - 
Ozon 1988 UV-Absorption 
Feinstaub PM10 2000 ß-Absorbtion 
Windrichtung/Windgeschwindigkeit 1988 Ultraschallmessstrecken 
Temperatur/relative Luftfeuchte 1988 Haarharfe S“ / Pt 100 
Luftdruck - - 
Globalsstrahlung - - 
Niederschlag - - 
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Luftmessstation Gießen 

 

Beschreibung: 
Gebiet: Lahn-Dill 
Standortcharakter: Stadtstation 
EU-Code: DEHE010 
Gemeinde: Gießen 
Straße: Oswaldsgarten 
Rechtswert: 3476750 
Hochwert: 5605875 
Längengrad: 8°40’18“ 
Breitengrad: 50°35’22“ 
Höhe über NN: 169 m 
Lage: Ebene 
Messzeitraum: 1980 - 2004 

Geräteausstattung: 
Komponente seit Messprinzip 
Schwefeldioxid 1981 UV-Fluoreszenz 
Kohlenmonoxid 1981 IR-Absorption 
Stickstoffmonoxid/Stickstoffdioxid 1981 Chemolumineszenz 
Kohlenwasserstoffe ohne Methan - - 
Benzol, Toluol, m-/p-Toluol - - 
Ozon 1984 UV-Absorption 
Feinstaub PM10 2000 ß-Absorbtion 
Windrichtung/Windgeschwindigkeit 1990 Ultraschallmessstrecken 
Temperatur/relative Luftfeuchte 1990 Haarharfe S“ / Pt 100 
Luftdruck - Aneroid-Dosensatz 
Globalsstrahlung - Thermospannung 
Niederschlag - - 
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Luftmessstation Gießen-Westanlage 

 

Beschreibung: 
Gebiet: Lahn-Dill 
Standortcharakter: Verkekrsstation 
EU-Code: DEHE061 
Gemeinde: Gießen 
Straße: Westanlage 26 
Rechtswert: 3476604 
Hochwert: 5605429 
Längengrad: 8°40’11“ 
Breitengrad: 50°35’7“ 
Höhe über NN: 171 m 
Lage: Ebene 
Messzeitraum: seit 01.01.2006 

Geräteausstattung: 
Komponente seit Messprinzip 
Schwefeldioxid - - 
Kohlenmonoxid 2006 IR-Absorption 
Stickstoffmonoxid/Stickstoffdioxid 2006 Chemolumineszenz 
Kohlenwasserstoffe ohne Methan - - 
Benzol, Toluol, m-/p-Toluol - - 
Ozon - - 
Feinstaub PM10 2006 ß-Absorbtion 
Windrichtung/Windgeschwindigkeit - - 
Temperatur/relative Luftfeuchte - - 
Luftdruck - - 
Globalsstrahlung - - 
Niederschlag - - 
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Luftmessstation Linden 

 

Beschreibung: 
Gebiet: Lahn-Dill 
Standortcharakter: ländlicher Raum 
EU-Code: DEHE042 
Gemeinde: Linden 
Straße: Steinweg 
Rechtswert:  3477779 
Hochwert: 5599695 
Längengrad: 8°41’13“ 
Breitengrad: 50°32’02“ 
Höhe über NN: 173 m 
Lage: Ebene 
Messbeginn: 1995 

Geräteausstattung: 
Komponente seit Messprinzip 
Schwefeldioxid 1995 UV-Fluoreszenz 
Kohlenmonoxid 1995 IR-Absorption 
Stickstoffmonoxid/Stickstoffdioxid 1995 Chemolumineszenz 
Kohlenwasserstoffe ohne Methan - - 
Benzol, Toluol, m-/p-Toluol - - 
Ozon 1995 UV-Absorption 
Feinstaub PM10 - - 
Windrichtung/Windgeschwindigkeit 1996 Ultraschallmessstrecken 
Temperatur/relative Luftfeuchte 1996 Haarharfe S“ / Pt 100 
Luftdruck - - 
Globalsstrahlung 1999 Thermospannung 
Niederschlag: - - 
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Luftmessstation Wetzlar 

 

Die Linie AB in der Karte stellt den Verlauf des 
Geländeschnitts in der Abbildung 7 auf Seite 16 
dar. 

Beschreibung: 
Gebiet: Lahn-Dill 
Standortcharakter. Stadtstation 
EU-Code: DEHE020 
Gemeinde:  Wetzlar 
Straße:  Hermannsteiner Straße 
Rechtswert:  3464695 
Hochwert:  5603641 
Längengrad:  8°30’06“ 
Breitengrad:  50°33’07“ 
Höhe über NN:  150 m 
Lage: Tal 
Messbeginn:  1979 

Sonstige Angaben: bis 03.01.1995 Stadtwerke, 13.02.1995-03.06.2003 
Spinnereistraße 

Geräteausstattung: 
Komponente seit Messprinzip 
Schwefeldioxid 1979 UV-Fluoreszenz 
Kohlenmonoxid 1979 IR-Absorption 
Stickstoffmonoxid/Stickstoffdioxid 1979 Chemolumineszenz 
Kohlenwasserstoffe ohne Methan - - 
Benzol, Toluol, m-/p-Toluol - - 
Ozon 1992 UV-Absorption 
Feinstaub PM10 2000 ß-Absorbtion 
Windrichtung/Windgeschwindigkeit 1982 Ultraschallmessstrecken 
Temperatur/relative Luftfeuchte 1981 Haarharfe S“ / Pt 100 
Luftdruck 1983 Aneroid-Dosensatz 
Globalsstrahlung 1990 Thermospannung 
Niederschlag 2003 Tropfersystem 
 



 

108/150  

Anhang D: Abkürzungsverzeichnis 
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µg/m³ Mikrogramm (1 millionstel Gramm) pro m³; 10-6 g/m³ 

µm Mikrometer = 1 millionstel Meter 

Abl EWG Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

BImSchV Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

BGA Bundesgesundheitsamt 

BGBl Bundesgesetzblatt 

BlmSchG Bundes-Immissionsschutzgesetz 

BlmSchVwV Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 

BTX Benzol, Toluol, Xylol 

CO Kohlenmonoxid 

CPB Canyon-Plume-Box-ModeIl 

DIN Deutsches Institut für Normung 

DTV Durchschnittliche tägliche Verkehrsmenge an einem Werktag 

DWD Deutscher Wetterdienst 

EDV Elektronische Datenverarbeitung 

EG/EU Europäische Gemeinschaften/Europäische Union 

EPA Environmental Protection Agency (Umweltbehörde der USA) 

GfA Gesellschaft für Arbeitsplatz- und Umweltanalytik 

GMBl Gemeinsames Ministerialblatt  

GVBl Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 

HMULV Hessisches Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz 

Kfz Kraftfahrzeug 

LAI Länderausschuss für Immissionsschutz 

LRP Luftreinhalteplan 

lNfz leichte Nutzfahrzeuge 

mg/m³ Milligramm (1 tausendstel Gramm) pro m³; 10-³ g/m³ 

MIV Motorisierter Individualverkehr 

Nfz Nutzfahrzeug 

NH3 Ammoniak 

NH4
+ Ammonium 

NO Stickstoffmonoxid 

NO2 Stickstoffdioxid 

NO3
- Nitrat 
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NOX Stickstoffoxide 

NVV Nordhessischer Verkehrsverbund 

O3 Ozon 

ÖPNV Öffentlicher Personen-Nahverkehr 

Pb Blei 

Pkw Personenkraftwagen 

PM Particulate matter (Feinstaub) 

PM10 Partikel, die einen größenselektierenden Lufteinlass passieren, der für einen 
aerodynamischen Durchmesser von 10 µm eine Abscheidewirksamkeit von 50 % 
aufweist [2] 

ppb parts per billion (Verhältnis 1:109) 

ppm parts per million (Verhältnis 1:106) 

RCG REM-GALGRID 

RP Regierungspräsidium 

SmogV Smog-Verordnung 

SO2 Schwefeldioxid 

t/a Tonnen (eintausend Kilogramm) pro Jahr 

TA Luft Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft 

TÜV Technischer Überwachungsverein 

UBA Umweltbundesamt 

UMK Umweltministerkonferenz 

VDI Verein Deutscher Ingenieure 

WHO Weltgesundheitsorganisation 

ZRK Zweckverband Raum Kassel 
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Zusammenfassung der Gründe und Erwägungen für 
die Entscheidung zur Berücksichtigung von 
Anregungen und Bedenken aus der 
Öffentlichkeitsbeteiligung 
 

Entsprechend den Vorgaben des § 47 Abs. 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) war 
aufgrund der im Jahr 2003 festgestellten Immissionswertüberschreitungen für Feinstaub in 
Wetzlar sowie der 2006 festgestellten Immissionswertüberschreitungen für Stickstoffdioxid in 
Gießen ein Luftreinhalteplan für das Gebiet Lahn-Dill aufzustellen.  

Zuständige Behörde für die Aufstellung des Plans ist nach der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten nach dem BImSchG das Hessische Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz (HMULV). 

Mit dem Planentwurf wurde gemäß § 47 Abs. 5a BImSchG die Öffentlichkeit beteiligt. Die 
Bekanntmachung des Entwurfs für den Luftreinhalteplan für das Gebiet Lahn-Dill im 
Staatsanzeiger für das Land Hessen erfolgte am 21. Mai 2007 (StAnz. 21/2007, S 1026). In der 
Zeit vom 29. Mai 2007 bis zum 29. Juni 2007 wurde der Planentwurf für die Dauer eines Monats 
in folgenden Städten und Gemeinden des Gebiets Lahn-Dill zur Einsicht ausgelegt: 

A Allendorf (Lumda) L Lahnau 
 Aßlar  Langgöns 
   Laubach 
B Biebertal  Leun 
 Bischoffen  Lich 
 Braunfels  Linden 
 Breitscheid  Lollar 
 Buseck 
  M Mittenaar 
D Dietzhölztal 
 Dillenburg P Pohlheim 
 Driedorf 
  R Rabenau 
E Ehringshausen  Reiskirchen 
 Eschenburg 
  S Schöffengrund 
F Fernwald  Siegbach 
   Sinn 
G Gießen  Solms 
 Greifenstein  Staufenberg 
 Grünberg 
  W Waldsolms 
H Haiger  Wettenberg 
 Herborn  Wetzlar 
 Heuchelheim   
 Hohenahr 
 Hungen 
 Hüttenberg 
 
Mit einer Pressemitteilung des HMULV zum Entwurf des Luftreinhalteplans am 24. Mai 2007 
wurde darüber hinaus der Planentwurf auf den Internetseiten des HMULV und des Hessischen 
Landesamtes für Umwelt und Geologie (HLUG) zum Herunterladen zur Verfügung gestellt.  
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In der Zeit zwischen dem 29. Mai und bis einschließlich 13. Juli 2007 bestand die Möglichkeit, 
Bedenken und Anregungen an die zuständige Behörde zu richten.  

Die während dieser Zeit fristgerecht eingereichten Einwendungen wurden den bei der 
Aufstellung des Planentwurfs beteiligten Behörden und Vertretern der Städte Wetzlar und 
Gießen zur Stellungnahme übersandt.  

Soweit die Hinweise und Anregungen bei der Darstellung und der Maßnahmenfestlegung 
berücksichtigt werden konnten, wurde der Luftreinhalteplan entsprechend geändert. Auf 
Bedenken, die nicht zu einer Änderung oder Ergänzung des Luftreinhalteplans geführt haben,  
wird im Folgenden im Einzelnen eingegangen, wobei die Punkte thematisch zusammengefasst 
wurden. Dazu gehören: 

 

1 Grundlagen des Luftreinhalteplanes 6 

1.1 Begriffsbestimmungen 6 

1.2 Aufgabenstellung 6 

1.3 Rechtsgrundlage 7 

1.4 Festlegung und Abgrenzung des Gebietes 8 

1.5 Auslösende Kriterien für die Erstellung des Planes 9 

1.6 Bearbeitung des Luftreinhalteplanes 14 

2 Charakteristik des Gebietes Lahn-Dill 15 

2.1 Naturräumliche und orographische Gliederung 15 

2.2 Charakterisierung des Klimas 16 

2.3 Siedlungsstruktur, Flächennutzung und Wirtschaftsstruktur 17 
2.3.1 Einwohnerdichte und Arbeitsplätze 17 
2.3.2 Flächennutzung und Wirtschaftsstruktur 18 
2.3.3 Verkehrsstruktur 19 

3 Art und Beurteilung der Verschmutzung 22 

3.1 Belastungssituation bei PM10 22 

3.2 Belastungssituation bei NO2 25 

3.3 Bewertung der Belastungssituation 28 

3.4 Betroffenheit der Bevölkerung 29 
3.4.1 Betroffene Bevölkerung in Wetzlar 29 
3.4.2 Betroffene Bevölkerung in Gießen 31 

3.5 Weitere Ergebnisse der Immissionsüberwachung 33 

4 Ursachen der Immissionsbelastung 35 

4.1 Die Emissionsstruktur im Lahn-Dill-Gebiet 35 
4.1.1 Emissionsstrukturen von PM10 35 
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4.1.2 Emissionsstrukturen von NOx 37 

4.2 Emittentenbezogene Ursachenanalyse für PM10 und NOx 38 
4.2.1 Analyse der Industrie-Emissionen 38 
4.2.2 Analyse der Gebäudeheizungs-Emissionen 39 
4.2.3 Analyse der Verkehrs-Emissionen 39 

4.3 Analyse auf Basis der Immissionsmessungen 42 
4.3.1 Auswertung der PM10-Messdaten 42 
4.3.2 Auswertung der Messdaten von NO und NO2 43 

5 Ursachenanalyse durch Ausbreitungsrechnungen 45 

5.1 Ausbreitungsrechnung für Wetzlar 45 
5.1.1 Aufgabenstellung für die Ausbreitungsrechnung 45 
5.1.2 Modellkonzept und verwendetes Rechenmodell 46 
5.1.3 Die Hintergrundbelastung im Untersuchungsraum Wetzlar 47 
5.1.4 Immissionsbelastung in Hauptverkehrstraßen mit Randbebauung 51 
5.1.5 Idealisierte Planungsbeispiele 56 

5.2 Ausbreitungsrechnung für Gießen 60 
5.2.1 Aufgabenstellung für die Ausbreitungsrechnung 60 
5.2.2 Modellkonzept und verwendetes Rechenmodell 61 
5.2.3 Die Hintergrundbelastung in Gießen 61 
5.2.4 Immissionsbelastung in Hauptverkehrsstraßen mit Randbebauung 61 

6 Angaben zu bereits durchgeführten Maßnahmen 64 

6.1 Maßnahmen zur Emissionsminderung 64 
6.1.1 Maßnahmen zur Emissionsminderung bei der Emittentengruppe Industrie 65 
6.1.2 Maßnahmen bei der Emittentengruppe Gebäudeheizung 65 
6.1.3 Maßnahmen bei der Emittentengruppe Kfz-Verkehr 66 

6.2 Entwicklung der Immissionsbelastung im Zeitraum von 1981 bis 2006 67 
6.2.1 Entwicklung der PM10-Belastung 67 
6.2.2 Entwicklung der NO2-Belastung 69 

6.3 Bewertung der Trendkurven 71 

7 Angaben zu den geplanten oder langfristig angestrebten Maßnahmen und 
Vorhaben 72 

7.1 Allgemeines 72 

7.2 Regionalplanerische Vorgaben 72 

7.3 Maßnahmen der Kommunen 75 
7.3.1 Wetzlar 75 
7.3.2 Gießen 83 

7.4 Effektivitätskontrolle durch begleitende Immissionsmessprogramme 87 

8 Zusammenfassung 88 
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1. Mangelnde Öffentlichkeitsbeteiligung 
1.1 Gesetzlich vorgegebene Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Aufstellung von Luftreinhalteplänen ist in § 47 Abs. 5a 
BImSchG geregelt. Diese Regelung wurde aufgrund der Richtlinie 2003/35/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die Beteiligung bei der 
Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme und zur Änderung der 
Richtlinien 85/337/EG und 96/61/EG des Rates in Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und 
den Zugang zu Gerichten in deutsches Recht umgesetzt und entspricht den Vorgaben des 
Artikels 2 „Öffentlichkeitsbeteiligung bei Plänen und Programmen“.  

Die Zuständigkeit für die Planaufstellung in Hessen liegt beim Hessischen Ministerium für 
Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz (HMULV). Neben der vorgeschriebenen 
öffentlichen Bekanntmachung im Staatsanzeiger für das Land Hessen als amtlichem 
Veröffentlichungsblatt wurde darüber hinaus die Information noch in einer Pressemitteilung des 
HMULV verbreitet. Der Planentwurf konnte in allen der zum Gebiet Lahn-Dill gehörenden 
Kommunen sowie auf den Internetseiten des HMULV und des HLUG eingesehen bzw. 
heruntergeladen werden. Insofern ist den gesetzlichen Vorgaben zur Öffentlichkeitsbeteiligung 
in vollem Umfang entsprochen worden.  

 

1.2 Allgemeine Öffentlichkeitsarbeit 

Eine aktive Öffentlichkeitsarbeit der von Luftreinhalte- oder Aktionsplänen betroffenen 
Kommunen ist nicht zwingend vorgeschrieben.  

Im Falle des Luftreinhalteplans für das Gebiet Lahn-Dill wurden teilweise von den Kommunen 
des Gebiets entsprechende Hinweise auf den vorliegenden Entwurf in ihren amtlichen 
Veröffentlichungsblättern aufgenommen. Dass es nicht in allen Kommunen zu weiteren 
Pressemitteilungen oder Hinweisen kam, hängt auch damit zusammen, dass nur zwei der 41 
Gemeinden des Gebiets Lahn-Dill von den Maßnahmen des Luftreinhalteplans betroffen sind. 
Die beiden davon betroffenen Städte Gießen und Wetzlar haben zur Information ihrer Bürger 
öffentliche Veranstaltungen zum Thema Luftreinhalteplan durchgeführt.  

In Gießen wurde am 14. Februar 2007 im Rahmen des Umweltforums der Justus-Universität 
Gießen in einer Veranstaltung „Viel (Fein-)Staub um Nichts“ Vorträge mit allgemeinen 
Informationen zum Luftschadstoff Feinstaub, zum Vorgehen der Landesregierung bzgl. der 
Aufstellung von Luftreinhalte- und Aktionsplänen, als auch zu den konkreten Maßnahmen der 
Stadt Gießen gehalten. Die sich daran anschließende Podiumsdiskussion bot die Möglichkeit, 
einzelne Punkte nochmals vertieft zu betrachten. 

In Wetzlar fand am 13. Juni 2007 eine öffentliche Informationsveranstaltung zum Thema 
Luftreinhalteplan Lahn-Dill statt, in der die interessierte Öffentlichkeit Fragen zum 
Luftreinhalteplan und den geplanten Maßnahmen stellen konnte. 

Die darüber hinaus vorgeschlagene aktive Unterrichtung der Öffentlichkeit z.B. durch Aushang 
bei Grenzwertüberschreitungen an den jeweiligen Rathäusern oder Hinweise an die 
Bevölkerung zum persönlichen Verhalten bei hohen Schadstoffkonzentrationen sind in dieser 
Weise wenig praktikabel und erreichen deutlich weniger Bürger, als die bereits seit langem 
erfolgende Information über die aktuellen Luftschadstoffwerte durch das Hessisches Landesamt 
für Umwelt und Geologie (HLUG).  

Unter dem Punkt „Messwerte, Luft“ sind auf der Internetseite des HLUG (www.hlug.de) jederzeit 
die aktuellen Messwerte aller hessischen Luftmessstationen für alle Luftschadstoffe nach der 

http://www.hlug.de/�
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22. BImSchV stundengenau abrufbar. Für Feinstaub ist auch die aktuelle Anzahl der 
Überschreitungen des Tagesmittelwertes von PM10 in Höhe von 50 µg/m3 dokumentiert. 
Tages- und Monatsverläufe von Schadstoffkonzentrationen werden unter dem Punkt 
„Recherche, Grafiken, Download, Tabellen“ für die einzelnen Stationen grafisch dargestellt und 
erlauben somit einen Überblick über die zeitliche Entwicklung der Schadstoffkonzentrationen. 
Darüber hinaus werden noch allgemeine Informationen zu den Luftschadstoffen gegeben, so 
z.B. die geltenden Immissionsgrenzwerte, die Wirkungsweise, Angaben zu 
Ausbreitungsberechnungen und vieles mehr.  

Mit Inkrafttreten der Immissionsgrenzwerte für PM10 im Januar 2005 begann eine intensive 
Diskussion des Themas Luftreinhaltung in der Öffentlichkeit. Seither wurden in den Zeitungen, 
im Internet sowie in Funk und Fernsehen in vielfältiger Hinsicht über Ursachen und 
Hintergründe der Luftverschmutzung informiert. Allein unter dem Suchbegriff „Feinstaub“ finden 
sich im Internet an die 2 Millionen Einträge, die Informationen zu diesem Thema liefern. Eine 
umfassende und verständliche Aufbereitung des Themas Luftreinhaltung wird auf der 
Internetseite des Umweltbundesamtes (UBA) unter dem Stichwort „Luft und Luftreinhaltung“ 
geboten (http://www.umweltbundesamt.de/luft/index.htm). Im Rahmen der Aufstellung von 
Luftreinhalte- und Aktionsplänen wird auch hier auf die Möglichkeiten des Einzelnen 
hingewiesen, mit welchen Maßnahmen er persönlich zur Verringerung der Schadstoffbelastung 
beitragen kann.  

Eine Zusammenfassung und Darstellung der bisher in Deutschland getroffenen Maßnahmen 
und ihrer Wirksamkeit – soweit bereits abschätzbar – wurde in dem UBA-Bericht 22/07 
„Maßnahmen zur Reduzierung von Feinstaub und Stickstoffdioxid“ vom Juni 2007 als 
kostenloser Download zur Verfügung gestellt. Das UBA hat mit diesem Bericht eine Auswertung 
der berichtspflichtigen Länder an die EU-Kommission vornehmen lassen und bietet damit einen 
Überblick über die bundesweit festgelegten Maßnahmen und ihre Minderungswirkung bei den 
wesentlichen Luftschadstoffen Feinstaub und Stickstoffdioxid. 
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2. Bedarf einer Strategische Umweltprüfung 

Die Strategische Umweltprüfung ist Teil des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) und ist nach § 14 b Abs. 1 Nr. 2 UVPG für Luftreinhaltpläne dann durchzuführen, wenn 
in ihnen Entscheidungen über die Zulässigkeit von in Anlage 1 aufgeführten Vorhaben oder von 
Vorhaben, die nach Landesrecht einer Umweltverträglichkeitsprüfung oder Vorprüfung des 
Einzelfalls bedürfen, einen Rahmen setzen. In Anlage 1 aufgeführte Vorhaben sind: 

1. Verkehrswegeplanungen auf Bundesebene einschließlich Bedarfspläne nach einem 
Verkehrswegeausbaugesetz des Bundes, 

2. Ausbaupläne nach § 12 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes, wenn diese bei ihrer Aufstellung 
oder Änderung über den Umfang der Entscheidung nach § 8 Abs. 1 und 2 des 
Luftverkehrsgesetzes wesentlich hinausreichen,  

3. Hochwasserschutzpläne nach § 31 d des Wasserhaushaltsgesetzes, 

4. Maßnahmenprogramme nach § 36 des Wasserhaushaltsgesetzes, 

5. Raumordnungsplanungen nach den §§ 8 und 9 des Raumordnungsgesetzes, 

6. Raumordnungen des Bundes in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone nach § 
18a des Raumordnungsgesetzes, 

7. Festlegungen der besondern Eignungsgebiete nach § 3 a der Seeanlagenverordnung, 

8. Bauleitplanungen nach den §§ 6 und 10 des Baugesetzbuches und  

9. Landschaftsplanungen nach den §§ 15 und 16 des Bundesnaturschutzgesetzes. 

 

Die vorgesehenen Maßnahmen im Luftreinhalteplan, auch die im Bereich des 
Individualverkehrs, entsprechen keinem Vorhaben im Sinne der Ziffer 1. Damit besteht selbst 
bei einer Festlegung der Straßenführung als Maßnahme des Luftreinhalteplans keine 
Notwendigkeit für die Durchführung einer Strategischen Umweltprüfung im Rahmen der 
Aufstellung des Luftreinhalteplans. 

Dessen ungeachtet sind Maßnahmen wie z.B. die Westumgehung in Wetzlar im Rahmen der 
notwendigen Planfeststellungsverfahren einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen. 
Nur der Vergleich zwischen den voraussichtlichen Auswirkungen des geplanten Vorhabens mit 
der Ist-Situation kann eine hinreichend sichere Aussage über die Umweltverträglichkeit des 
Vorhabens liefern. Dabei geht es nicht nur um eine Schadstoffverminderung in der Luft, 
sondern auch die Lärmverträglichkeit und die Berücksichtigung der naturschutzrechtlichen 
Belange. Da die Planfeststellungsverfahren nach § 33 Hessisches Straßengesetz unter 
Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt werden, ist jeder selbst gehalten, sich über die 
geplanten Verbesserungen anhand der auszulegenden Unterlagen ein Bild zu machen und ggf. 
mittels Einwendungen auf eine umweltgerechte Verkehrsführung zu dringen. 

Da bisher das notwendige Planfeststellungsverfahren noch aussteht, also auch noch kein 
Ergebnis einer Umweltverträglichkeitsprüfung vorliegt, kann keine abschließende Einschätzung 
über mögliche Minderungspotentiale abgegeben werden. Da die Stadt  Wetzlar diese 
Maßnahme zur Entlastung ihrer Bürger, auch im Hinblick auf eine Verminderung der 
Schadstoffbelastung einiger städtischer Bereiche, sieht, ist sie gehalten, eine Trassenführung 
zu wählen, die nachweislich zu einer Verbesserung der lufthygienischen Situation beiträgt.  
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3. Luftmessstationen  
3.1 Allgemeines 

Die Standorte der hessischen Luftmessstationen wurden so gewählt, dass eine 
flächendeckende Immissionsüberwachung gewährleistet werden kann. Die Messstationen 
müssen den diesbezüglichen EU-Vorgaben, umgesetzt in deutsches Recht in der Anlage 2 der 
Verordnung über Immissionswerte für Schadstoffe in der Luft – 22. BImSchV, entsprechen. 
Probenahmestellen, an denen Messungen zum Schutz der menschlichen Gesundheit 
vorgenommen werden, sollen demnach so gelegt werden, dass 

i. Daten zu den Bereichen innerhalb von Gebieten und Ballungsräumen gewonnen werden, 
in denen die höchste Konzentrationen auftreten. denen die Bevölkerung wahrscheinlich 
direkt oder indirekt über einen Zeitraum ausgesetzt sein wird, der der Mittelungszeit des 
betreffenden Immissionsgrenzwertes Rechnung trägt; 

ii. Daten zu den Bereichen innerhalb von Gebieten und Ballungsräumen gewonnen werden, 
in den die höchsten Konzentrationen von Benzol und Kohlenmonoxid auftreten, denen die 
Bevölkerung wahrscheinlich direkt oder indirekt über einen Zeitraum ausgesetzt sein wird, 
die für die Exposition der Bevölkerung allgemein repräsentativ sind; 

iii. Daten zu Konzentrationen in anderen Bereichen innerhalb von Gebieten und 
Ballungsräumen gewonnen werden, die für die Exposition der Bevölkerung im Allgemein 
repräsentativ sind. 

 

Darüber hinaus besteht nach Anlage 3 der 22. BImSchV eine Vorgabe zur Mindestzahl der 
Probenahmestellen für ortsfeste Messungen zur Beurteilung der Einhaltung von 
Immissionsgrenzwerten für den Schutz der menschlichen Gesundheit und von Alarmschwellen 
in Gebieten und Ballungsräumen, in denen ortsfeste Messungen die einzige Informationsquelle 
darstellen. 

Das Gebiet Lahn-Dill umfasst die Landkreise Gießen und Lahn-Dill mit einer Bevölkerung von 
515.284 Personen (Stand: 31. Dezember 2006, Quelle: Hess. Statistisches Landesamt). Bis zu 
einer Bevölkerung von 749.000 sieht die Verordnung zwei Messstationen vor, wobei 
mindestens eine Messstation für städtische Hintergrundquellen und eine Messstation für den 
Verkehr einzurichten sind. Derzeit werden drei Messstationen im Gebiet Lahn-Dill betrieben: 

• Gießen, Westanlage: Messstation am Verkehrsschwerpunkt 

• Wetzlar, Hermannsteiner Straße: Messstation des städtischen Hintergrunds 

• Linden: Messstation im ländlichen Raum (regionaler Hintergrund) 

Die Lage der Messstationen auf der Landkarte, ein Bild der Messstation sowie die 
Beschreibung und Ausstattung sind im Anhang des Luftreinhalteplans für alle drei 
Messstandorte im Gebiet Lahn-Dill aufgeführt. 

 

3.2 Standort der Luftmessstation in Gießen 

Die verkehrsbezogene Messstation in Gießen entspricht den Anforderungen nach dem 
Buchstaben i., d.h. sie erfasst die höchsten Immissionsbelastungen. Aus Erfahrung ist bekannt, 
dass die höchsten Konzentrationen der Schadstoffe PM10 und NO2 regelmäßig an den 
verkehrsbezogenen Messstationen gemessen werden.  
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Die Luftmessstation wurde Ende 2005 an neuer Stelle eingerichtet, um den EU-Vorgaben 
hinsichtlich der Anzahl der verkehrsbezogenen Messstationen zu entsprechen. Bis zum Jahr 
2003 wurde eine Luftmessstation in Gießen zu Bestimmung der städtischen 
Hintergrundsbelastung betrieben.  

 

3.3 Standort der Luftmessstation in Wetzlar 

Der Standort der Messstation Wetzlar entspricht den Anforderungen nach Buchstabe ii, d.h. er 
wurde so gewählt, dass die Emissionen aus den verschiedenen Quellen wie Verkehr, 
Kleingewerbe, Industrie, Handel und Wohnbebauung (Gebäudeheizung) erfasst werden 
können, denen die Bevölkerung im Allgemeinen ausgesetzt ist. 

Die Luftmessstation in der Hermannsteiner Straße in Wetzlar misst seit 1979 die 
Luftschadstoffe Schwefeldioxid, Kohlenmonoxid und die Stickoxide (Stickstoffmonoxid und –
dioxid) und Schwebstaub in Wetzlar. Seit dem Jahr 2000 wurde die Komponente Schwebstaub 
gegen die Messung von PM10 getauscht und seit 2005 werden auch Benzol und die 
verwandten Stoffe Toluol und m-/p-Xylol gemessen. Der langjährige Messstandort erlaubt somit 
einen guten Überblick über die Entwicklung der Schadstoffsituation in Wetzlar.   

 

 

Abbildung 1:  Verlauf der an der Luftmessstation in Wetzlar gemessenen Schadstoffjahresmittelwerte seit 1980  

 

3.4 Zusätzliche Messstationen 

Eine sehr häufig erhobene Forderung besteht in einer nahezu flächendeckenden Ausstattung 
belasteter Gebiete mit Luftmessstationen. Diese Forderung lässt sich weder fachlich 
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begründen, noch kann sie aus finanziellen Gründen umgesetzt werden. Für die Ausstattung 
einer Luftmessstation müssen Kosten zwischen 200.000 und 300.000 € veranschlagt werden 
wozu noch laufende Betriebskosten in Höhe von ca. 60.000 € pro Jahr hinzukommen. In 
Hessen werden derzeit 31 Luftmessstationen betrieben, 2008 kommt eine weitere hinzu. Nach 
EU-Vorgaben wären lediglich 23 ortsfeste Messstationen erforderlich.  

Eine flächendeckende Ausstattung wäre aber vor allem aus fachlicher Sicht unsinnig. Die 
Messstandorte in Hessen wurden den jeweiligen Anforderungen der EU-Vorgaben angepasst. 
Waren es in den achtziger und zu Beginn der neunziger Jahre vor allem die Smog-Verordnung, 
die zu einer Kumulation von Messstellen in Ballungsräumen führte, ist heute eine 
gleichmäßigere Verteilung auf hoch belastete (Verkehrsmessstationen), „normal“ belastete 
(urbaner Hintergrund) und wenig belastete (ländlicher Raum) Standorte vorgegeben. Auf diese 
Weise kann die durchschnittliche Belastungssituation der Bevölkerung besser eingeschätzt 
werden, als bei Messungen ausschließlich an so genannten „Hot spots“. Die Kenntnisse über 
die Schadstoffkonzentrationen gerade auch in unbelasteten Gebieten sind von Bedeutung zur 
Einschätzung des allgemeinen Hintergrundniveaus, das mit Maßnahmen vor Ort kaum 
beeinflusst werden kann. Aus dieser Erkenntnis heraus konnten teilweise langjährig betriebene 
Standorte wurden teilweise abgebaut  werden, weil eine benachbarte Stationen praktisch die 
gleichen Werte aufwiesen.  

Auf der anderen Seite kann es durchaus zu kleinräumigen Unterschieden infolge schnell 
wechselnder Geländestrukturen kommen, die eine Vielzahl von Messstationen erforderlich 
machen würden, um die unterschiedliche Belastung zu erfassen. Diese Situation, die 
insbesondere bei engen und steil verlaufenden Höhenprofilen vorliegt, hat z.B. auf die 
Feinstaubkonzentration einen besonderen (negativen) Einfluss, da die Durchlüftung dieser 
kleinräumigen Bereiche häufig stark eingeschränkt ist. Hier kommt es leichter zu 
Anreicherungen von Feinstaub, die aber mit Maßnahmen kaum zu beeinflussen sind. Die 
Aufstellung von Messstationen würde dieses Phänomen zwar widerspiegeln, das Kosten-
Nutzen-Verhältnis rechtfertigt diesen Aufwand jedoch in keiner Weise. Für diese Fälle wird, 
entsprechend den Vorgaben aus den EU-Richtlinien, eine Kombination von Messungen und 
Modellrechnungen angewandt, wie sie auch für Wetzlar vorgenommen wurde.  

Von vielen Bewohnern in Wetzlar wird eine unzulässig hohe Belastung durch 
Industrieemissionen befürchtet. Nach den Kriterien der Anlage 3 b) der 22. BImSchV soll zur 
Beurteilung der Luftverschmutzung in der Nähe von Punktquellen (direkter Einwirkungsbereich 
ortsfester Anlagen) die Zahl der ortsfesten Probenahmestellen unter Berücksichtigung der 
Emissionsdichte, der wahrscheinlichen Verteilung der Luftschadstoffe und der möglichen 
Exposition der Bevölkerung berechnet werden. Wie bereits unter dem Punkt „Allgemeines“ 
ausgeführt, sind im Gebiet Lahn-Dill bereits drei statt der erforderlichen zwei ortsfesten 
Messstationen eingerichtet.  

Um gleichwohl ausschließen zu können, dass durch die Emissionen der Industrieanlagen auf 
dem Buderus-Gelände gesundheitsschädliche Auswirkungen ausgehen, wird für die Dauer von 
zwei Jahren eine zusätzliche PM10-Messstelle im Sinne der Anlage 3 b) der 22. BImSchV 
eingerichtet werden. Die Kosten in Höhe von ca. 20.000 bis 25.000 € pro Jahr werden durch 
das Land finanziert. Der Standort der Messstelle wird vom HLUG, unter Berücksichtigung der 
dem Regierungspräsidium vorliegenden Erkenntnisse der industriellen Emissionsschwerpunkte, 
am Punkt der stärksten Belastung festgelegt. Nur so  können die erhaltenen Messwerte als 
Anlass für ggf. weitergehende Maßnahmen zur Minderung von Industrieemissionen genutzt 
werden.  
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Mit dieser Maßnahme kann auch die Umsetzung der Minderungsmaßnahmen von diffusen 
Emissionen auf dem Buderus-Gelände überprüft werden. Allerdings sollte die 
Erwartungshaltung über den Rückgang der Immissionskonzentrationen nicht zu hoch angesetzt 
werden. Nach einem Bericht2 des Workshops zur Quellenidentifizierung für PMx des 
Bundesumweltministeriums war in Nordrhein-Westfalen bei einer windrichtungseingeschränkten 
Auswertung von Emissionsminderungsmaßnahmen, trotz einer deutlichen Reduzierung der 
tatsächlichen Staubfrachten einer Industrieanlage, keine Minderungen der Staub-, Chrom- und 
Nickelkonzentrationen in der Umgebungsluft erkennbar. 

                                                           
2 Karl-Josef Geueke, Dieter Gladke, Wilfried Küchen, Harmut Niesenhaus, Sylke Termath, „Minderung diffuser 
Staubemissionen in einem Edelstahlwerk - Auswirkungen auf die Luftbelastung“, Landesumweltamt Nordrhein-
Westfalen 
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4. Möglichkeiten und Grenzen von Ausbreitungsrechnungen 
4.1 Das Modell 

Um angemessene Informationen über die Luftqualität zu erhalten, können nach 22. BImSchV 
die Messergebnisse der ortsfesten Messstationen durch Modellrechnungen ergänzt werden. 
Diese Modellrechnungen müssen den Datenqualitätszielen der Anlage 4  22. BImSchV 
genügen. Für die Luftschadstoffe PM10 und NO2 ist eine Genauigkeit der Modellberechnungen 
für die Jahresmittelwerte von 50 % für PM10 und 30 % für NO2 erforderlich. Die Genauigkeit 
von Modellrechnungen ist definiert als „die größte Abweichung der gemessenen und 
berechneten Konzentrationswerte über den betreffenden Zeitraum in Bezug auf den 
Immissionsgrenzwert“. Bereits aus der Größenordnung der zulässigen Abweichung ist 
abzulesen, dass eine realitätsnahe Berechnung hohe Anforderungen an ein Modell stellt. Dies 
ist insofern nicht verwunderlich, als z.B. Partikel keine definierte chemische Verbindung 
darstellen. Partikel im Sinne der Verordnung sind lediglich Teilchen, die anhand ihres 
aerodynamischen Durchmessers konkretisiert werden. Es gibt eine Vielzahl chemischer 
Verbindungen, die als Partikel mit einem aerodynamischen Durchmesser < 10 µ in den 
Messgeräten gemessen werden, die aber völlig unterschiedlichen Ursprungs sind, teilweise 
sogar erst durch chemische Reaktionen in der Atmosphäre gebildet werden. Je nach Größe der 
Partikel, chemischer Zusammensetzung und Reaktionsfähigkeit können sie über kürzere oder 
längere Strecken transportiert werden, was ebenfalls von Bedeutung für den Anteil des in einem 
bestimmten Gebiet niedergehenden Feinstaubs ist.   

Das REM-CALGRID-Modell (RCG), das im Auftrag des Umweltbundesamtes genau für diesen 
Zweck entwickelt und für die Ausbreitungsberechnungen in Wetzlar eingesetzt wurde, 
entspricht den o.g. Anforderungen. Wesentliche Eingangsparameter sind die emittierten 
Schadstoffmengen, ausgehend von europäischen Schadstoffemissionen bis hin zu den 
Emissionen auf Gemeindeebene sowie die meteorologischen Daten.  

Um die kleinräumige Vorbelastungssituation zu klären ist insbesondere bei Feinstaub von 
Bedeutung, den Anteil der in das Gebiet von außen hereingetragenen Partikel zu kennen. 
Ausgehend von der Luftqualität in Europa, die großräumig (30 x 30 km2) anhand der 
europäischen Emissions- und meteorologischen Daten berechnet wird, werden unter 
Zugrundelegung der jeweiligen Emissions- und Meteorologiedaten die Hintergrundbelastungen 
über die nationalen und regionalen bis hin zu den urbanen Luftqualitätswerten  im 1 x 1 km2 
Raster  berechnet.  

 

4.2 Die Eingangsdaten 

Die erforderlichen Emissionsdaten für Partikel lieferte das niederländische Institute of 
Environmental Sciences, Energy Research und Process Innovation, das 1997 ein erstes 
europäisches Schadstoffregister vorlegte, das in den Folgejahren kontinuierlich an komplexen 
Vorgängen angepasst wurde. Die erforderlichen meteorologischen Daten wie 
Windgeschwindigkeiten, Feuchtigkeitseinflüsse oder Höhenschichten sind für einen in der 
Vergangenheit liegenden Zeitraum sehr viel einfacher und konkreter zu erhalten als genaue 
Angaben zu den emittierten Schadstoffmengen.  Dies allein reicht jedoch noch nicht aus, um 
den Ferneintrag von Schadstoffen auch nur annähernd korrekt berechnen zu können. Es muss 
vor allem auch die chemische Umwandlung von Stoffen im Hinblick auf die sekundäre 
Aerosolbildung sowie das damit verbundene Depositionsverhalten der Stoffe berücksichtigt 
werden, da die Lebensdauer dieser Teilchen von wenigen Sekunden bis hin zu Wochen oder 
auch Monaten betragen kann.   Ausgehend von den europäischen Emissionsdaten werden die 
für Deutschland vorliegenden Informationen, die hessischen Emissionsdaten (aus dem 
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Emissionskataster) bis hin zu den Emissionen der entsprechenden Kommune bei den 
Berechnungen berücksichtigt.  

Ausgehend von den Schadstoffemissionen werden dann unter Berücksichtigung der komplexen 
chemischen und physikalischen Prozesse, der meteorologischen Situation in einem bestimmten 
Zeitfenster und des Geländereliefs,  die Anteile der von außen in ein Gebiet hereingetragenen 
Schadstoffe sowie die lokale Beiträge für eine bestimmte Region berechnet. 

Im Falle der Berechnungen für Wetzlar liegen die Abweichungen zwischen berechneten und 
gemessenen PM10- und NO2-Konzentrationen für das Jahr 2003 bei weniger als 10 Prozent. 
Die gesetzlichen Anforderungen sind damit in vollem Umfang eingehalten; eine auf die 
Nachkommastelle genaue Berechnung der Schadstoffkonzentrationen kann damit aber nicht 
erfolgen.  

 

4.3 Die Datenaktualität 

Die Modellrechnungen werden grundsätzlich auf das Jahr bezogen, in dem die 
Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte festgestellt wurden.  

Diese Vorgehensweise bezieht sich im Wesentlichen auf die zum jeweiligen Zeitpunkt 
vorherrschenden Wetterlagen, die vor allem bei Feinstaub ganz erheblichen Einfluss auf die 
gemessenen Immissionskonzentrationen haben.  

Die Emissionsdaten liegen nicht immer aus den entsprechenden Jahren vor, da keine 
gesetzliche Verpflichtung für eine jährliche Berichterstattung bestehen.  

 

4.4 Sekundäre Aerosolbildung  

Feinstaub wird sowohl aus primären als auch aus sekundären Quellen freigesetzt. Zu den 
primären Quellen gehören Partikel, die direkt aus Quellen emittiert wird. Dazu gehören unter 
anderem: 

• Dieselrußemissionen der Fahrzeuge  

• durch Fahrzeuge verursachte Staubaufwirbelungen 

• Reifen-, Kupplung- und Bremsbelagabrieb 

• Partikelemissionen aus Industrieschornsteinen 

• Partikelemissionen aus Kleinfeuerungsanlagen (=Gebäudeheizung) 

• Partikelemissionen aus dem Schüttgutumschlag 

• Seesalzaerosole 

• bestimmte Bakterien, Viren, Pollen 

 

Zu den sekundären Quellen gehören freigesetzte reaktionsfähige Gase wie etwa Schwefeloxide 
(SO2 und SO3), Stickstoffoxide (NO und NO2), Ammoniak (NH3), flüchtige organische 
Kohlenwasserstoffverbindungen (NMVOC), Methan (CH4) und Schwefelwasserstoff (H2S). 
Verursacher sind sowohl der Verkehr und die Industrie, aber auch die Landwirtschaft, die vor 
allem für Methan- und Ammoniakemissionen verantwortlich ist.   

Diese Gase reagieren sehr leicht zu größeren Verbindungen wie Ammoniumsulfaten, 
Ammoniumnitraten und Oxidationsprodukten der NMVOC. Diese Stoffe lagern sich leicht an 
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bereits in der Atmosphäre befindliche feine Teilchen (sogenannte Kondensationskerne) an und 
bilden so sekundäre Aerosole.  

Sehr kleine Partikel im Bereich bis zu 0,1 µm koagulieren innerhalb kurzer Zeit mit anderen 
Teilchen zu größeren Partikeln oder wachsen durch Kondensation. D.h. ihre Lebensdauer ist 
sehr begrenzt. Auch die Lebensdauer der gröberen Partikel, vor allem der über 10 μm, beträgt 
nur Minuten oder Stunden bis einen Tag, da sie verhältnismäßig schnell sedimentieren. Die in 
der Größe dazwischen liegenden Aerosole besitzen die längste Aufenthaltsdauer in der 
Atmosphäre. Sie werden in erster Linie durch Niederschlag aus der Atmosphäre entfernt und 
besitzen im Mittel eine Verweilzeit von ca. einer Woche. Wenn diese Partikel in große Höhen 
gelangen, z.B. durch Flugzeugabgase oder Vulkanausbrüche bis in die Stratosphäre, ist ihre 
Lebensdauer sogar noch deutlich länger und kann ein bis drei Jahre betragen.  

Untersuchungen haben gezeigt, dass der Anteil kleiner Partikel (< 2,5 µm) vor allem in den 
kalten Monaten deutlich höher liegt als im Sommerhalbjahr. D.h., speziell in den 
Wintermonaten, die bereits durch austauscharme Wetterlagen geprägt sind, ist der über 
Ferneintrag eingebrachte Anteil an Feinstaub wahrscheinlich höher als in den übrigen 
Jahreszeiten.  

Für diesen Ansatz spricht, dass sich hohe Feinstaubkonzentrationen während so genannter 
Episoden nicht allein mit primären örtlichen Emissionen erklären lassen. Typisch ist zudem das 
zeitgleiche Auftreten von Konzentrationsspitzen auch an unbelasteten, relativ weit vom 
Industrie- bzw. Verkehrsgeschehen gelegenen Messstationen. In diesem Zusammenhang 
bringt die Wissenschaft zunehmend den Einfluss der sekundären Aerosolbildung als mögliche 
Ursache ins Spiel. Um ausreichende Erkenntnisse über den Verlauf der Partikelentstehung aus 
reaktiven Gasen zu erhalten und vor allem zu den Verbreitungen der jeweiligen Partikel, 
müssen noch umfangreiche Untersuchungen erfolgen. Weitere Informationen bieten hierzu eine 
ganze Reihe von Artikeln, die im Internet unter dem Stichwort „sekundäre Aerosolbildung“ z.B. 
von der Universität Freiburg, dem Max.Planck-Institut in Mainz oder in diversen  Fachaufsätzen 
eingesehen werden können.  

 

4.5 Modellrechnungen für Wetzlar 

Die in Tabelle 14 angegebenen Gesamtbelastungen der einzelnen Straßenzüge wurden für das 
Jahr 2003 berechnet. Dieses Jahr gilt als Ausnahmejahr für die PM10-Belastung, da aufgrund 
der während des gesamten Jahres anhaltenden Trockenheit Feinstaub sehr stark angereichert 
werden konnte und selbst in unbelasteten Gebieten zu ungewöhnlich hohen 
Schadstoffkonzentrationen führte. Daher sind die für Wetzlar berechneten Gesamtbelastungen 
mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht als „normale“ Belastungssituationen zu werten. Dies lässt 
sich auch an dem „Feinstaub-Peak“ in Abbildung 1 für das Jahr 2003 erkennen. Seit Beginn der 
PM10-Messung in Wetzlar im Jahr 2000 liegt der durchschnittliche Jahresmittelwert (mit 
Ausnahme des Jahres 2003) bei ca. 29 µg/m3 und damit 25 % unterhalb des Wertes im Jahr 
2003. Unter diesen Voraussetzungen würde selbst der am höchsten belastete Punkt 
„Hermannsteiner Straße 35“ statt der berechneten 53 µg/m3 nur gerade am Grenzwert für den 
Jahresmittelwert PM10 in Höhe von 40 µg/m3 liegen. Dies bedeutet nicht, dass die Luftqualität 
an dieser Stelle unproblematisch ist, da bereits bei einem Jahresmittelwert von mehr als 32 
µg/m3 mit mehr als 35 Überschreitung des Tagesmittelwertes gerechnet werden muss. Aber die 
allgemeine Belastungssituation ist mit großer Wahrscheinlichkeit nicht ganz so extrem wie sie 
sich nach den Berechnungen für das Jahr 2003 darstellt. Im Gegensatz dazu steht die 
Belastungssituation im Jahr 2007. Aufgrund der lang anhaltenden Niederschläge insbesondere 
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in den ersten drei Monaten, ist die Anzahl an Überschreitungen des Tagesmittelwertes für 
PM10 landesweit auf einem historischen Tiefstand.  

Auch der ermittelte Anteil des durch Ferneintrag nach Wetzlar eingebrachten Feinstaubs liegt 
nicht in unplausibler Höhe. Nach den Berechnungen für das Jahr 2003 beträgt der Ferneintrag 
in Wetzlar für Feinstaub etwa 28 µg/m3 (Abbildung 24 des Luftreinhalteplans) und für NO2 ca. 
23 µg/m3. 

Im Messjahr 2003 wurden an den umliegenden Messstationen folgende Konzentrationen 
ermittelt: 

 PM10-Jahresmittelwert 

[µg/m3] 

NO2-Jahresmittelwert 

[µg/m3] 

Marburg 32 30 

Gießen (Ostanlage) 30 42 

Linden - 24 

Limburg 29 33 

Dillenburg 28 41 

Riedstadt 27 26 

 

Bei den Messstandorten handelt es sich um Stationen des städtischen Hintergrunds bzw. 
Stationen im ländlichen Raum. Vor allem die Standorte im ländlichen Raum sind geprägt durch 
die großräumige Hintergrundbelastung, da lokale Emittenten im direkten Einflussbereich dieser 
Stationen weitgehend ausgeschlossen werden. Die Auflistung macht deutlich, dass im 
Untersuchungsjahr 2003 auch außerhalb von Wetzlar vergleichbar hohe Konzentrationen durch 
Ferneintrag eingebracht wurden.  

 

 

4.6 Modellrechnung für Gießen 

Für die Stadt Gießen wurde zur Einschätzung der Immissionssituation ein weniger komplexes 
Modell eingesetzt als im Fall der Stadt Wetzlar. Maßnahmen zur Verminderung der 
Schadstoffkonzentrationen in Gießen wurden aufgrund der Überschreitung des 
Immissionsgrenzwertes plus Toleranzmarge für NO2 im Jahr 2006 in den Luftreinhalteplan 
aufgenommen. Da der Luftreinhalteplan für Wetzlar bereits sehr weit fortgeschritten war, galt es 
abzuwägen, die Aufstellung etwas zu verzögern und dafür sehr viel schneller als vorgegeben 
Maßnahmen in Gießen zur Reduzierung der NO2-Belastung umsetzen zu können, oder diese 
erst Ende 2008 zu verabschieden. Um die Verzögerung nicht noch größer werden zu lassen, 
wurde anstatt der zeitlich sehr aufwändigen Ausbreitungsberechnungen wie in Wetzlar, ein 
einfacheres Modell eingesetzt, das aber die seitens der EU geforderte Genauigkeit an eine 
Prognose ebenfalls erfüllt. Dies war auch insofern vertretbar, als in Gießen nicht der 
Immissionsgrenzwert für Feinstaub überschritten war, der durch sein komplexes Verhalten auch 
sehr aufwändige Rechenmethoden zur Prognose erfordert, sondern NO2, d.h. ein konkreter 
Stoff, der sich auch deutlich unbeeinflusster vom Wettergeschehen verhält. 
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5. Betrachtung weiterer Schadstoffe 
5.1 Nickel 

Die Forderung nach der Aufnahme weiterer Messungen und entsprechender Maßnahmen, 
insbesondere zur Reduzierung der Nickelbelastung in Wetzlar ist unverständlich, da gerade im 
Falle von Nickel umfangreiche Untersuchungen und Sanierungsmaßnahmen vorgenommen 
wurden. 

Das HLUG führt seit Beginn der achtziger Jahre ein Staubniederschlagsmessprogramm durch, 
mit dessen Hilfe eine Immissionsüberwachung der Schwermetallgehalte im Staub erfolgt. Die 
Auswertung erfolgte bis 2004 in einem flächenbezogenen 1 x 1 km Raster in den 
Belastungsschwerpunkten und wurde ab 2005 entsprechend den neuen EU-Anforderungen als 
messpunktbezogene Auswertung weitergeführt. Die im Dezember 2004 veröffentlichte  4. 
Tochterrichtlinie führte Zielwerte für diverse Schwermetalle in der PM10-Fraktion ein, die ab 
Ende 2012 nicht überschritten werden sollten. Für Nickel liegt dieser Zielwert bei 20 ng/m3.  

Im Rahmen des Staubniederschlagsmessprogramms waren Ende der neunziger Jahre 
punktuell erhöhte Nickel-Depositionswerte in Wetzlar gefunden worden. D.h. einzelne 
Messpunkte des über Wetzlar liegenden Rasters von 25 Messpunkten zeigten erhöhte Nickel-
Depositionswerte. Die Werte sind Immissionswerte für Schadstoffdepositionen nach Ziffer 4.5.1 
TA Luft, die zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch die Deposition 
luftverunreinigender Stoffe nicht überschritten werden sollen. Sie betragen für Nickel 15 µg/m2d 
pro Jahr. D.h., diese Werte sind anlagenbezogen zu sehen und sollen der Vermeidung 
schädlicher Umweltauswirkungen durch Emissionen von Industrieanlagen dienen. Sie gelten an 
den Beurteilungspunkten mit der mutmaßlich höchsten relevanten Belastung durch die 
Emissionen einer Anlage. Nicht die Luftreinhalteplanung, sondern der ordnungsgemäße 
Anlagenbetrieb ist hier Ausgangspunkt, um schädliche Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 
Diese Aufgabe nimmt die Abteilung Umwelt des Regierungspräsidiums Gießen wahr, wie aus 
den bereits umgesetzten Untersuchungen und Maßnahmen klar erkennbar ist.  

Um eine eindeutigere Zuordnung der Nickelemissionen zu einem Verursacher vornehmen zu 
können, wurden im Rahmen des Staubniederschlagmessprogramms kleinräumig an vier 
zusätzlichen Messpunkten Proben auf ihre Nickelgehalte hin untersucht. Die zuständige 
Behörde hat daraufhin auch entsprechende Sanierungsmaßnahmen eingeleitet, die zu einer 
deutlichen Verminderung der Werte seit 2005 führte. Lediglich ein Messpunkt zeigt derzeit noch 
Überschreitungen, die aber bereits Gegenstand laufender Maßnahmenplanungen sind.  

Von den inzwischen 29 Messpunkten, die rastermäßig über Wetzlar verteilt liegen und die 
regelmäßig auf ihre Nickelgehalte hin untersucht werden, lag lediglich ein Punkt im Jahr 2006 
noch über dem zulässigen Depositionsimmissionswert. An allen anderen Punkten liegt der 
ermittelt Wert deutlich darunter, was der für das Jahr 2006 ermittelte Jahresmittelwert in Wetzlar 
für Nickel 5,4 ng/m2d veranschaulicht.  

Der inzwischen in deutsches Recht umgesetzte Zielwert von 20 ng/m3 für Nickel als 
Gesamtgehalt der PM10-Fraktion wird in Wetzlar nicht überschritten.  

 

5.2 PM2,5 

Die Größe der Partikel spielt im Hinblick auf evtl. gesundheitsschädliche Wirkungen eine große 
Rolle. Wissenschaftler unterteilen daher Feinstaub (< 10 µm) nochmals in drei Fraktionen: 

 gröberer Anteil  2,5 bis 10 µm 

 feiner Anteil 0,1 bis 2,5 µm 
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 ultrafeiner Anteil < 0,1 µm 

Alle Fraktionen sind nach Untersuchungen der WHO gesundheitsschädlich, jedoch mit 
erheblichen Unterschieden bei der Wirksamkeit. Feinstaub zwischen 7-10 µm wird vorwiegend 
in der Nase zurück gehalten. Je kleiner die Partikel sind, desto tiefer dringen sie in die Lunge 
ein. Hygroskopische kleine Teilchen können in der feuchten Atemluft beträchtlich anwachsen. 
Feinstaub, der kleiner als 2,5 µm ist, kann bis in den Zentralbereich der Lunge vordringen. 
Ultrafeinstaub (< 0,1 µm) kann sogar bis in die Lungenbläschen transportiert werden. Teilchen 
im Größenbereich von 0,2-0,3 µm werden zum größeren Teil wieder ausgeatmet.  

Die chronischen Auswirkungen von Feinstaub sind bedeutender als die Akuten. Chronische 
Staubbelastung begünstigt die Entwicklung von chronischer Bronchitis sowie von 
Lungenfunktionsänderungen. Die grobe Fraktion des Schwebestaubs (PM10-PM2,5) verursacht 
vor allem Husten und Asthmaanfälle. Dieselruß hat ein großes kanzerogenes Potential. 
Feinstaub kann auch eine Trägersubstanz für Pollen sein und somit vielfältige Allergien 
verursachen. Winzige Metallpartikel im Feinstaub können die Lunge reizen und bereits 
vorhandenes Asthma verschlimmern. Partikeln, die selbst toxische Eigenschaften aufweisen, 
besitzen spezifische Wirkungseigenschaften (z. B. Metalle wie Blei oder Cadmium). Cadmium 
wird vorwiegend in den Nieren und den Arterien abgelagert und führt zu Bluthochdruck und 
Arteriosklerose und bei Kindern zu Hyperaktivität. Durch die katalytische Wirkung verschiedener 
Metalloxide kann außerdem das gasförmige Schwefeldioxid in das noch schädlichere 
Schwefeltrioxid umgewandelt werden, das seinerseits zusammen mit der Feuchtigkeit in den 
Lungenbläschen Schwefelsäure bildet, diese kann eine Bronchialobstruktion und bronchiale 
Hyperreaktivität auslösen. Ultrafeine Partikel und gramnegative Bakterien, Endotoxine und 
andere Partikel biologischer Herkunft enthaltender Schwebestaub können Entzündungen der 
Alveolen hervorrufen, die wiederum zum Anstieg der Blutgerinnung und damit zur 
Verschlechterung des Gesundheitszustands bei Menschen mit Erkrankungen des Herz-
Kreislauf-Systems führen. 

Die Untersuchungen für die Fraktion PM2,5 belegen die deutlich kritischeren Auswirkungen der 
kleineren Partikelfraktion auf den menschlichen Organismus. Dagegen gibt es für die ultrafeine 
Fraktion nur eine begrenzte Anzahl von Studien. Die EU-Kommission stützt sich mit ihren 
Vorgaben bzgl. der Einhaltung von Immissionsgrenzwerten für die verschiedenen 
Luftschadstoffe auf ausreichend gesicherte Erkenntnisse hinsichtlich deren Auswirkungen auf 
die Gesundheit. Daher werden zukünftig PM2,5-Messungen neben den bereits bestehenden 
PM10-Messungen eingeführt; ab 2010 mit einem Zielwert und ab 2015 auch mit einem 
Grenzwert zum Schutz der menschlichen Gesundheit. In der Bundesrepublik werden 
flächendeckende Messungen von PM2,5 ab Januar 2008 durchgeführt werden.  In Hessen 
werden diese Messungen an drei Messstationen im städtischen Hintergrund erfolgen.  

 

 

5.3 Toluol 

Toluol wird als Benzolderivat ebenso wie Xylol im Zuge der Messung von Benzol als 
Luftschadstoff der 22. BImSchV mit gemessen. Weder für Toluol noch für Xylol existieren 
Immissionsgrenzwerte. Beide Derivate sind deutlich weniger schädlich in ihren gesundheitlichen 
Auswirkungen als Benzol.  

Es gibt lediglich einen Richtwert für Toluol, festgelegt vom Länderausschuss Immissionsschutz 
(LAI), in Höhe von 30 µg/m3 als Jahresmittel. An den Messstationen in Hessen, an denen 
Benzol gemessen wird, können die Messwerte auch für Toluol stundenaktuell auf der 



 

 

Betrachtung weiterer Schadstoffe  Seite 132 von 150 

Homepage des HLUG abgerufen werden.  Darüber hinaus sind sie in den lufthygienischen 
Berichten des HLUG mit aufgeführt. 

Seit 2004 werden auch an der Luftmessstation in Wetzlar Benzol, Toluol und Xylol gemessen. 
Für das Jahr 2004 war die notwendige Belegung nicht hoch genug, um einen Jahresmittelwert 
zu bestimmen.  

Jahr Jahresmittelwert 

[µg/m3] 

2005 5,3 

2006 4,1 

2007* 4,7 
* gleitender Jahresmittelwert bis einschließlich September 2007 

 

Für die Bewertung der lufthygienischen Situation bestehen hinsichtlich der Toluol-
Konzentrationen keine Bedenken.  

Ggf. auftretende Überschreitungen bei einzelnen Anlagen sind durch die jeweiligen Vorgaben in 
der TA Luft von den zuständigen Behörden zu regeln. Dabei sind die Behörden verpflichtet, 
begründeten Beschwerden nachzugehen und ggf. abzustellen.  
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6. Beitrag der Industrie zur Immissionsbelastung 
6.1 Allgemeines 

  „Die Maßnahmen sind entsprechend des Verursacheranteils unter Beachtung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit gegen alle Emittenten zu richten, die zum Überschreiten 
der Immissionswerte … beitragen.“ (§ 47 Abs. 4 Satz 1 BImSchG) 

Das Thema Luftreinhaltung bei Industrieanlagen ist seit Jahrzehnten ein Schwerpunktthema 
des Umweltschutzes in Deutschland. Das Bundes-Immissionsschutzgesetz hat insbesondere 
die Anlagentypen als genehmigungsbedürftig eingestuft, die in besonderem Maße geeignet 
sind, schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen. Als schädliche Umwelteinwirkungen 
werden Immissionen gesehen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, 
erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die 
Nachbarschaft herbeizuführen. D.h. nicht alle Anlagentypen, die z.B. sicherheitsrelevant sind, 
emittierten auch große Mengen an Luftschadstoffen 

Bereits vor Inkrafttreten des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 1974 wurde im September 
1964 mit der „Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft)“ eine Allgemeine 
Verwaltungsvorschrift über genehmigungsbedürftige Anlagen nach § 16 Gewerbeordnung 
erlassen, um mit Vorgaben zur Verminderung von Emissionen der betroffenen Anlagen 
Vegetations- und Materialschäden sowie die Luftverschmutzung im Allgemeinen zu verringern. 
Die Emissionsgrenzwerte der TA Luft wurden dem fortschreitenden Stand der 
Luftreinhaltetechnik in den Jahren 1974, 1983, 1986 und 2002 angepasst. Um einen möglichst 
flächendeckenden Standard bei der Luftreinhaltung zu erzielen, enthielten die Novellen ein 
umfassendes Sanierungsprüfgramm für Altanlagen, die die neuen Emissionsgrenzwerte 
ebenfalls einzuhalten hatten, aber aufgrund der Verhältnismäßigkeit zeitlich abgestufte 
Sanierungsfristen bis zu ihrer Einhaltung gewährt bekamen.  

Mit Umsetzung der EU-Luftqualitätsrahmenrichtlinie sowie der Tochterrichtlinien in deutsches 
Recht wurden letztmalig 2002 die Anforderungen der TA Luft an die Einhaltung von 
Immissionswerten zum Schutz der menschlichen Gesundheit den entsprechend den 
Immissionsgrenzwerten der 22. BImSchV angepasst. Waren vorher bereits Emissions- und 
Immissionsgrenzwerte gemäß dem Stand der Technik einzuhalten, wurden die einzuhaltenden 
Immissionswerte nunmehr drastisch reduziert.  

 

Schadstoff TA Luft 1986 
Jahresmittelwert 

TA Luft 2002 
Jahresmittelwert 

Schwebstaub (ohne 
Berücksichtigung der 
Staubinhaltsstoffe) 

150 µg/m3  40 µg/m3 

Schwefeldioxid 140 µg/m3 50 µg/m3 

Stickstoffdioxid 80 µg/m3 40 µg/m3 

Blei und seine 
anorganischen 
Verbindungen als 
Bestandteile des 
Schwebstaubes 

2 µg/m3 0,5 µg/m3 

         Vergleich von Immissionswerten für Stoffe zum Schutz der menschlichen Gesundheit TA Luft 1986 und 2002 
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Um diese Werte einhalten zu können, war es erforderlich, gleichzeitig die Emissionsgrenzwerte 
in der TA Luft für die einzelnen Schadstoffemissionen anzupassen. Dazu wurde für NO2 der 
Emissionsgrenzwert von 500 mg/m3 auf 350 mg/m3 bzw. 1,8 kg/h und für Staub von 150 mg 
/m3 (bei Massenströmen bis 0,5 kg/h) bzw. 50 mg/m3 (bei Massenströmen > 0,5 kg/h) auf 20 
mg/m3 bzw. 0,2 kg/h reduziert. Dies entspricht einer Verringerung der Emissionen um 60 % bei 
Staub und um 30 % bei Stickstoffdioxid. Für neu zu genehmigende Anlagen wurden diese 
Werte ab Inkrafttreten der TA Luft im Jahr 2002 sofort bindend; für Altanlagen besteht nach 
Ziffer 6 TA Luft die Verpflichtung für die zuständigen Behörden, entsprechende nachträgliche 
Anordnungen gegen Betreiber von Anlagen zur Erfüllung der sich durch die 
Emissionsgrenzwerte ergebende Verpflichtung zur Vorsorge zu erlassen. Die Frist bis zur 
Umsetzung und damit Einhaltung der neuen Grenzwerte lief Ende Oktober 2007 ab. 

In Genehmigungsverfahren sind einschränkende Vorgaben bzgl. des zusätzlichen 
Immissionsbeitrags einer neuen oder geänderten Anlage zu beachten, die vor allem dann 
greifen, wenn die Vorbelastung hoch oder bereits überschritten ist und die 
Emissionsmassenströme des Vorhabens nicht sehr gering sind. Eine Genehmigung muss zwar 
selbst bei vorliegender Überschreitung von Immissionsgrenzwerten erteilt werden, aber nur 
dann, wenn die Zusatzbelastung die Irrelevanzschwelle von 3 % des jeweiligen 
Immissionsgrenzwertes nicht überschreitet und durch Auflage geregelt wird, dass zusätzliche 
Emissionsminderungsmaßnahmen über den Stand der Technik hinaus ergriffen werden.  

 

6.2 Industrieemissionen in Wetzlar 

Wie erfolgreiche die Strategie zur flächendeckenden Umsetzung von emissionsbegrenzenden 
Maßnahmen durch die TA Luft in der Luftreinhaltung war, zeigt Abbildung 26 im 
Luftreinhalteplan. Die Verpflichtung zur Einhaltung der Emissions- und Immissionsgrenzwerte 
besteht ungeachtet der Erforderlichkeit von Luftreinhalteplänen bundesweit für alle nach dem 
BImSchG genehmigungsbedürftigen Anlagen. Die Anforderungen der TA Luft und insbesondere 
das so genannten „Altanlagensanierungsprogramm“ tragen durch ihre flächendeckende 
Wirkung auf alle genehmigungsbedürftigen Anlagen in viel höherem Maß zur Verbesserung der 
Luftqualität bei, als es mit Maßnahmen gegen singuläre Industrieanlagen in einzelnen 
Luftreinhalteplänen möglich wäre.  

Auch die Industrieanlagen in Wetzlar wurden – wie auch alle anderen 
genehmigungsbedürftigen Anlagen in Hessen – durch die zuständige Behörden – hier die 
Abteilung Umwelt des Regierungspräsidiums Gießen – auf Einhaltung der neuen 
Emissionsgrenzwerte bzw. dem Bedarf an Nachbesserungen hin überprüft. In überwiegendem 
Maß sind die Sanierungen bereits abgeschlossen bzw. in Umsetzung begriffen. Bevor 
weitergehende Minderungsmaßnahmen ergriffen werden, ist zunächst die Wirkung der infolge 
der TA Luft-Novelle umgesetzten Emissionsminderungsmaßnahmen abzuwarten. im Vergleich 
mit Vorgaben der TA Luft 1986 konnten im Jahr 2004 bereits deutliche Verbesserungen erzielt 
werden. 

Im Gegensatz zum Jahr 2000 emittierte die Industrie in Wetzlar im Jahr 2004 mit 177 t Staub 80 
t weniger Staub als im Jahr 2000. Entsprechend reduzierten sich die NOx-Emissionen von 
1.522 t/a (2000) auf 1.318 t/a (2004). 

 

Bei den der Berechnung zugrundeliegenden Emissionen handelt es sich um die aus gefassten 
oder diffusen Quellen stammenden Abgase von Industrieanlagen. In Wetzlar gibt es 23 
Arbeitsstätten mit 31 nach dem BImSchG genehmigungsbedürftigen Anlagen. Davon 
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unterliegen 27 Anlagen den Pflichten der Verordnung über Emissionserklärungen – 11. 
BImSchV. Die alle vier Jahre abzugebenden Angaben zu den Emissionen der Anlage 
(Emissionserklärung) stellen die Grundlage für das Emissionskataster Industrie dar. Aus diesen 
Daten werden die Emissionsanteile der Industrie ermittelt. Nicht genehmigungsbedürftige 
Anlagen und auch nicht alle genehmigungsbedürftigen Anlagen sind verpflichtet 
Emissionserklärungen abzugeben. Das bedeutet, dass die Industrieemissionen nicht vollständig 
statistisch erfasst werden. Aus den in Genehmigungsbescheiden festgelegten 
Emissionsgrenzwerten können keine zuverlässigen Schadstoffmengen ermittelt werden, da 
Kapazitäten nicht immer ausgeschöpft werden und die Abluftreinigungsanlagen durchschnittlich 
deutlich weniger Schadstoffe emittieren als die Genehmigungen zulassen.  

Aus den Emissionen von Industrieanlagen kann jedoch nicht direkt auf ihren Anteil an der 
Immissionsbelastung  geschlossen werden. Dies hängt mit den Ableitbedingungen für 
Emissionen aus Industrieanlagen zusammen. Für genehmigungsbedürftige Anlagen sind in der 
Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) unter Punkt 5.5 Vorgaben für die 
Ableitung der Abgase gemacht. Demnach sind Abgase so abzuleiten, dass ein ungestörter 
Abtransport mit der freien Luftströmung erreicht wird. In der Regel ist eine Ableitung über 
Schornsteine erforderlich, deren Höhe mind. 10 m über Flur bzw. 3 m über Dachfirst betragen 
soll und entsprechend dem emittierten Volumenstrom, der Temperatur des Abgases und dem 
Emissionsmassenstrom unter ungünstigsten Betriebsbedingungen ermittelt werden muss. 
Infolge dieser Anforderung an die Abgasableitung kommt es zu einer schnellen Verdünnung der 
Schadstoffkonzentrationen mit der freien Luftströmung und einem Transport der Abgase 
teilweise über weite Strecken hinweg. Dies hat zur Folge, dass in der Nähe von Anlagen i.d.R. 
deutlich geringere Schadstoffkonzentrationen in der Luft gemessen werden, als nach den 
Emissionen anzunehmen wäre.  

Unbestritten liefern die Industrieanlagen in Wetzlar einen nicht unerheblichen Beitrag zur 
Schadstoffbelastung der Luft, was in Abbildung 19 des Luftreinhalteplans auch deutlich zum 
Ausdruck kommt. Dass vor allem in industrienahen Bereichen auch der immissionsseitige Anteil 
beträchtlich ist, zeigen die Berechnungen der PM10-Jahresmittelwerte für einzelne Straßen in 
Abbildung 15 und in Tabelle 15. (Die prozentualen Anteile der Spalten „Gebäudeheizung“ und 
„Industrie“ wurden aus dem Gutachten zur Berechnung der Immissionsbelastung entnommen. 
Es hat sich aber gezeigt, dass die Überschriften der Spalten „Anteil Gebäudeheizung“ und 
Anteil Industrie“ vertauscht waren, was auf Nachfrage durch den Gutachter bestätigt wurde. 
Dementsprechend wurde Tabelle 15 im Luftreinhalteplan korrigiert.) Auch wenn die meisten 
Emissionen der Industrieanlagen über entsprechend hohe Kamine in die Luft abgegeben und 
ihre Auswirkungen auf die direkte Umgebung daher eher als gering eingeschätzt werden 
können, tragen sie jedoch zur Hintergrundbelastung an anderer Stelle bei und sind schon daher 
dem Stand der Technik entsprechend zu mindern. Von den bodennah emittierten Abgasen aus 
diffusen Quellen ist zu vermuten, dass sie, auch aufgrund der gerade in Wetzlar 
vorherrschenden Kessellage, einen höheren Beitrag zur Schadstoffbelastung der Luft im 
näheren Umfeld leisten. Nicht immer können diese Emissionen mit verhältnismäßigen Mitteln 
begrenzt werden. Die genaue Erfassung der Schadstoffmengen aus diffusen Emissionsquellen 
ist häufig schwierig und mit hohem Aufwand verbunden.  

Da derzeit nicht sicher ausgeschlossen werden kann, dass Emissionen aus diffusen Quellen 
einen relevanten Beitrag zur Schadstoffbelastung der Luft in Wetzlar liefern und sie ggf. seitens 
der Betreiber der Anlagen auf dem Buderus-Gelände nicht umfasst genug ermittelt und 
dargestellt wurden, wird, um eine gesundheitsgefährdende Wirkung dieser Emissionen auf die 
Nachbarschaft ausschließen zu können, eine systematische Untersuchung und Bewertung der 
diffusen Emissionen der Anlagen auf dem Buderus-Gelände seitens der zuständigen Behörde 
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erfolgen. Unter Berücksichtigung des Standes der Technik und der Verhältnismäßigkeit sind 
ggf. erforderliche Minderungsmaßnahmen innerhalb von zwei Jahren (bis Ende 2009) 
umzusetzen.   

Einer Aufnahme weiterer Maßnahmen zur Begrenzung der industriellen Emissionen bedarf es 
nicht. § 47 Abs. 6 BImSchG verpflichtet die jeweils zuständigen Träger öffentlicher 
Verwaltungen zur Umsetzung der einzelnen Maßnahmen. Jede Maßnahme zur 
Emissionsminderung bei Industrieanlagen im Gebiet Lahn-Dill würde sich somit an das 
Regierungspräsidium Gießen, Abteilung Umwelt Gießen, richten. Diese Behörde wird jedoch 
bereits mit den Vorgaben nach Ziffer 6 TA Luft verpflichtet, bei Anlagen, die nicht den 
festgelegten Anforderungen entsprechen, die erforderlichen nachträglichen Anordnungen zur 
Erfüllung der Pflichten aus § 5 Abs. 1 Nummer 1 (Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen, 
entsprechend Einhaltung von Immissionswerten) und 2 (Vorsorge gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen, entsprechend Einhaltung vorgegebener Emissionsgrenzwerte) zu 
erlassen. Eine zusätzliche Festlegung von Minderungsmaßnahmen nach TA Luft käme lediglich 
einer Wiederholung der bereits bestehenden Verpflichtung gleich, daher wurde darauf 
verzichtet.   

 

6.3 Rechtsverordnung nach § 47 Abs. 7 BImSchG 

Der Gesetzgeber ist gehalten, einen vernünftigen Ausgleich zwischen den Interessen der 
Wirtschaft und den der Nachbarschaft bzw. von Dritten in Bezug auf den Betrieb von potentiell 
gefährlichen Anlagen herzustellen. Sofern ein Antragsteller die nach den §§ 5 und 7 BImSchG 
festgelegten Pflichten einhält und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des 
Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb nicht entgegenstehen, besteht für ihn ein 
Rechtsanspruch auf die Erteilung der beantragten Genehmigung. Dieser Grundsatz ist für die 
Genehmigungsbehörde bindend. Sie muss jedoch im Gegenzug sicherstellen, dass 
insbesondere durch den Betrieb der Anlage keine schädlichen Umwelteinwirkungen und 
sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteile oder erheblichen Belästigungen hervorgerufen 
werden können und das entsprechende Vorsorge, insbesondere durch die dem Stand der 
Technik entsprechenden Maßnahmen, getroffen wird.  

Landesregierungen werden nach § 47 Abs. 7 BImSchG ermächtigt, bei Gefahr der 
Überschreitung von Immissionsgrenzwerten durch Verordnung Gebiete festlegen zu können, in 
denen die Errichtung und der Betrieb von Anlagen entweder gänzlich untersagt oder zeitlich 
beschränkt bzw. nur mit höheren betriebstechnischen Anforderungen genehmigt werden darf. 
Von dieser Ermächtigungsgrundlage haben zwar einige Bundesländer Gebrauch gemacht, aber 
weniger hinsichtlich der Beschränkung von genehmigungsbedürftigen Anlagen, als z.B. zur 
Begrenzung der Emissionen aus Holzfeuerungen von Privatwohnungen. Der Erlass einer 
solchen Verordnung ist an klare Randbedingungen geknüpft. Das Betriebsverbot oder die 
Betriebseinschränkung darf nur vorgenommen werden, wenn die Anlagen oder Brennstoffe 
geeignet sind zur Überschreitung der Immissionsgrenzwerte beizutragen und wenn der 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz berücksichtigt wird. 

Die in direkter Nachbarschaft mit Industrieanlagen lebenden Personen werden von den 
Auswirkungen des Anlagenbetriebs i.d.R. stärker betroffen sein, als entfernter liegende 
Wohngebiete und aus diesem Grund für die Schließung oder zumindest starke Einschränkung 
eines Anlagenbetriebs eintreten. Aber sowohl eine Landesregierung als auch ein kommunales 
Parlament sind gehalten, alle Interessen der in ihrem Bereich lebenden Bürger zu 
berücksichtigen. Dazu gehören aber auch die Schaffung wohnnaher Arbeitplätze sowie die 
Gewährleistung der Versorgungssicherheit. Diese Dinge können aber nur bereitgestellt werden, 
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wenn in Betrieben vor Ort Arbeitsplätze entstehen und wenn die Gewerbesteuereinnahmen sich 
in Größenordnungen bewegen, die es einer Kommune erlauben öffentliche Einrichtungen wie 
Schwimmbäder, Bibliotheken, Gemeindezentren, Jugendzentren, aber auch den Öffentlichen 
Personennahverkehr etc. zu finanzieren.  

Um die negativen Auswirkungen eines Anlagenbetriebs auf die Nachbarschaft zu minimieren, 
hat der Bundesgesetzgeber bereits eine Reihe von Vorgaben erlassen, angefangen von der 
Festlegung von Flächen für Nutzungsbeschränkungen bei der Aufstellung von 
Flächennutzungsplänen nach § 5 Baugesetzbuch (BauGB)  über die besonderen Festlegungen 
der Nutzung von Flächen im Bebauungsplan (§ 9 BauGB) bis hin zur Vermeidung benachbarter 
Wohnbebauung und Gebieten mit Betriebsbereichen im Sinne der Richtlinie 96/82/EG (Seveso 
II) nach § 50 BImSchG. Unter Beachtung dieser planerischen Vorgaben ist bereits ein 
ausreichender Abstand zwischen Wohnbebauung und Industrieanlagen gewährleistet. Hinzu 
kommen die gesetzlichen Forderungen nach Vorkehrungen zum Schutz und zur Vorsorge vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen, Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen 
Belästigungen, die die Emissionen einer Anlage soweit begrenzen, dass nach allgemeiner 
Einschätzung keine Gefahren für die menschliche Gesundheit zu erwarten sind.   

In der Vergangenheit war immer wieder zu beobachten, dass bestehende Abstände durch die 
unzulässige Ausweisung neuer (Wohn-)Gebiete zunichte gemacht wurden. Unter diesen 
Planungsfehlern leiden sowohl die Anlagenbetreiber als auch die Nachbarschaft. Das bedeutet 
aber nicht, dass aufgrund eines verringerten Abstands zwischen Wohnbebauung und 
Anlagenbetrieb gleich mit gesundheitsgefährdenden Auswirkungen gerechnet werden muss. Mit 
Einhaltung des Standes der Technik ist dies praktisch auszuschließen. Problematisch gestaltet 
sich die zunehmende Nähe zwischen Produktionsanlagen und Wohnbebauung insbesondere 
bei Lärm. Er ist seitens der Betreiber stärker zu reduzieren, als es für ein Industriegebiet 
vorgesehen ist. Aber auch die Nachbarschaft ist gezwungen höhere Lärmwerte zu akzeptieren 
als für allgemeines oder reines Wohngebiet festgelegt wurden. 

Die Abwägung zwischen Ansiedlung von Wirtschaft und der damit verbundenen Schaffung von 
Arbeitplätzen und Stärkung der Kaufkraft in der Region und dem Gesundheitsschutz durch 
Einhaltung von Immissionsgrenzwerten hat der Bundesgesetzgeber bereits durch die erhöhten 
Anforderungen an den Betrieb von Anlagen durch die Vorgaben der TA Luft getroffen. Durch 
die Festlegung von Maßnahmen für Industrieanlagen über den Stand der Technik hinaus im 
Zusammenspiel mit der Aufstellung von Luftreinhalte- und Aktionsplänen, die wiederum 
insbesondere verkehrsbeschränkende oder –lenkende Maßnahmen vorsehen, wird die 
Einhaltung von Immissionsgrenzwerten angestrebt. Einer zusätzlichen Verordnung zum Verbot 
oder zur Beschränkung von Industrieanlagen bedarf es daher nicht.  
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7. Beitrag der Gebäudeheizung 

Dass im Rahmen der Luftreinhaltemaßnahmen praktisch keine Vorgaben zur Reduzierung der 
Emissionen aus dem Bereich der Gebäudeheizung gemacht wurden, liegt zum einen an ihrem 
geringen Beitrag zur allgemeinen Schadstoffbelastung, aber auch an der Schwierigkeit, eine 
Umsetzung der Maßnahmen in diesem Bereich zu überwachen.  

Die Emissionsdaten stammen aus dem Jahr 2000, da die 5. Verwaltungsvorschrift zum 
BImSchG eine statistische Erhebung dieser Daten nur alle sechs Jahre vorsieht. Bei der 
Erhebung zur Emittentengruppe „Gebäudeheizung“ werden die Emissionen aus den kleinen 
und mittleren Feuerungsanlagen erfasst, die nicht genehmigungsbedürftig nach BImSchG sind. 
Die Feuerungsanlagen dienen überwiegend der Heizung und Warmwasserbereitung in privaten 
und öffentlichen Gebäuden, aber auch der Wärmeerzeugung im Industrie- und 
Gewerbebereich.  

Unter Berücksichtigung statistischer Daten wie z. B. Gebäudegröße, -alter, Beheizungsart und 
die Mengenangaben zu den Energieträgern erfolgt zunächst die Ermittlung des 
Energieeinsatzes sowie seine Differenzierung nach einzelnen Energieträgern.  

In einem zweiten Arbeitsschritt werden die Emissionen, die durch den Einsatz der Brennstoffe 
Heizöl, Erdgas, Kohle und Holz in Feuerungsanlagen entstehen, aus dem Endenergieeinsatz 
mittels energieträgerspezifischer Emissionsfaktoren errechnet. Diese Emissionsfaktoren sind für 
die wesentlichen Energieträger in Tabelle 10 des Luftreinhalteplans aufgeführt. 

Naturgemäß ist der Beitrag der Gebäudeheizung zur Schadstoffbelastung im Winterhalbjahr 
deutlich höher als in den warmen Monaten, der sich z.B. für Wetzlar auf einen Anteil an der 
Gesamtimmissionssituation von weniger als 1 % mittelt.  

Stellten bis vor wenigen Jahren noch Heizöl und Erdgas die wesentlichen Energieträger dar, 
nimmt der Anteil der Festbrennstoffe aufgrund der erheblich gestiegenen Kosten für die 
Energieträger Öl und Gas seit einiger Zeit deutlich zu. Diese Entwicklung ist insbesondere in 
den ländlichen Gebieten zu beobachten wo z.B. Holz als Energieträger in hohem Maß 
verfügbar ist. In stark ländlich geprägten Räumen wie dem Alpenraum haben Untersuchungen 
bereits gezeigt, dass im Gegensatz zu städtischen Gebieten, der Hauptanteil der Partikel im 
Winterhalbjahr aus der Verbrennung von Holz stammt.  

Diese Problematik wird sich aller Voraussicht nach noch verschärfen, da es auch in den 
städtischen Bereichen einen zunehmenden Markt für z.B. Kaminöfen gibt, die im Vergleich zu 
den handelsüblichen Gas- und Ölheizkesseln deutlich höhere Feinstaub-Emissionen 
verursachen. Zwar existieren mit den Holzpellet-Heizungen bereits Feuerungsanlagen für feste 
Brennstoffe mit relativ geringen Feinstaubemissionen, einem jedoch noch immer erheblich 
höheren Schadstoffausstoß im Vergleich zu den üblichen Gas- und Ölfeuerungsanlagen. 

Im Hinblick auf diese Entwicklung und der daraus folgenden Konsequenz einer ansteigenden 
Feinstaubbelastung, hat der Gesetzgeber bereits erste Schritte unternommen, um die 
Emissionen aus Feststofffeuerungsanlagen zu begrenzen, ohne die positiven Aspekte des 
Einsatzes von Holz als Energieträger im Hinblick auf die CO2-Einsparung sowie die 
Ressourcenschonung durch Nutzung nachwachsender Rohstoffe außer Acht zu lassen. So 
sieht der vorliegende Referentenentwurf folgende Regelungen für den Einsatz von festen 
Brennstoffen in Kleinfeuerungsanlagen vor: 

Bescheinigung des Herstellers von Einzelfeuerungsanlagen, dass die weniger strengen 
Grenzwerte der Stufe 1, die unmittelbar nach Inkrafttreten der Verordnung gelten sollen, auf 
dem Prüfstand eingehalten werden, 
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Nachweis über eine Vor-Ort-Messung, dass Grenzwerte der Stufe 1 vergleichbar auf dem 
Prüfstand eingehalten werden, 

nachträglicher Einbau eines bauartzugelassenen Filters. 

Diese Vorgaben werden einen erheblichen Beitrag zur Verminderung der aus dem Bereich der 
Gebäudeheizung emittierten Schadstoffe leisten.  

Einige Kommunen wie München oder Regensburg haben bereits seit mehreren Jahren eigene 
Immissionsschutzverordnungen zur Verminderung der Belastung aus Feuerungsanlagen für 
Festbrennstoffe. Regensburg verbietet den Einsatz von festen Brennstoffen innerhalb des 
Stadtgebiets. Ausnahmen können dann erhalten werden, wenn die Feuerungsanlage 
nachweislich vorgegebene Staubgrenzwerte einhält. München hat ein ähnliches Verbot, das 
sich aber nur auf „handbeschickte Einzelfeuerstätten für feste Brennstoffe, die als 
Zusatzheizung zur Hauptheizung (Zentralheizung) betrieben werde“ bezieht. Ausnahmen davon 
sind in ihren Vorgaben vergleichbar denen der Stadt Regensburg.  

Erfahrungsgemäß werden derartige Verbote nur dann eingehalten, wenn sie auch kontrolliert 
werden. Schornsteinfeger, die regelmäßig die Abgaswerte und den Zustand der 
Hauptfeuerungsanlagen überprüfen, kontrollieren nicht im Bereich der Zusatzfeuerungen. Hier 
erfolgt zwar eine Reinigung der Schornsteine, aber eine Messung ist aufgrund technischer 
Probleme und auch des fehlenden Dauerbetriebs i.d.R. nicht möglich.  

Holz als nachwachsender Rohstoff ist bei einem sachgerechten Einsatz auch als Brennstoff im 
Rahmen der Luftreinhalteplanung nicht zu verurteilen. Sofern es ausreichend trockenes Holz 
oder Holz in Form von Holzpellets betrifft, kombiniert mit einer entsprechenden 
Verbrennungstechnik, sind durchaus anspruchsvolle Emissionsgrenzwerte zu erreichen. Hier ist 
abzuwägen zwischen etwas erhöhten Staubemissionen und der Einsparung von CO2 durch 
Nutzung eines nachwachsenden Rohstoffs sowie der Ressourcenschonung fossiler 
Energieträger. 

Der Entwurf der neuen 1. BImSchV soll dazu beitragen, die Vorteile der Nutzung 
nachwachsender Rohstoffe mit einer Technik zu verbinden, die die Nachteile höherer 
Emissionen nach Möglichkeit ausgleicht. Wenn nur noch Einzelfeuerungsanlagen auf den Markt 
kommen, die von vorneherein den gesetzlichen Anforderungen genügen, hängt es zwar auch 
immer noch von einer ordnungsgemäßen Bedienung und dem Einsatz geeigneter Brennstoffe 
ab, ob die Emissionen der Anlage in einem vertretbaren Rahmen bleiben, aber grundsätzlich ist 
die bereitgestellte Technik in der Lage, den Anforderungen zu genügen. 

Ein wichtiger Beitrag für eine Reduzierung der Gebäudeheizungsemissionen ist auch die 
Nutzung von Fernwärme. Kraftwerke können im Vergleich mit Kleinfeuerungsanlagen einen 
deutlich höheren Wirkungsgrad bei der Ausnutzung der eingesetzten Energie erzielen und es 
sind wirksame Abgasminderungstechniken vorhanden, die die emittierten Abgasmengen im 
Vergleich zu Hausfeuerungen erheblich verringern. Bei der Kraft-Wärme-Kopplung wird die 
Energie, die bei der Stromerzeugung automatisch an Wärme anfällt, sinnvoll genutzt und spart 
damit neben Brennstoffen auch die Emissionen durch Verbrennung dieser Energieträger 
komplett ein. Sofern diese Möglichkeit besteht, sollte sie auf jeden Fall ausgenutzt werden, um 
Energieressourcen zu schonen und Emissionen zu vermindern.  

Die Festlegung von Maßnahmen zur Begrenzung der Emissionen aus Gebäudeheizungen 
können zwar durch ähnliche Vorgaben wie in Regensburg oder München erfolgen, entwickeln 
jedoch erfahrungsgemäß nicht den Effekt, der zu einer nachweislichen Minderung notwendig 
wäre. Daher ist es wesentlich sinnvoller, vor allem aufgrund der flächendeckenden Wirkung, die 
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Vorgaben für Kleinfeuerungsanlagen so zu ändern, dass eine wirksame Reduzierung von 
Emissionen erzielt werden kann.  
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8. Umsetzungsmöglichkeiten weiterer Maßnahmenvorschläge 
8.1 Notwendigkeit eines Aktionsplans 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz unterscheidet in § 47 Abs. 1 und 2 zwei leicht 
unterschiedliche Arten der Planaufstellung, dem Luftreinhalteplan und dem Aktionsplan.  

Der wesentliche Unterschied der beiden Pläne besteht darin, dass die Aufstellung von 
Luftreinhalteplänen im Nachgang zu nachgewiesenermaßen bereits überschrittenen 
Immissionsgrenzwerten (plus Toleranzmargen) erfolgt und, dass die Verpflichtung auch für 
Stoffe gilt, für die die festgelegten Immissionsgrenzwerte erst ab einem in der Zukunft liegenden 
Zeitpunkt gelten (derzeit noch NO2, Benzol). In ihm sind Maßnahmen festzulegen, die zu einer 
dauerhaften Verminderung von Luftverunreinigungen beitragen. 

Aktionspläne im Vorgriff auf die drohende Gefahr einer Überschreitung von 
Immissionsgrenzwerten aufzustellen, und auch nur für die Stoffe, für die bereits 
Immissionsgrenzwerte gelten. Hier sind Maßnahmen zu ergreifen, die kurzfristig wirksam sein 
sollten, um die Gefahr der Überschreitung der Immissionsgrenzwerte zu verringern, oder den 
Zeitraum, während dessen die Werte überschritten sind, zu verkürzen.  

Im Jahr 2003 waren die Immissionsgrenzwerte der 22. BImSchV noch nicht direkt wirksam. In 
diesem Jahr wurde in Wetzlar des Immissionsgrenzwertes plus Toleranzmarge für die 
Kurzzeitkenngröße von PM10 überschritten und war damit Auslöser für die Aufstellung des 
Luftreinhalteplans. Der Immissionsgrenzwert für PM10 trat am 1. Januar 2005 in Kraft. Die 
Aufstellung eines Aktionsplans wäre auch damals nicht erforderlich gewesen. Da seit Januar 
2005 bis heute keine Gefahr der Überschreitung des geltenden Immissionsgrenzwertes 
bestand, ist die Forderung nach Aufstellung eines Aktionsplans unbegründet. 

In Gießen wurde im Jahr 2006 der Immissionsgrenzwert plus Toleranzmarge für NO2 
überschritten. Bei NO2 tritt der Immissionsgrenzwert erst 2010 in Kraft. Auch hier ist die 
Forderung nach Aufstellung eines Aktionsplans unbegründet.  

 

8.2 Tempo 60 

Für die Landesstraße Wetzlar-Lahnau wurde der Vorschlag für die Einführung von Tempo 60 
und einem Überholverbot gemacht. In der Begründung wird auf eine Verminderung des 
Unfallrisikos, der Lärmbelästigung sowie der Schadstoffbelastung verwiesen. 

Gegenwärtig besteht eine Geschwindigkeitsbegrenzung mit Tempo 80 km/h. Die Straße stellt 
keinen Unfallschwerpunkt dar, so dass eine Verringerung der Geschwindigkeit um 20 Km/h 
nach Einschätzung der Straßenverkehrsbehörde voraussichtlich keine signifikante Veränderung 
des Unfallrisikos bringen würde.  

Tatsache ist, dass eine Verringerung der Geschwindigkeit zu einer deutlichen Verminderung 
der Lärmemissionen führen würde. Eine Verminderung der Geschwindigkeit um 20 km/h 
halbiert die Lärmemissionen.  

Auswirkungen auf die Schadstoffbelastung der Luft sind differenziert zu betrachten. Ein 
flüssiges Verkehrsgeschehen trägt auf jeden Fall zu einer Verminderung der 
Schadstoffbelastung bei; sowohl bei den Abgasen als auch durch Verringerung von Abrieb und 
Aufwirbelung.  
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Quelle: Handbuch der Emissionsfaktoren (UBA, 2004)  

Ob der Verkehrsfluss, der nach Aussagen von Verkehrsfachleuten am flüssigsten bei 80 km/h 
verläuft, bei einer Reduzierung der Geschwindigkeit tatsächlich verbessert werden würde, ist 
zweifelhaft.  

Negativ wirkt sich jedoch der mit abnehmender Geschwindigkeit ansteigende der Ausstoß von 
Feinstaub von Lkw ab. Auch bei Pkw liegen die PM10-Emissionen bei 60 km/h etwas höher als 
bei 80 km/h. D.h. es kommt zu keiner Verringerung der Schadstoffbelastung mit Herabsetzung 
der Geschwindigkeitsbegrenzung.  

 

8.3 Immissionsorientiertes Verkehrskonzept 

Mit Umsetzung der Luftqualitätsrahmenrichtlinie sowie der zugehörigen Tochterrichtlinien und 
Inkrafttreten der ersten Immissionsgrenzwerte im Januar 2005 wurde das Bewusstsein in der 
Bevölkerung im Hinblick auf die Auswirkungen der Verkehrsemissionen weiter geschärft. Die 
Erkenntnisse über die insbesondere durch Feinstaub verursachten gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen ließen die Forderungen der Bevölkerung an eine auswirkungsarme 
Verkehrsplanung lauter werden. Die gleichen Forderungen wurden an bestehende 
Verkehrswege gestellt, obgleich eine Umsetzung an diesen Stellen ungleich schwieriger ist.  

Bei der Planung von Verkehrswegen sind aber neben der Luftreinhaltung noch eine ganze 
Reihe weiterer Einflüsse, Interessen und Forderungen zu berücksichtigen. Dazu zählen u.a. die 
Berücksichtigung des Natur- und Landschaftsraums, des Lärmschutzes und der Artenvielfalt, 
wobei die Intension für den Bau einer Straße nicht übersehen werden darf. Straßen werden 
nicht zum Selbstzweck gebaut, sondern dienen z.B. der Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
in einer Kommune oder zur Verbesserung des Warentransports.  

Die Straßengesetze bestimmen, dass neue Bundes-, Landes- und Kreisstraßen nur gebaut 
werden dürfen, wenn der aus Zeichnungen, Berechnungen und Erläuterungen bestehende Plan 
vorher festgestellt ist. 

Zweck der Planfeststellung ist es, alle von dem Bauvorhaben betroffenen öffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander abzuwägen und widerstreitende Interessen auszugleichen, 
ohne dass es noch weiterer öffentlicher Verfahren oder Zustimmungen anderer Behörden 
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bedarf. Die Planfeststellung (Planfeststellungsbeschluss) ersetzt demnach alle nach anderen 
Rechtsvorschriften notwendigen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Erlaubnisse, 
Bewilligungen und Zustimmungen.  

Aufgrund der öffentlichen Diskussionen im Hinblick auf den Schutz der menschlichen 
Gesundheit durch Verkehrsemissionen, sind die zuständigen Behörden für diese Belange 
zunehmend sensibilisiert. Daher kann davon ausgegangen werden, dass die Einhaltung von 
Immissionsschutzgrenzwerten bei der Verkehrswegeplanung im Rahmen der 
Interessensabwägung in notwendigem Maße Berücksichtigung findet. Im Rahmen der 
Regionalplanung für das Gebiet Lahn-Dill wurden dementsprechend bereits konkrete 
Festlegungen als Beitrag zur Verbesserung der Luftqualität im Gebiet Lahn-Dill getroffen (siehe 
Punkt 7.2). 

  

8.4 Verhinderung von Bebauungsverdichtung  

Bebauungsverdichtungen können zu einer verminderten Durchlüftung von Straßenzügen und 
damit zu einer Anreicherung von Feinstaub beitragen. Im Falle schlechter Planungen können 
Bebauungsverdichtungen dazu führen, dass Kaltluftschneisen, die zur Frischluftversorgung von 
Innenstädten dienen, zugebaut werden.  

Richtig umgesetzt, dienen sie aber auch einer Verminderung der Zersiedlung der Landschaft, 
damit dem Natur- und Landschaftsschutz und der Wahrung von Naherholungsgebieten.  

Die pauschale Ablehnung wird, wie in anderen Fällen auch, nicht immer dem Einzelfall gerecht. 
Daher ist die Aufnahme einer so pauschalen Forderung nicht zielführend. 

 

8.5 Umsetzungszeiträume der Maßnahmen 

Für einige Maßnahme sind keine Umsetzungszeiträume genannt, weil zu viele Faktoren noch 
unzureichend bekannt sind, die direkten Einfluss auf die Umsetzung haben. Dazu gehört die 
Planung der Westumgehung, die erst nach erfolgte Planfeststellung und Sicherung der 
Finanzierung umgesetzt werden kann.  

Überhaupt ist die Finanzierbarkeit von Maßnahmen ein wesentlicher Aspekt im Hinblick auf die 
Umsetzung von Maßnahmen. Da die Maßnahmenvorschläge von den jeweiligen Kommunen 
stammen, besteht ein Interesse an ihrer Umsetzung, das durch die Forderung des § 47 Abs. 6 
BImSchG „… Maßnahmen, die Pläne nach den Absätzen 1 bis 4 festlegen, sind durch 
Anordnung oder sonstige Entscheidung der zuständigen Träger öffentlicher Verwaltung nach 
diesem Gesetz oder nach anderen Rechtsvorschriften  durchzusetzen“ nochmals bekräftigt 
wird. Entsprechend der Formulierung „sind durchzusetzen“ besteht kein weiteres Ermessen der 
zuständigen Behörde. 

Da die Haushaltslagen der Kommunen nur wenig Spielraum für zusätzliche Finanzierungen 
bieten, ist eine Abwägung vorzunehmen, welche Aufgaben vordringlich sind. Insofern kann eine 
(kurze) Verzögerung bei der Umsetzung von Maßnahmen durchaus begründet sein. Damit ist 
aber die Angabe eines genauen Umsetzungszeitraums nicht immer möglich. 

 

8.6 Fahrzeugumstellung forcieren 

Der Hessische Ministerpräsident hat zusammen mit den Bundesländern Baden-Württemberg 
und Bayern bereits im Frühjahr 2005 einen Entschließungsantrag mit Maßnahmenvorschlägen 
zur Reduzierung von Feinstaub in den Bundesrat eingebracht. Von den vorgelegten fünf 
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Punkten betrafen allein drei die Forcierung der Fahrzeugumstellung; die Schaffung der 
Kennzeichnungsverordnung als Rechtsgrundlage für die Ausweisung von Umweltzonen, eine 
stärkere Mautspreizung zu Gunsten abgasarmer Diesel-Lastkraftwagen nach Euro V sowie zur 
Vorlage eines Konzeptes für ein Förderprogramm zur beschleunigten Aus- und Nachrüstung 
von Diesel-Fahrzeugen mit Partikelfiltern.  

Alle Forderungen sind inzwischen umgesetzt worden. So wurde im Oktober 2006 die 
Kennzeichnungsverordnung mit Wirkung ab März 2007 erlassen.  

Nach dem Beschluss der Bundesregierung wurde auch rückwirkend für das Jahr 2006 bis hin 
zum Jahr 2009 die Nachrüstung von Dieselfahrzeugen mit einem Rußpartikelfilter steuerlich 
gefördert. Die Regelung trat im April 2007 in Kraft. 

Die Förderung beträgt 330 Euro als einmalige Befreiung von der Kfz-Steuer, wenn 
Dieselfahrzeuge vom 1.1.2006 bis zum 31.12.2009 mit einem Rußfilter nachgerüstet werden 
(gilt nur für Diesel-Pkw, die bis zum 31. Dezember 2006 erstmals zugelassen wurden). Im 
Gegenzug wurde für Dieselfahrzeuge, die nicht dem Partikelgrenzwert der Euro 5 Norm 
entsprechen, vom 1. April 2007 bis März 2011 die Kfz-Steuer um 1,20 Euro je 100 
Kubikzentimeter Hubraum angehoben. 

Am 1. September 2007 sind für schwere Nutzfahrzeuge Änderungen bei der 
Kraftfahrzeugsteuer sowie bei den Mautsätzen der Lkw-Maut in Kraft getreten. Für schwere 
Nutzfahrzeuge gelten neue, niedrigere Kraftfahrzeugsteuersätze. Die Mautsätze der Lkw-Maut 
werden angehoben. 

Seit dem 1. September 2007 fördert die Bundesregierung zudem die Anschaffung besonders 
emissionsarmer schwerer Lkw (Schadstoffklassen S 5 (EURO V) und EEV). 

Die Umstellung auf emissionsarme Fahrzeuge ist der Schlüssel zur Verminderung der 
verkehrsbezogenen (Abgas-)Emissionen.  Hier ist insbesondere die EU-Komission gefordert, 
entsprechend anspruchsvolle Grenzwerte für Feinstaub und Stickstoffdioxid als Euro-Normen 
festzulegen und diese möglichst zeitnah einzuführen.  

Derzeit sind es vor allem noch die leichten Lkw bis 3,5 t, die einen relativ schlechten Standard 
bzgl. Euronormen haben. Sie werden insbesondere von kleinen und mittleren Betrieben 
genutzt, die aber aufgrund der schlechten Konjunktur der letzten Jahre häufig nicht in der Lage 
sind, kurzfristig auf neue Fahrzeuge umzustellen.  

 

8.7 Verkehrskonzept zum Buderus-Gelände 

Bereits im Mittelalter wurde im Bereich der Stadt Wetzlar Eisenerz gewonnen und verarbeitet. 
Mit dem Bau der Eisenbahn Ende des 19. Jahrhunderts fand die Stadt Anschluss an ferne 
Rohstoff- und Absatzmärkte und damit eine neue Bestimmung: Wetzlar wurde 
Industriestandort.  

Die Stadt Wetzlar ist historisch rund um das Industriegebiet gewachsen. Diese aus heutiger 
Sicht sehr ungünstige Konstellation führt naturgemäß zu Problemen zwischen Betreibern und 
der Nachbarschaft. Da diese Situation nicht ohne weiteres geändert werden kann, sind beide 
Seiten aufgefordert, gegenseitig Rücksicht zu nehmen. Dies führt im Einzelfall auf beiden 
Seiten zu Unmut. Können einerseits die Industrieanlagen z.B. nicht die für ein Industriegebiet 
festgelegten Lärmimmissionsrichtwerte ausnutzen, muss die Nachbarschaft Lärmimmissionen 
hinnehmen, die deutlich über die eines Wohngebietes hinausgehen.  
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Als besonders ungünstig erweist sich auch die Erschließung des Industriegebiets mit hohem 
Frachtaufkommen direkt über die Innerstadt. Eine schnelle Änderung dieses Zustandes ist 
aufgrund der hierfür erforderlichen Investitionen zur Änderung der Erschließungssituation bzw. 
der gegebenen Umfeldbedingungen nicht zu erwarten. Jedoch verfolgen einige Firmen die 
Absicht, die Zufahrtssituation mittelfristig in das Dillfeld (Erschließung über B 277 und A480) zu 
verlegen. Dazu sind aber auch entsprechende Voraussetzungen seitens der Stadt Wetzlar zu 
schaffen (z.B. Anschluss an das Dillfeld). 

Die Nutzung des im Industriegebiet vorhandenen Gleisanschlusses kann seitens der Stadt nicht 
vorgeschrieben werden. Häufig liegt es auch an der Bahn AG, ob Gleisanschlüsse noch genutzt 
werden können oder nicht. Dabei sind weniger große Betriebsstandorte betroffen, als kleine 
Zulieferer. Sofern nach Auffassung der Bahn AG ein Anschluss nicht mehr rentabel betrieben 
werden kann, werden selbst anscheinend häufig genutzte Gleisanschlüsse stillgelegt. So haben 
selbst die Betreiber an großen Industriestandorten nur bedingt Einfluss darauf, ob ihrer 
Zulieferer oder ihre Kunden selbst einen Bahnanschluss nutzen können und damit Güter von 
der Straße auf die Schiene verlagert werden.  

Zunehmend bieten nicht der Bahn AG angehörige Schienenlogistikdienstleiter ihre Dienste an. 
Hierzu existiert eine Initiative des Hessischen Landesamtes für Straßen- und Verkehrswesen 
und der IHK Gießen-Friedberg, die eine Verlagerung von Gütern auf die Schiene fördern.  

  

8.8 Einrichtung einer Umweltzone 

Seit März 2007 existiert mit der Kennzeichnungsverordnung (35. BImSchV) eine 
Rechtsgrundlage für die Ausweisung von Umweltzonen. Damit kann ein Fahrverbot innerhalb 
ausgewiesener städtischer Bereiche gegen nicht den festgelegten Schadstoffklassen 
entsprechende Fahrzeuge verhängt werden. Die Verordnung enthält jedoch bereits eine Reihe 
von generellen Ausnahmen für z.B. Einsatzfahrzeuge oder zwei- und dreirädrige Fahrzeuge 
sowie pauschale Ausnahmen z.B. für Versorgungsfahrten mit lebensnotwendigen Gütern oder 
soweit Fertigungs- und Produktionsprozesse ansonsten nicht aufrechterhalten werden können. 

Zu den Ausnahmeregelungen gab und gibt es kontrovers geführte Diskussionen. Aber diese 
Diskussion stellt nicht das einzige Problem bei der Ausweisung einer Umweltzone dar. Da eine 
Reihe von Fahrzeugen nicht mehr durch einen bestimmten Bereich fahren darf, müssen 
entsprechende Umfahrungsmöglichkeiten ausgewiesen werden, die aber nicht dazu führen 
dürfen, dass der Belastungsschwerpunkt nur an eine andere Stelle verlagert wird.  

Unter Berücksichtigung dieser Aspekte ist Wetzlar für die Ausweisung einer Umweltzone nur  
bedingt geeignet. So besteht z.B. im innerstädtischen Straßennetz keine alternative 
Umfahrungsmöglichkeit der Neustadt in der Nord-Süd-Relation. Das Straßennetz in Wetzlar 
weist überwiegend eine „Baumstruktur“ auf, d.h. insbesondere im südlichen Bereich laufen alle 
Ausfallstraßen strahlenförmig auf Wetzlar zu und vereinigen sich zu einer einzigen großen 
Hauptverkehrsstraße, dem Karl-Kellner-Ring. Querverbindungen zwischen den einzelnen 
Ausfallstraßen bzw. parallele Verbindungen zum Karl-Kellner-Ring bestehen nur teilweise. Eine 
Umfahrung der Neustadt wäre somit nur großräumig und mit erheblichem Wegemehraufwand 
möglich. Dies würde zwar zu einer relativen Entlastung des Gebiets der Umweltzone beitragen,  
den Schadstoffausstoß aber nicht nur verlagern, sondern durch die weitere Strecke zusätzlich 
erhöhen.  

Die Einführung von Umweltzonen betrifft weniger große Speditionsbetriebe als kleine und 
mittelständige Unternehmen. Aufgrund der hohen Laufleistung der Lkw bei Speditionen sind 
diese Fahrzeuge bereits überwiegend den Schadstoffklassen 3 und 4 zuzuordnen. D.h., ihre 
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Einfahrt in die Umweltzone wäre zulässig. Dagegen wären kleine Handwerksbetriebe vor Ort, 
die ein relativ altes Fahrzeug nutzen, sehr viel häufiger von dem Fahrverbot betroffen. Werden 
für diese Fahrzeuge Ausnahmen erteilt, ist die Wirksamkeit einer Umweltzone kaum noch 
messbar. Andererseits gilt es abzuwägen zwischen ggf. existenzbedrohenden Beschränkungen 
für kleine Unternehmen vor Ort und der durch das Fahrverbot zu erzielenden 
Minderungswirkung. 

Bei Einführung einer Umweltzone mit Schadstoffklasse 2 wären ca. 14 % der Fahrzeuge 
betroffen, die derzeit die Strecken nutzen.  

Dessen ungeachtet stellen Umweltzonen einen nicht zu unterschätzenden Anreiz für eine 
zügigere Umstellung auf schadstoffarme Fahrzeuge dar. Allerdings dienen Umweltzonen in 
ihrer derzeitigen Ausgestaltung ausschließlich einer Verminderung des Feinstaubs; auf die 
NO2-Problematik geht die Kennzeichnungsverordnung nicht ein.  
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9. Zusammenfassung  

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der gemäß § 47 Abs. 1 BImSchG 
erforderliche Luftreinhalteplan für das Gebiet Lahn-Dill entsprechend den Vorgaben der Anlage 
6 der 22. BImSchV erstellt wurde und diejenigen Maßnahmen enthält, die zur dauerhaften 
Verminderung von Luftverunreinigungen erforderlich, geeignet und verhältnismäßig sind.  

Maßnahmenfestlegungen richten sich gegen alle Emittenten gemäß ihrem Verursacheranteil.  

Speziell in Wetzlar wurde entsprechend des großen Anteils der Industrie an den PM10-
Emissionen eine zusätzliche Maßnahme aufgenommen zur Reduzierung der 
Feinstaubkonzentration aufgenommen, wobei nicht übersehen werden darf, dass gerade die 
Industrie durch die Vorgaben der TA Luft bereits einen erheblichen Minderungsbeitrag leisten 
muss. Dieser kommt in den Maßnahmenfestlegungen nicht in dem Maß zum Ausdruck, da er 
bereits über die Vorgaben des BImSchG festgelegt ist und keiner Wiederholung bedarf. Hierauf 
wurde ausführlich unter Punkt 6. eingegangen.  

Der Anteil der Verkehrsemissionen stellt in Gießen das Hauptproblem dar. Mit einem 
Schwerpunkt der Stadt Gießen auf Maßnahmen zur Verbesserung des öffentlichen 
Nahverkehrs und dem Ausbau der Radwege wird die derzeit einzige Möglichkeit ergriffen, die 
tatsächlich zur einer dauerhaften Verminderung von Verkehrsemissionen führt. Ohne die 
Festlegung einer EU-weiten Verringerung des zulässigen NO2-Ausstoßes bei Fahrzeugen durch 
anspruchsvollere Euro-Normen, wird es zu keiner dauerhaften Verminderung kommen können.  
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